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#WirBleibenZuhause
Deutschland rückt in der Krise zusammen. Die vertraute Wohnung ist mehr denn je 
Zufluchtsort für Familien, Paare und Alleinstehende. Sie bietet Schutz und Geborgenheit. 
Wir erleben rührende Momente, spontane Hilfeleistungen, Solidarität aus der Nachbar-
schaft. Gutes und sicheres Wohnen – selten zuvor war es wichtiger als jetzt. Über viele 
tolle Aktionen berichtet dieses magazin. Dennoch sehnen wir ein Ende der Pandemie 
herbei und hoffen auf eine leuchtende Zukunft. Sie kann gar nicht früh genug beginnen. 
(Foto aus dem Buch „Zukunft Wohnen“) 
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dem 23. März haben wir alle Arbeiten 
ins Homeoffice verlegt, ohne die Abläufe 
zu gefährden. Die Arbeiten für unseren 
eigenen Jahresabschluss sind termin- 
und plangemäß erledigt. Buchhaltung 
und Lohnbuchhaltung sind gesichert. Im 
Rechtsbereich haben wir eine Vielzahl von 
Anfragen zu bearbeiten, die sich teils auf 
völlig neue Fragestellungen beziehen. Das 
gilt auch für den technischen Bereich etwa 
im Hinblick auf nicht durchführbare War-
tungsarbeiten und die damit verbundenen 
technischen Konsequenzen. 

Prüfungsbereich und Steuerabteilung 
waren gut gerüstet und konnten problem-
los mitten in der Saison auf mobiles Arbei-
ten umstellen und ihren Geschäftsbetrieb 
in vollem Umfang und uneingeschränkt 
aufrechterhalten. Insgesamt hatten wir die 
Digitalisierung rechtzeitig vorangetrieben 
und damit die digitale Kommunikation mit 
unseren Mitgliedsunternehmen, Mandan-
ten und Partnern ermöglicht. 

Die Krise wird uns verändern und ge-
rade die Digitalisierung in unserem Ar-
beitsalltag weit selbstverständlicher wer-
den als bisher. Wir werden mit Sicherheit 
an der ein oder anderen Stelle auch künf-
tig die Möglichkeiten digitaler Kommu-
nikation und Videokonferenzen nutzen:  
Corona hat die Digitalisierung beschleu-
nigt!

Neben der Digitalisierung kann die Kri-
se uns aber auch die Zeit und die Chance 
geben, auf das ein oder andere zu verzich-
ten und darüber nachzudenken, was wir 
vielleicht in einem neuen Aufbruch verbes-
sern können. Dabei ist eines für mich völlig 
klar: Der persönliche Umgang miteinander 
und die direkte menschliche Begegnung 
sind durch nichts zu ersetzen! Wir sollten 
die Krise nutzen, um auch diesen Wert des 
Miteinanders neu zu schätzen. 

Lassen Sie uns gemeinsam aufbrechen!

Bleiben Sie gesund!

Ihre 
Dr. Susanne Schmitt

Dr. Susanne Schmitt
Verbandsdirektorin

C orona hat uns fest im Griff. Die 
Vollbremsung der Wirtschaft wird 
tiefe Spuren hinterlassen. Bund 

und Länder haben in einer beispiellosen 
Geschwindigkeit und Entschlossenheit 
Maßnahmen angeordnet, die die Freiheit 
jedes Einzelnen, aber auch die wirtschaft-
liche Betätigung vieler Unternehmen in 
bisher unvorstellbarem Ausmaß einschrän-
ken. Der Shutdown ist eine Situation ohne 
Blaupause, deren weitere Entwicklung kei-
nem gängigen Muster folgen wird. 

Welche Auswirkungen all dies auf die 
Wohnungswirtschaft entfalten wird, ist 
heute nicht ansatzweise absehbar. Eines 
ist jedenfalls klar: Wohnungen werden 
– anders als verzichtbare Konsumgüter – 
immer benötigt. Sie sind Teil der Daseins-
vorsorge in guten wie in schlechten Zeiten. 

Staatliche Hilfen sollen die Folgen des 
Shutdown fürs Erste abfedern und das 
Schlimmste verhindern. Bund und Län-
der haben ein Hilfspaket von mehr als 
700 Milliarden Euro geschnürt und einen 
Schutzschirm über alle Branchen und 
Unternehmen aller Größenklassen aufge-
spannt – mit Ausnahme der Vermietungs-
unternehmen. Dies dürfen wir so nicht 
hinnehmen!

Der Bund hat Hilfen für kleine (Solo-)
Selbstständige, für von Kurzarbeit und 
Arbeitslosigkeit betroffene Arbeitnehmer 
geschaffen sowie eine Sonderregelung für 
Mieter, die coronabedingt vorübergehend 
ihre Mieten nicht (voll) bezahlen können. 
Die im vdw organisierten Wohnungsun-
ternehmen haben ohne zu zögern und in 
vorbildhafter Solidarität sofort erklärt, dass 
kein Mieter wegen Corona seine Woh-

nung verlieren wird. Dies lässt die beson-
dere DNA der vdw Mitgliedsunternehmen 
erkennen. Viele von Ihnen haben darüber 
hinaus ganz pragmatisch Unterstützungs-
maßnahmen aller Art für Ihre Mieter or-
ganisiert und so dafür gesorgt, dass in 
Schwierigkeit geratene Menschen an der 
ein oder anderen Stelle ganz unproblema-
tisch Hilfe erhalten. Dafür gebührt Ihnen 
ein ganz besonderer Dank!

Die Aussetzung der Kündigungsmög-
lichkeiten zugunsten der Mieter ist eine 
richtige Maßnahme, denn sie schützt vor 
Obdachlosigkeit und Elend. Es kann und 
darf aber nicht sein, dass das Risiko von 
coronabedingten Mietausfällen am Ende 
allein die Vermieter tragen! 

Deswegen ist es wichtig, dass die Po-
litik die Wohnungswirtschaft im Blick be-
hält. Die Erleichterung der Wohngeldre-
gelungen ist ein erster richtiger Schritt. 
Allerdings fehlt der zweite Schritt: die Ab-
sicherung der Liquidität für die von Miet-
ausfällen betroffenen Vermieter.

Es ist derzeit noch nicht absehbar, in 
welchem Umfang und wie stark sich die 
Mietausfälle auf die Ertragslage der Woh-
nungsunternehmen auswirken werden. 
Hier haben wir für die Aprilmieten eine 
erste Tendenz, richtig klar wird dies aber 
erst mit den Mieten ab dem Monat Mai 
sein. Eine Liquiditätslücke von drei oder 
gar mehr Monatsmieten bei einem nen-
nenswerten Anteil der Mieter hätte für vie-
le Unternehmen gravierende Folgen: Zual-
lererst würden Ausgaben eingespart und 
im schlimmsten Fall geplante Investitionen 
gestoppt. Der mit den Wohnungsunter-
nehmen verbundene Wirtschaftskreislauf 
könnte zum Erliegen kommen, mit er-
heblichen Konsequenzen für Handwerker, 
Baugewerbe und Dienstleister. Im ungüns-
tigsten Fall wären davon auch Projekte des 
sozialen Wohnungsbaus betroffen, die 
voraussichtlich in den kommenden Jahren 
dringender denn je benötigt werden. Aus 
diesem Grund fordern wir gemeinsam mit 
dem GdW weiterhin die Einrichtung eines 
„Sicher-Wohnen-Fonds“ durch den Bund: 
Die Politik darf die Wohnungswirtschaft in 
dieser Notsituation nicht allein lassen!

Für uns im vdw hat sich der Arbeits
alltag – wie bei vielen von Ihnen auch – 
von heute auf morgen verändert. Seit 
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F E B R U A R

13. F E B   	 Im Niedersächsischen Sozialministerium  
findet ein Abstimmungsgespräch u.a. mit Dr. Roland Suchenwirth 
vom Landesgesundheitsamt zum Thema Legionellen statt. Mehr 
zur Legionellen-Problematik in der Coronakrise im Beitrag auf  
Seite 50.

17. F E B   	 Gemeinsam mit den Unternehmerver-
bänden Niedersachsen veranstaltet der vdw eine Fachkonferenz 
zum Thema „Baukostenentwicklung“. 180 Teilnehmer verfolgen 
die engagierten Beiträge u.a. von Bauminister Olaf Lies. Mehr zu 
der Veranstaltung auf Seite 16.

19. F E B   	 Verbandsdirektorin Dr. Susanne 
Schmitt und die Landesvorsitzende des Mieterbundes, Susanne 
Lippmann, treffen sich zur Vorbereitung des ersten „Parlamentari-
schen Gesprächs“ mit dem für Wohnungsbau zuständigen Land-
tagsausschuss. Geplant war, sich im Anschluss an die turnusmäßi-
ge Ausschusssitzung mit den Abgeordneten zusammenzusetzen, 
um aktuelle wohnungswirtschaftliche Fragen – insbesondere das 
Thema des bezahlbaren Wohnens – zu erörtern. Mittlerweile ist 
dieser Termin abgesagt. Dieses Treffen wäre das erste seiner Art, 
das vdw und Mieterbund gemeinsam initiieren. Angedacht ist au-
ßerdem, im kommenden Jahr einen Parlamentarischen Abend für 
den Niedersächsischen Landtag auszurichten.

19. F E B   	 Die Sicherheitspartnerschaft im Woh-
nungsbau in Niedersachsen kommt zusammen und hat auf ihrer 

Tagesordnung unter anderem die Abstimmung über zwei weitere 
Qualitätssiegel sicheres Wohnen. Nach ausführlichen Beratungen 
werden der LüWoBau Lüneburg und der Nibelungen-Wohnbau in 
Braunschweig die Auszeichnungen zugesprochen. 

24. F E B   	 Die Mitgliedsunternehmen des vdw 
Niedersachsen Bremen sind aufgerufen, bis zum 24. März Kandi-
daten für die Neuwahl des Verbandsrates vorzuschlagen.

24. / 25. F E B 	 In Hamburg veranstalten vdw und 
VNW gemeinsam die Fachtagung Digitalisierung. Mit rund 180 
Teilnehmern ist die Veranstaltung so gut besucht wie nie zuvor.  
Einen ausführlicheren Bericht finden Sie ab Seite 56 in diesem Heft. 

26. F E B   	 Mit Prof. Dr. Norbert Raschper und  
Oliver Helms (beide Geschäftsführer der iwb-Beratungsgesell-
schaft in Braunschweig) verabredet Verbandsdirektorin Dr. Susan-
ne Schmitt unter anderem, eine gemeinsame Fachtagung zum 
Thema „Energetische Analyse“ vorzubereiten. Am gleichen Tag 
stellt Hartwig von Saß, Mitarbeiter der Hannover-Messe, das Kon-
zept einer neuen Immobilienmesse vor, die voraussichtlich im Mai 
2020 Premiere haben soll. 

26. F E B   	 Das Netzwerk „System Denkmalpflege“  
setzt seine Beratungen für einen Leitfaden fort. 

27. F E B   	 Der Fachausschuss für Planung und 
Technik trifft sich zu seiner Sitzung in Nienburg. Die für Mai ge-
plante Studienreise nach Helsinki und die gemeinsame Sitzung mit 
dem Fachausschuss des VdW Rheinland-Westfalen werden abge-
sagt. f

D I E  C O R O N A K R I S E  H AT  U N S E R  L A N D ,  U N S E R E  P O L I T I K ,  U N S E R E  G E S E L L S C H A F T, 

U N S E R E  W I R T S C H A F T,  U N S E R  P R I V AT L E B E N ,  U N S E R E N  A L LTA G  V Ö L L I G  I M 

G R I F F.  M I T U N T E R  F Ü H LT  M A N  S I C H  W I E  I N  E I N E R  D A U E R S C H L E I F E  G E F A N G E N . 

W E N N  S I E  D I E S E S  M A G A Z I N  I N  D E R  H A N D  H A LT E N ,  B E F I N D E T  S I C H  D E U T S C H -

L A N D  S E I T  M E H R  A L S  E I N E M  M O N AT  I N  –  E U P H E M I S T I S C H  A U S G E D R Ü C K T  –  

H A B A C H T S T E L L U N G .  D E U T L I C H E R  G E S A G T:  I M  A U S N A H M E Z U S TA N D .

W A S  I S T  S E I T  D E R  L E T Z T E N  A U S G A B E  D E S  V D W  M A G A Z I N S  M I T T E  F E B R U A R  G E -

S C H E H E N ?  W A S  W A R  N O C H  I N  D E R  V O R - C O R O N A - Z E I T ?  W E L C H E  T H E M E N  U N D 

F R A G E S T E L L U N G E N  B E S C H Ä F T I G E N  D I E  W O H N U N G S W I R T S C H A F T  N E B E N  D E N 

F O L G E N  D E R  PA N D E M I E ?  W I R  W A G E N  A N  D I E S E R  S T E L L E  E I N E N  K L E I N E N  R Ü C K -

B L I C K ,  D E R  K E I N E R L E I  A N S P R U C H  A U F  V O L L S T Ä N D I G K E I T  E R H E B T.  A U S S E R

D E M  B I L D E T  I H R  M A G A Z I N  W I E  G E W O H N T  E I N  B R E I T E S  T H E M E N S P E K T R U M 

A B .  W I R  W Ü N S C H E N  I H N E N  E I N E  I N T E R E S S A N T E  L E K T Ü R E .  U N D  V O R  A L L E M :  

B L E I B E N  S I E  G E S U N D !

Es ist viel passiert… – Ein Rückblick!
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27. / 28. F E B 	 In Schneverdingen trifft sich die Arbeits- 
gemeinschaft der Wohnungsgenossenschaften Elbe-Weser. The-
men unter anderem: bessere Voraussetzungen für mehr bezahl-
baren Wohnraum und funktionierende Mieterstrommodelle. Mehr 
dazu auf Seite 18.

28. F E B   	 Verbandsdirektorin Dr. Schmitt trifft 
sich mit dem NBank-Vorstand und erörtert Perspektiven und 
Hemmnisse der öffentlichen Wohnraumförderung.

M Ä R Z

2. M Ä R Z   	 Im Gespräch zwischen vdw und der 
Klimaschutz- und Energieagentur Niedersachen (KEAN) werden 
weitere Möglichkeiten der Zusammenarbeit diskutiert. Es geht u.a. 
um Seminare, Beratungsangebote, gemeinsame Veranstaltungen 
und das Projekt „Grüne Hausnummer“. 

5. M Ä R Z   	 Verbandsdirektorin Dr. Schmitt nimmt 
an der Tagung der Arbeitsgemeinschaft großer Wohnungsunter-
nehmen in Bielefeld teil. Zentrales Thema: Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung. Beim vdw kümmern sich darum unter anderem Jörg 
Cammann und Mark Oliver Könemund. Sie bieten für Mitglieds-
unternehmen einen Nachhaltigkeitsbericht an. Der Wunstorfer 
Bauverein ist das erste Unternehmen, das auf diesem Weg die 
DNK-Entsprechenserklärung erfüllt hat. Mehr dazu auf auf Seite 
20 und ab Seite 64.   

9. M Ä R Z   	 Beim vdw findet das vorerst letzte  
Seminar zum Thema „Schimmel“ statt.  

11. M Ä R Z   	 In Uelzen tagt die vdw-Arbeitsgemein-
schaft der kreiseigenen Wohnungsunternehmen. Verbandsdirek-
torin Dr. Schmitt informiert über die aktuelle Verbandsarbeit.

11. M Ä R Z   	 Der GdW informiert den Arbeitskreis 
„Presse- und Öffentlichkeitsarbeit“ in Berlin über den Fortgang 
der Imagekampagne. Nach erheblichen Anlaufschwierigkeiten 
sind die ersten Motive in den Sozialen Medien gepostet worden. 
Unter anderem kann man die Kampagne auf Twitter #WohnWirk-
lichkeit verfolgen. Es ist die letzte Sitzung im GdW-Verbandshaus, 
ehe dort die Folgen der Corona-Pandemie zur Absage aller Veran-
staltungen führen. 

12. M Ä R Z   	 In Hannover trifft sich die Arbeits
gemeinschaft der Wohnungsgenossenschaften in der Region  
Hannover. Themen u.a. die Zwischenbilanz der hannoverschen 
Wohnungsbauoffensive, die Reform der Grundsteuer in die anste-
hende Verbandsratswahl.

13. M Ä R Z   	 Der vdw will einen Arbeitskreis „Außen- 
anlagen im Geschosswohnungsbau“ einrichten. Auf einen ent-
sprechenden Hinweis haben mehr als 20 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter von Wohnungsunternehmen ihr Interesse bekundet, 
an einem solchen Erfahrungsaustausch mitzuwirken. Ein erstes 
Treffen wird nach Ende der Corona-Pandemie stattfinden.  

13. M Ä R Z   	 Die Arbeitsgemeinschaft der kommu-
nalen Wohnungsunternehmen im vdw sagt ihr Frühjahrstreffen 
ab.

16. M Ä R Z   	 Die Arbeitsgemeinschaft der Woh-
nungsgenossenschaften im vdw sagt ihr Frühjahrstreffen in Braun-
schweig ab. 

17. M Ä R Z   	 Der vdw sagt das 39. Zwischenahner 
Gespräch ab. Damit fällt diese Traditionsveranstaltung erstmals 
aus. Außerdem werden alle weiteren Seminare, Sitzungen und 
sonstigen Veranstaltungen im Verbandshaus bis vorerst Ende April 
abgesagt. 

17. M Ä R Z 	 Der vdw nimmt zum Entwurf eines 
Niedersächsischen Gesetzes zur Erleichterung der Schaffung 
von Wohnraum (NESWoG) Stellung. Durch das Gesetz sollen die 
Schließung von Baulücken sowie der Ausbau und die Aufstockung 
von Dachgeschossen privilegiert werden, indem die Verpflichtung 
zum Bau von Kinderspielplätzen, die Schaffung von Stellplätzen 
und die Anforderungen an die Barrierefreiheit ausgesetzt werden. 
Mehr dazu auf Seite 21.

18. M Ä R Z   	 Die geplante Sitzung des „Smart- 
Living-Clusters“ fällt aus. 

19. M Ä R Z 	 Verbandsdirektorin Dr. Schmitt gibt ein 
Pressestatement ab zum „Zweckentfremdungsverbot in Nieder-
sachsen“. 

23. M Ä R Z 	 Ein großer Teil der vdw-Mitarbeiter 
arbeitet fortan aus dem Homeoffice. Die technischen Vorausset-
zungen dafür wurden in den vergangenen Tagen geschaffen. Auf 
seiner Internetseite informiert der Verband tagesaktuell über alle 
relevanten Fragen, die sich der Branche derzeit stellen. Außerdem 
wird auf der Online-Plattform „netzwerkwohnungswirtschaft.de“ 
ein Erfahrungsaustausch zur Coronakrise eingerichtet. 

23. M Ä R Z 	 Der vdw betont in einer Pressemittei-
lung die Notwendigkeit eines „Sicher-Wohnen-Fonds“. Die Ver-
bandsdirektorin erklärt die möglichen Auswirkungen eines Mie-
tenmoratoriums: „Es kann und darf nicht sein, dass die Vermieter 
am Ende der Kette diejenigen sind, die das Risiko des Umsatzver-
lustes alleine tragen. Das würde zu einem sofortigen Stopp aller 
Investitionen und dem Aus für viele Vermieter führen. Es wäre ge-
rade vor dem Hintergrund der Forderung nach mehr bezahlbarem 
Wohnraum Wahnsinn, so zu verfahren und könnte sogar zu einer 
Wohnungsnot führen.“

4 Coronakrise



24. M Ä R Z 	 Das EU-Parlament verändert seinen Ta-
gungskalender für den Juni. Der vdw sagt daraufhin die geplante 
Studienreise des Verbandsrats nach Brüssel ab. 

24. M Ä R Z 	 Die für heute geplante Verbandsratssit-
zung und der damit verbundene Workshop zum Thema „Mobilität 
und Wohnen“ in Wolfsburg fallen aus.  

25. M Ä R Z 	 In einer gemeinsamen Erklärung appel-
lieren vdw und Mieterbund an die Landesregierungen in Hannover  
und Bremen, die Einrichtung eines Sicher-Wohnen-Fonds auf 
Bundesebene zu unterstützen. Dr. Schmitt hebt hervor: „Die sozial  
orientierten vdw-Mitgliedsunternehmen haben von sich aus 
Kündigungen wegen coronabedingten Zahlungsausfällen ausge-
schlossen und werden keinen Mieter vor die Tür setzen.“

26. M Ä R Z 	 Der vdw stellt klar, dass niemand das 
Recht hat, seine Miete nicht zu bezahlen und empfiehlt Mietern, 
die wegen der Pandemie in finanzielle Schwierigkeiten geraten 
sind, zügig mit ihren Wohnungsunternehmen Kontakt aufzuneh-
men. Dr. Schmitt sagt: „Die Wohnung war wohl selten wertvoller 
als in diesen Zeiten. Sie bietet Schutz im Privaten und Geborgen-
heit. Wir werden alles daran setzen, dass dies so bleibt. Vermieter 
und Mieter profitieren jetzt von einem besonderen Vertrauensver-
hältnis, an dem wir viele Jahre gemeinsam gearbeitet haben.“ Viele  
Mitgliedsunternehmen reichen diese Mitteilung an ihre örtlichen 
Medien weiter und stoßen dabei auf breite Resonanz.

26. M Ä R Z 	 Der vdw-Wahlvorstand tagt per Video-
konferenz.

27. M Ä R Z 	 Der vdw bereitet ein Musteranschrei-
ben vor, das die Mitgliedsunternehmen an ihre örtlichen Bundes-
tagsabgeordneten schicken können. Darin wird um Unterstützung 
für die Einrichtung eines Sicher-Wohnen-Fonds gebeten. 

30. M Ä R Z 	 Eine internationale Fachkonferenz in 
Berlin im Rahmen des Forschungsprojektes DiverCity wird ab-
gesagt. Das Projekt läuft Ende dieses Jahres aus. Die Ergebnisse 
werden voraussichtlich im November bei einer Abschlusstagung 
präsentiert. 

A P R I L

1. A P R I L 	 Mit seinem monatlichen Newsletter 
„vdw aktuell“ informiert der Verband seine Mitgliedsunterneh-
men über rechtliche, steuerliche und prüfungsrelevante Themen. 
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2. A P R I L 	 Damit die Unternehmen ihre Mieter 
bei Zahlungsschwierigkeiten aufgrund der Pandemie bestmöglich 
unterstützen können, hat der vdw eine Handreichung zu staat
lichen Leistungen wie Wohngeld und Grundsicherung zusammen-
gestellt.

3. A P R I L 	 Der vdw versendet an seine Mitglieds-
unternehmen eine Umfrage zu den Mietausfällen, die im April re-
gistriert wurden. Die Informationen sollen die besonderen Schwie-
rigkeiten der Wohnungswirtschaft in dieser Zeit verdeutlichen. Die 
Branche befürchtet Liquiditätsengpässe aufgrund der veränderten 
rechtlichen Bestimmungen. Als erstes vdw-Mitgliedsunternehmen 
nennt die Kreis-Wohnungsbaugesellschaft Helmstedt Zahlen ge-
genüber der Presse: Monatlich nimmt das Unternehmen nach 
eigenen Angaben 900 000 Euro an Miete ein, 20 Prozent davon 
könnten nach Schätzungen von Stundungen betroffen sein. Das 
ergäbe bis Ende Juni einen Liquiditätsverlust von mehr als einer 
halben Million Euro. 

6. A P R I L 	 Verbandsjustiziar Heinrich Kleine Arndt 
referiert im ersten Online-Seminar des vdw über die Folgen für 
Wohnungsunternehmen durch das „Gesetz zur Abmilderung der 
Folgen der COVID-19-Pandemie“. Das kostenlose Angebot haben 
fast 70 Mitarbeiter aus vdw-Mitgliedsunternehmen angenommen.

7. A P R I L 	 Der Bund hält die Länder an, den Zu-
gang zum Wohngeld zu erleichtern und den Kreis der Bezugs
berechtigten zu erweitern. Die Bremer Senatorin Dr. Maike 
Schaefer ordnet umgehend Maßnahmen zur Sicherstellung und 
Vereinfachung der Auszahlung von Wohngeld an. Die Maßnah-
men sind zunächst bis zum 30. Juni befristet.

15. A P R I L 	 Der vdw hat seine Mitgliedsunterneh-
men hinsichtlich der Entwicklung von Mietrückständen im Monat 
April befragt. Tendenz: Mehr Mieterhaushalte als gewöhnlich, ha-
ben ihre Miete nicht (vollständig) bezahlt. Inwieweit die Corona-
Pandemie die Mietzahlungen tatsächlich beeinträchtigt, wird man 
wohl erst in den nächsten Monaten valide feststellen können. h 
  



magazin: Vorweg: Wie haben Sie die 
Corona-Wochen bisher überstanden? 

Dr. Susanne Schmitt: Glücklicherweise ist 
die ganze Familie gesund und munter. Die 
Umstellung ins Homeoffice war schon ge-
wöhnungsbedürftig, weil keine Termine 
einzuhalten waren und nicht dieser ewige 
Zeitdruck besteht. Politisch waren die Tage 
aber doch ziemlich bewegt, weil wir in Sa-
chen „Sicher-Wohnen-Fonds“ auf Bundes- 
und Landesebene alle Hebel in Bewegung 
gesetzt haben und viele Gespräche nötig 
waren. Die allgemeine Atmosphäre, leere 
Innenstadt, geschlossene Geschäfte, weni-
ge Menschen auf den Straßen – das kam 
und kommt mir noch immer ziemlich un-
wirklich vor. Insgesamt hat sich mein Blick 
auf das ein oder andere schon verändert.

Gerhard Viemann: Im Homeoffice hatte 
ich mir zunächst das Projekt „Umbau des 
Arbeitszimmers“ vorgenommen. Das habe 
ich nun endgültig eingestellt. Ich bin quasi 
rund um die Uhr beschäftigt. Aber im Ernst: 
Ich bin heilfroh, dass wir im Prüfungsdienst 
quasi in Vollauslastung arbeiten können.

magazin: Vermissen Sie nicht den  
Umgang mit Ihren Kollegen? 

Dr. Schmitt: Doch, ich vermisse den persön-
lichen Umgang sogar sehr! Wir kommuni-
zieren über Facetime und Videokonferen-
zen sowie natürlich telefonisch. Aber das 
ersetzt die direkte menschliche Begegnung 
und den persönlichen Austausch nicht. Ich 
freue mich darauf, wenn wir uns wieder 
von Mensch zu Mensch gegenüberstehen.

Viemann: Natürlich vermisse ich den per-
sönlichen Kontakt mit Mandanten und 
meinen Mitarbeitern. Ohne das geht es 
nicht und macht auch alles nicht so rich-
tig Spaß. Aber es ist gegenwärtig nicht 
so, dass wir uns überhaupt nicht sehen. 
Regelmäßig, im Abstand von wenigen Ta-
gen, führen wir gemeinsame Prüferbespre-
chungen von VNW und vdw im Wege der 
Videokonferenz durch. Regelmäßig tau-
schen sich auch die Wirtschaftsprüfer bei-
der Verbände über Videokonferenzen aus. 
Aufsichtsratssitzungen finden nun auch als 
Videokonferenzen statt, an denen sich der 
Prüfer problemlos zuschalten kann.

magazin: Die Pandemie stellt natürlich die 
Wohnungswirtschaft vor große Heraus-
forderungen. Mitunter hatte man den Ein-
druck, die politischen Ereignisse würden 
sich überschlagen. Was sind aus Ihrer Sicht 
die wichtigsten Punkte, die für die Arbeit 
der sozial orientierten Vermieter auch 
in nächster Zeit noch von besonderem 
Belang sind? 

Dr. Schmitt: Natürlich ist die Pandemie auch 
für die Wohnungswirtschaft Niedersach-
sens und Bremens derzeit das beherrschen-
de Thema. Ich rechne mit einer steigenden 
Zahl von bedürftigen Mietern. Deswegen 

„Aus der Krise  
erwachsen auch Chancen“
Zur Corona-Situation und den Herausforderungen für Verbände und  
Wohnungsunternehmen hat das magazin mit Verbandsdirektorin  
Dr. Susanne Schmitt und Prüfungsdirektor Gerhard Viemann gesprochen
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wird der Bedarf an sozial gebundenem 
Wohnraum in den nächsten Jahren vor-
aussichtlich noch steigen. Es könnten ver-
stärkt Menschen in besonders schwierige 
persönliche Lebenssituationen rutschen, 
da würden soziale Angebote und beson-
dere Wohnformen helfen. Als dringendste 
Aufgabe sehe ich aber die Schaffung von 
bezahlbarem Wohnraum.

magazin: Welche Empfehlungen geben 
Sie unseren Mitgliedern, zum einen im 
Umgang mit den Mietern, zum anderen 
aber auch für die Abwicklung wichtiger 
Geschäftsprozesse?

Dr. Schmitt: Beim Umgang mit Mietern 
empfehle ich zuallererst den persönli-
chen Kontakt und das Gespräch, wenn 
es zu einer schwierigen Situation kommt. 
Die meisten Menschen wollen doch ihre 
Pflichten erfüllen, deswegen sollte immer 
nach einer gemeinsamen Lösung gesucht 
werden. Bei der Abwicklung wichtiger Ge-
schäftsprozesse ist die Digitalisierung nun 
nicht mehr wegzudenken. Die damit ver-
bundenen Möglichkeiten sollten künftig 
auch genutzt werden.

magazin: Wie überall musste auch der vdw 
wichtige Veranstaltungen und zahlreiche 
Seminare absagen. Wie geht es nun wei-
ter? Welche wichtigen Termine stehen an?

Dr. Schmitt: Der wichtigste Termin in die-
sem Jahr ist die Wahl des neuen Verbands-
rates. Wir befinden uns mitten im Prozess, 
der planmäßig verläuft. Ich bin zuversicht-
lich, dass sich der neue Verbandsrat am  
8. September konstituieren wird. Das ist 
auch der nächste wichtige Termin für den 
vdw in diesem Jahr: unser Verbandstag 
in Hannover. Ich bin sehr zuversichtlich, 
dass wir uns dort wiedersehen werden. 
Bedauerlicherweise mussten wir aber un-
ser Zwischenahner Gespräch absagen. 
Das war schmerzlich, denn wir hatten ein 
spannendes Programm geplant und viele 
waren bereits voll der Vorfreude. Einige 
geplante Gremiensitzungen konnten wir 
zuletzt per Videokonferenz durchführen, 
andere mussten wir jedoch absagen. Wir 
sind derzeit dabei, ab Mai wieder Fachaus-
schusssitzungen zu planen und diese ge-
gebenenfalls auch per Videokonferenz zu 
organisieren.

magazin: Einige Seminare wurden vom 
Verband zuletzt online angeboten.  
Machen Sie aus der Not eine Tugend? 

Dr. Schmitt: Unbedingt. Gerade die Vorbe-
reitungskurse für die IHK-Prüfungen haben 
sich online bewährt. Da konnten wir näm-
lich keinen Aufschub riskieren! Aber auch 
Webinare werden künftig ein fester Be-
standteil unseres Angebots sein. Die Premi-
ere Anfang April zum neuen Mietrecht hat 
bestens funktioniert. Neben Tagessemina-
ren und Workshops eignen sich Webinare 
auch für die Vermittlung von Know-how in 
komprimierter Form.

magazin: Wie funktioniert die Arbeit im 
Prüfungsverband? Wie kann die Einhal-
tung der gesetzlichen Fristen gewährleis-
tet werden? Was müssen die Wohnungsun-
ternehmen diesbezüglich bedenken? 

Viemann: Tatsächlich hat uns die Corona
krise mitten in der laufenden Prüfungssai-
son getroffen. Die vollständige Verlagerung 
der Prüfungstätigkeit in das Homeoffice der 
Prüfer musste schnell erfolgen und gleicht 
einer Operation am offenen Herzen. Uns 
kommt zu Gute, dass wir bereits im letz-
ten Jahr umfangreiche Umstellungen in 
Hinblick auf das digitale Arbeiten vorge-
nommen haben. Unsere Prüfer können 
digital über einen gesonderten SmartSync-
Server gemeinsam an Prüfungsmandaten 
arbeiten. Der Austausch von Daten und 
Prüfungsunterlagen mit dem Mandanten 
erfolgt digital über eine Cloud-Lösung.  

magazin: Klappen die neuen Abläufe?

Viemann: Erstaunlich gut, im Grunde so-
gar reibungslos. Die Bereitschaft und die 
Fähigkeit unserer Mitgliedsunternehmen, 
mit uns digital zu kommunizieren, hilft 
uns da natürlich sehr! Gemeinsam können 
wir gewährleisten, dass die gesetzlich vor-
gegebenen Abläufe bei der Prüfung und 
Steuerveranlagung umgesetzt werden. Das 
schafft Sicherheit für die Unternehmen und 
sichert nicht zuletzt Beschäftigung bei den 
Unternehmen und im Prüfungsverband.

„ I N S G E S A M T  M E I N E  I C H ,  D A S S  D I E  H I L F E N  Z U  W E N I G  A U F  S U B S I D I A R I T Ä T  S E T Z E N .  E S  W E R D E N 

A U C H  J E N E  P R O F I T I E R E N ,  D I E  K E I N E  H I L F E  B E N Ö T I G E N  O D E R  D I E  S C H O N  Z U V O R  A N  D E R  

G R E N Z E  Z U R  I N S O LV E N Z  S TA N D E N .  I M  N A C H H I N E I N  M Ü S S E N  W I R  A L L E  D A F Ü R  A U F K O M M E N . 

D I E S  I S T  Z W E I F E L L O S  D A S  G R Ö S S T E  U M V E R T E I L U N G S P R O G R A M M ,  D A S  E S  J E  I N  F R I E D E N S

Z E I T E N  G E G E B E N  H AT.  P R O F I T I E R E N  W E R D E N  G L Ü C K S R I T T E R  U N D  S U B V E N T I O N S J Ä G E R ,  D I E  I N 

D E N  G R O B  G E S T R I C K T E N  G E S E T Z E N  L Ü C K E N  S U C H E N .  P R O F I T I E R E N  W E R D E N  A U C H  B R A N C H E N 

W I E  L I E F E R D I E N S T E  O D E R  M E D I Z I N G E R Ä T E H E R S T E L L E R ,  D E N E N  M A N  D A R A U S  K E I N E N  V O R W U R F 

M A C H E N  K A N N .  V E R L I E R E N  W E R D E N  A L L E  Ü B R I G E N ,  I N S B E S O N D E R E  T R A N S F E R E M P F Ä N G E R 

U N D  S T E U E R Z A H L E R . “

Prof.  Dr.  Stefan Homburg, Direktor des Instituts für öffentl iche Finanzen an der Leibniz Universität in Hannover, 
in einem Interview mit dem landespolit ischen Nachrichtendienst „Rundblick“ (3.  Apri l  2020)
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magazin: Der Verband hat einen Online-
Erfahrungsaustausch im netzwerkwoh-
nungswirtschaft.de eingerichtet. Wie sind 
Ihre Erfahrungen?

Dr. Schmitt: Wir versuchen seit Beginn der 
Krise über das Online-Netzwerk unsere 
Mitgliedsunternehmen auf dem Laufenden 
zu halten und alle aktuellen Entwicklungen 
aufzubereiten. Bisher sind die Erfahrungen 
sehr gut. Der Austausch ist intensiv und 
schnell. Dies war in dem Chaos der ersten 
Coronatage enorm wichtig, weil alle ver-
unsichert waren und schnelle Antworten 
suchten. Darin liegt aber auch eine Gefahr: 
Schnelligkeit kann wichtig sein, aber bei 
komplexen Sachverhalten geht es auch um 
Sorgfalt und Gründlichkeit. Wir sollten des-
wegen genau abwägen, auf welche Fragen 
schnelle Antworten gegeben werden kön-
nen und welche Fragen einer eingehende-
ren Prüfung bedürfen.  

magazin: Man sucht natürlich auch das 
Gute im Schlechten. Und vielfach gibt es 
in diesem Zusammenhang Gedanken wie: 
neue Formen des Arbeitens entstehen, die 
Digitalisierung kommt voran, Terminka-
lender werden entrümpelt. Was wird aus 
Ihrer Sicht Bestand haben, wenn die Krise 
überwunden ist?

Dr. Schmitt: Die Digitalisierung wird be-
schleunigt, gar keine Frage! Damit verbun-
den sind natürlich neue Formen des Ar-
beitens und der Kommunikation auch im 
beruflichen Bereich – das wird bleiben. Ich 
glaube, dass auch der gesellschaftliche Zu-
sammenhalt, die Bedeutung nachhaltiger 
Geschäftsmodelle und eine echte Besin-
nung auf menschliche Werte bleiben wer-
den – jedenfalls für eine bestimmte Zeit. 
Dies wird die Bedeutung unserer Mitglieds-
unternehmen noch einmal stärken. Wir 
werden alles daransetzen, aus der Krise er-
wachsende Chancen zu ergreifen und zum 
Nutzen unserer Mitglieder einzusetzen.  

Hannover. Die Coronakrise stellt alle Bereiche des wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Lebens vor besondere Herausforderungen. 
Auch die Weiterbildung und das Tagungsgeschäft ist massiv be-
troffen. Präsenzveranstaltungen mussten reihenweise abgesagt 
werden, so auch die vom FAI durchgeführten Vorbereitungskurse 
auf die IHK-Abschlussprüfung für Auszubildende. Karsten Dürkop, 
Bildungsreferent beim vdw, hat kurzfristig die Möglichkeit geschaf-
fen, die Kurse über das Internet anzubieten. 

Bereits zwei Wochen nach der Absage fand der erste von sechs 
Prüfungsvorbereitungstagen mit Dozentin Heike David über die 
Online-Plattform edudip statt. Insgesamt verfolgten bis zu 120 
Prüflinge die drei Lernblöcke „Spezielle Betriebswirtschaftslehre“, 
„Rechnungswesen“ und „Wirtschafts- und Sozialkunde“. 

Eine ganz besondere Leistung vollbrachte hier Heike David, die 
ihren Vortrag mit zahlreichen Übungen in die Onlinewelt hob. Von 
Seiten der Teilnehmer und aus Reihen der Mitgliedsunternehmen 
wurde das schnelle Agieren des vdw / FAI gelobt: Frank Ermlich, Lei-
ter Services und Prokurist bei hanova, gratulierte zur gelungenen 
Premiere der Online-Vorbereitungsseminare. „Der FAI ist dadurch 
in eine neue digitale Dimension vorgestoßen.“ 

120 Azubis profitieren vom 
vdw / FAI-Onlineangebot 

Weiterbildung in Corona-Zeiten: 

Für den vdw bietet sich jetzt die Möglichkeit, ein weiteres Wei-
terbildungs-Standbein zu etablieren. So hat vdw-Justiziar Heinrich 
Kleine Arndt bereits in einem Web-Vortrag über die Auswirkungen 
der Coronakrise auf die Wohnungswirtschaft berichtet.

Am 27. April beginnt das dreiteilige Online-Seminar  
„Aktuelle Rechtsprechung im Wohn- und Gewerberaum-
mietrecht“ mit Rechtsanwalt Mario Viehweger. Weitere 
Web-Angebote sind in Vorbereitung. Informationen unter  
www.vdw-wohnen.de. h

Viemann: Bei aller Dramatik, die die Corona- 
Pandemie mit sich bringt, verzeichnen im 
Moment die Wohnungsunternehmen und 
auch wir einen gewaltigen Innovations-
schub. Es gibt eben auch Chancen, die wir 
in der Krise entdeckt haben und umsetzen. 
Aber wie gesagt, der persönliche Kontakt 
ist unerlässlich. Ebenso ist es unerlässlich, 
dass ein Prüfer auch vor Ort im Kontakt 
mit dem Mandanten steht. Ich denke, in 
Zukunft werden wir einen Weg finden zwi-
schen alter und gegenwärtiger Arbeitswei-
se. Eins ist aber sicher: Wir werden nicht 
vollständig in unsere alten Arbeitsweisen 
zurückfallen, wir werden unsere Chancen 
für ein effizienteres Arbeiten zum Wohle 
unserer Unternehmen nutzen!

magazin: Vielen Dank für das Gespräch. h 
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Nicht nur das Virus ist  
ansteckend, auch Freundlichkeit, 
Hoffnung und Nächstenliebe 
verbreiten sich!

Coronakrise10

Die Corona-Pandemie fordert den Wohnungsunternehmen in Niedersachsen und Bremen vieles ab.  

Innerbetriebliche Abläufe müssen neu justiert und gänzlich neu definiert werden. Das soziale Manage-

ment leistet Schwerstarbeit, um den Mieterhaushalten zu helfen, die besonders betroffen sind. Die 

Unternehmenskommunikation sorgt dafür, dass sowohl die Belegschaften als auch die Mieter stets auf 

dem Laufenden sind und die neuen Gesetze, Verhaltensregeln und nachbarschaftlichen Unterstützungs-

angebote kennen. Binnen kürzester Zeit haben Wohnungsgenossenschaften und -gesellschaften und die 

Verbände tolle Ideen kreiert, um gutes und sicheres Wohnen zu gewährleisten. Hier ein kleiner Überblick 

(der keinen Anspruch auf Vollständigkeit erhebt): 

GEWOBA



„Wie eine Großfamilie. Gerade jetzt.“ – So heißt der Handlungs-
leitfaden der Braunschweiger Baugenossenschaft in der 
Corona-Zeiten. Aufgeführt sind neben einer stärkeren Präsenz in 
den sozialen Medien u.a. informative Aushänge in den Treppen-
häusern, Büchertische in den Häusern und ein Fotowettbewerb.

Der Wunstorfer Bauverein bietet wochentags mit der  
„tegeler-Gruppe“ einen kostenlosen Einkaufsservice für alle Be-
wohner an, die über 60 Jahre alt sind oder Vorerkrankungen 
aufweisen. „Gemeinsam statt einsam“ sei das Motto, betonen 
Vorstand Michael Nahrstedt (von links), Raik Lubitz, Dorina Aulich 
und Jens Tegeler (alle tegeler-Gruppe). 

11

Die GEWOBA in Bremen organisiert mit Künstlern, Musikern und 
Sportcoaches vielfältige Aktivitäten, an denen die Mieter in den 
Wohnungen spontan teilnehmen können. Dazu gehören Balkon-
gymnastik, Musik zum Mitsingen und ein Mieter-Quiz. Außerdem 
haben Ostermontag an verschiedenen Standorten in Bremen und 
Bremerhaven Musiker der Bremer Philharmoniker, der Bremer 
Kammerphilharmonie sowie des Orchesters des Stadttheaters 
Bremerhaven Hofkonzerte mit klassischer Musik und Melodien 
zum Mitsingen gegeben. 

RTL dreht im Wolfsburger Neubaugebiet Steimker Gärten einen 
Bericht über „Alltagshelden“ in Corona-Zeiten und interviewt 
Bauhandwerker einer Baustelle von VW Immobilien.
Darüber hinaus unterstützt VWI die Aktion „Wir helfen“, eine 
Initiative der Stadt Wolfsburg, des VfL Wolfsburg und des Stadt-
jugendrings Wolfsburg. Hauswarte werden nach und nach 
Muster-Aushänge in den Treppenhäusern aufhängen, wo man 
seine Nachbarschafts-Hilfe anbieten kann. Auch die Gifhorner 
Wohnungsbau-Genossenschaft hat in ihren Treppenhäu-
sern Listen ausgehängt, in die sich Bewohner eintragen können, 
die Unterstützung im Alltag benötigen bzw. bereit sind, anderen 
zu helfen.

f

VW Immobilien

VW Immobilien in Zusammenarbeit mit 
der Stadt Wolfsburg, dem VfL Wolfsburg 
und dem Stadtjugendring Wolfsburg

Braunschweiger Baugenossenschaft

Wunstorfer Bauverein



Die Wohnungsunternehmen befürchten aufgrund der neuen 
Rechtslage und der neuen Kündigungsmöglichkeiten bei Zah-
lungsverzug einen erheblichen Anstieg der Mietrückstände. Dabei 
hatte die Branche in den vergangenen Jahren auch durch inten-
sive Schuldnerberatung das Problem „Mietschulden“ gut in den 
Griff bekommen, wie die GdW-Grafik verdeutlicht.

Sehr frühzeitig hat die GSG Oldenburg reagiert und bereits in 
der ersten Märzhälfte Vorkehrungen gegen die Verbreitung des 
Corona-Virus eingeleitet. Auf der Homepage, im Verwaltungsge-
bäude, an Spielplätzen und in den Miethäusern wurde entspre-
chend informiert. 

Der GdW hat ein Anzeigenmotiv zur Coronakrise konzipiert und 
stellt es allen Mitgliedsunternehmen z.B. für Mieterzeitungen, als 
Plakat oder zur Online-Kommunikation zur Verfügung.

Der Spar- und Bauverein Hannover bietet im Stadtteil Vah-
renwald für Risikogruppen Einkäufe und Apothekengänge an. 
Auch die Wege zum Arzt, um Rezepte oder Medikamente zu be-
sorgen, werden erledigt. Im gesamten Bestand kümmert sich der 
Spar- und Bauverein um ältere Menschen. Unter anderem wird 
mit Senioren telefoniert, um Einsamkeit vorzubeugen. Die Genos-
senschaft verschickte einen Mut-Mach-Brief zu Ostern, verteilte 
Mut-Mach-Plakate und verfasste eine Mut-Mach-Video-Botschaft 
an die ehrenamtlichen Helfer. In einem Sonder-Newsletter wird 
informiert, wie man gut durch die Coronakrise kommt, dort fin-
det man Deko-Tipps und Fitness-Anleitungen. In einer Senioren-
wohnanlage hat die AWO als Kooperationspartner ein kreatives 
Alternativprogramm für die Bewohner ausgearbeitet. 

Coronakrise12

Spar- und Bauverein Hannover

GSG Oldenburg

GdW



Die KSG Hannover und der Nachbarschaftsverein win haben 
in Langenhagen-Wiesenau einen Briefkasten am Quartierstreff 
zum „Kontaktkasten" umfunktioniert. Dort können Sorgen, 
Kontaktwünsche, Rückrufbitten oder andere Dinge auf dem er-
laubten Spaziergang eingeworfen werden. Außerdem dienen die 
Fensterscheiben des Quartierstreffs als „Infoportale“ mit Nach-
richten, Hinweisen und vielem mehr. 

Die Wohnungsbau Grönegau kündigte Anfang April an, in 
diesem Jahr auf Mieterhöhungen zu verzichten.

Die NEULAND in Wolfsburg hat 250 Einmal-Schutzanzüge aus 
eigenen Beständen gespendet und an das Sammellager der Be-
rufsfeuerwehr ausgeliefert. Außerdem hat das Unternehmen eine 
stadtweite Aktion unterstützt, in der 5 000 Malbücher für Kinder 
angefertigt und verteilt wurden.

Die Mitarbeiter der Wohnungsgenossenschaft Bremer
haven haben alle Mitglieder angerufen und gefragt, ob jemand 
Hilfe benötigt oder Unterstützung leisten kann. Außerdem wurde 
ein Netzwerk aus externen Helfern aktiviert, zu denen unter an-
derem die Kreuzkirche, die Freiwilligenagentur des Magistrats und 
die Diakonie gehören.

Das Hotel Global Inn, dass zu VW Immobilien gehört, ist zu  
einem Behelfskrankenhaus umgebaut worden. Im Extremfall 
könnten dort 210 Patienten versorgt werden. 

Hannoversche Wohnungsunternehmen, darunter auch 
vdw-Mitglieder, stellen in einer gemeinsamen Zeitungsanzeige 
heraus, bis Ende des Jahres keine Mieterhöhungen durchzufüh-
ren und in coronabedingten Problemlagen schnell und kulant zu 
helfen. Verbandsdirektorin Dr. Susanne Schmitt erklärt gegenüber 
der „Immobilienzeitung“. „Unsere Wohnungsgenossenschaften 
und kommunalen Wohnungsgesellschaften handeln sozial ver-
antwortungsbewusst und werden dafür Sorge tragen, dass kein 
Mieter wegen der Coronakrise seine Wohnung verliert. Darauf 
können sich alle verlassen. Dass hannoversche Unternehmen dies 
in einer Zeitungsanzeige auch öffentlich erklärt haben, unter-
streicht diese Haltung.“

Die Volksheimstätte Göttingen unterstützt die örtlichen 
Tafeln mit einer Spende in Höhe von 5 000 Euro. Auch die Ob-
dachlosenhilfe wird von der Genossenschaft finanziell unterstützt. 
Völlig unbürokratisch hat die Volksheimstätte in einem ganz be-
sonderen Fall geholfen: Ein Mieter hatte geplant, mit seiner Fami-
lie im April ins Ausland ziehen. Die alte Wohnung wurde gekün-
digt, der Nachmieter hatte sein Haus verkauft und stand somit 
selbst in den Startlöchern für seinen Umzug. Aufgrund der Pan-
demie hat sich aber die gesamte Planung zerschlagen. Die Familie 
muss bis auf Weiteres in Göttingen bleiben. Die Genossenschaft 
hat daraufhin ihr Netzwerk aktiviert und innerhalb weniger Tage 
der Familie einen Überseecontainer zum Einlagern des gesamten 
Haushaltes organisiert. Die Familie lebt jetzt in einer angemiete-
ten Ferienwohnung in Göttingen.

Die räumliche Trennung von Kollegien ist für viele Unternehmen 
das Gebot der Stunde. Um Mitarbeiter vor Infektionsgefahren 
zu schützen, gibt es verschiedene Wege: So hat der Bauverein 
Leer ein „Schichtmodell“ eingeführt. Die Frühschicht arbeitet 
von 6 bis 14 Uhr, die Spätschicht danach bis 22 Uhr. Ein Tag im 
Büro, ein Tag im Homeoffice – auf diesen Wechsel setzt unter 
anderem die Siedlungsgesellschaft Cuxhaven. Generell ist 
das Homeoffice natürlich verbreitet. Aber auch die strikte Abschir-
mung einzelner Teilbereiche – z.B. der IT bei der Nibelungen 
Wohnbau – wird durchgesetzt. Viele Unternehmen haben eine 
„Corona-Taskforce“ etabliert, um die eingeleiteten Maßnahmen 
ständig zu evaluieren und ggf. nachzusteuern. 

Die gbg Hildesheim hat vor Ostern einen Foto- und Video-
wettbewerb gestartet und 20 attraktive Preise ausgelobt. Titel des 
Wettbewerbs: „Schön zu Hause bleiben“. h
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Ziele und Herausforderungen 
der Bremer Wohnungspolitik
Wir wollen ausreichenden, bedarfsgerechten und qualitativ guten Wohnraum für alle Menschen in  

allen Preissegmenten schaffen, den sozialen Zusammenhalt stärken und der drohenden Spaltung in  

arme und reiche Stadtteile entgegenwirken. Das ist gmeinsames Ziel des Bremer Senats. Die  

Preissteigerung in allen Segmenten des Wohnens ist eine zentrale Herausforderung für wachsende 

Städte. Das betrifft auch Bremen. Die Gründe für diese Steigerungen sind vielfältig.

DR. MAIKE SCHAEFER 
Senatorin für Klimaschutz, Umwelt, Mobilität,  
Stadtentwicklung und Wohnungsbau  
der Freien Hansestadt Bremen

D er Wohnungsmarkt in Bremen ist zwar angespannt, aber 
im Vergleich zu anderen Großstädten nicht überhitzt. 
Gleichwohl sind in Bremen die Kosten, die für das Woh-

nen aufgewandt werden müssen, in Bezug auf das verfügbare 
Haushaltseinkommen mit einem Anteil von knapp 30 Prozent re-
lativ hoch. Das hat etwas mit der Struktur des Bremer Wohnungs-
marktes und den aufgerufenen Preisen, aber vor allem auch mit 
der Einkommenssituation vieler Bremerinnen und Bremer zu tun. 
Die Stabilisierung der Kosten für das Wohnen und die Schaffung 
bezahlbaren Wohnraums ist ein Element zur Verbesserung der Si-
tuation, die Verbesserung der Einkommen muss ein weiteres sein. 
Insbesondere für Bremen ist dies ein wichtiger Faktor. Denn an den 
Orten, an denen die Mieten in Bremen tendenziell niedriger sind, 
ist leider durch das geringere Einkommen auch die Mietbelastung 
für die Menschen am höchsten.

Bislang haben wir in unserer Wohnungspolitik in der Stadt 
Bremen vor allem auf den Wohnungsneubau gesetzt. Ein Viertel 
der neu geschaffenen Wohnungen mussten Sozialwohnungen 
sein, wenn kommunale Wohnbauflächen veräußert wurden oder 
wenn neues Baurecht geschaffen wurde. Diese Quote haben wir 
jetzt auf 30 Prozent erhöht. Unter den Rahmenbedingungen der 
Haushaltsnotlage ist es uns zudem gelungen, über drei Landes-
programme zur Wohnraumförderung mit einem Darlehensvolu-
men von insgesamt 184,2 Millionen Euro Fördermittel für etwa 
2 500 Wohnungen in der Stadt Bremen bereitzustellen. Es soll jetzt 

ein viertes Wohnraumförderprogramm mit weiteren 92 Millionen 
Euro folgen. Das Ziel der Innenentwicklung wurde dabei konse-
quent verfolgt.

Im Bereich der Bestandssicherung wurden durch den Ankauf 
der Wohnbaugesellschaft BREBAU mit 6 000 Wohnungen wesent-
liche Bestände in kommunales Eigentum überführt. Damit sichern 
wir gutes und bezahlbares Wohnen in Bremen, haben aber auch 
ein weiteres Instrument in der Hand, um selbst steuernd kommu-
nalen Wohnraum zu schaffen. Ein weiteres Beispiel für die Siche-
rung von Beständen ist der Ankauf von Wohnungen der VONOVIA 
im Ortsteil Lüssum durch die GEWOBA, die zu mehr als 75 Prozent 
Bremen gehört. Gelungen ist dies in einem engen Zusammenspiel 
zwischen Stadt und GEWOBA und dank der engen Verzahnung 
von Wohnraumförderung und Städtebauförderung. In diesem Fall 
ging es jedoch nicht nur um die Sicherung günstiger Mieten, son-
dern auch um die Qualität des Wohnens. Der Preis ist nicht alles, 
Wohnen bedeutet leben und Lebensqualität.

Aufbauend auf der Wohnraumförderung haben wir gemein-
sam mit dem Senat und den verschiedenen Wohnungsbaugesell-
schaften mehrere strategische Vorhaben auf den Weg gebracht. 
Ob Scharnhorst-Areal, Bundeswehrhochhaus, Vorderes Woltmers-
hausen, die Überseeinsel oder die Überseestadt – nicht zu verges-
sen das Neue Hulsberg-Viertel oder die Gartenstadt Werdersee. 
Alle diese Projekte stehen für einen inhaltlichen konzeptionellen 
Anspruch und für die Schaffung von Wohnraum und immer geht 
es auch um Quartiersentwicklung.
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Was haben wir uns für die nächsten Jahre  
noch vorgenommen?

Wir wollen die Mieten stabil und bezahlbar halten. Das Wohnen in 
Bremen muss erschwinglich sein. Dafür wollen wir die Vorausset-
zungen für 10 000 Wohneinheiten schaffen und den Bestand an 
Wohnungen in der Sozialbindung auf 8 000 Wohnungen erhöhen. 
Die bestehende Wohnraumförderung werden wir attraktiver ge-
stalten. Vorgesehen ist, besagtes Landesförderprogramm für den 
Mietwohnungsbereich mit einem Volumen von 92 Millionen Euro 
auf den Weg zu bringen. Erstmalig sollen nicht nur Darlehen, son-
dern auch echte Zuschüsse gewährt werden. Derzeit beträgt die 
Dauer der Sozialbindung nach den aktuellen Förderungsbedingun-
gen 20 Jahre. Das ist uns zu wenig, daher werden wir sie jetzt auf 
mindestens 30 Jahre verlängern.

Die Quote für geförderten Wohnungsbau werden wir auf 
30 Prozent erhöhen, auch werden wir ein regional differenzier-
tes Quotenmodell in Bremen prüfen. Wichtig ist dabei, dass es 
praktikabel, verlässlich und vor Ort akzeptiert ist. Flankierend zu 
den im Neubau neu geschaffenen Sozialwohnungen in der Stadt 
Bremen ist vorgesehen, Belegbindungen nach Auslaufen zu ver-
längern. Auch die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum ober-
halb der Quote für geförderten Wohnungsbau wollen wir fördern. 
Daher sollen insbesondere die Wohnbaugesellschaften GEWOBA, 
STÄWOG und BREBAU bei der Umsetzung von Pilotprojekten des 
mittleren Segmentes unterstützt werden. Das erste dieser Projekte 
wird mit der GEWOBA auf dem Gebiet der ehemaligen Scharn-
horst-Kaserne umgesetzt.

Die Rolle von Genossenschaften wollen wir in Bremen stärken. 
Neue, alternative Akteure im Wohnungsmarkt sind wichtig, um 
auch auf unterschiedliche Nachfragen reagieren zu können. Daher 
werden wir aufbauend auf der Wohnraumförderung einen Vor-
schlag für ein Genossenschaftsförderprogramm machen. Und wir 
wollen das energetische Bauen nach KfW40-Standard im sozialen 
Wohnungsbau fördern, indem wir dort die Mietobergrenze bei 
6,80 Euro pro Quadratmeter festsetzen.

Eingebunden sind diese konkreten Instrumente in eine ge-
samtstädtische Handlungsstrategie, dem Stadtentwicklungsplan 
Wohnen. Die Erarbeitung befindet sich auf der Zielgeraden und 
soll im Herbst 2020 der Bürgerschaft zur Beschlussfassung vorge-
legt werden. Mit ihm steuern wir die Entwicklung des Wohnens 
in Bremen. Die Grundlagen dafür werden zwar in meinem Res-
sort erarbeitet, der gesamte Plan wird jedoch mit allen Akteuren 

des Bündnisses für Wohnen eng abgestimmt. Wir stehen vor einer 
großen gesellschaftlichen Aufgabe. Das Ziel, ausreichenden und 
bedarfsgerechten Wohnraum für alle Menschen zu schaffen, ist in 
Einklang zu bringen mit einer nachhaltigen, klimaschonenden und 
klimaangepassten zukunftsfähigen Stadtentwicklung. 

Das wird neue Konzepte und  
Lösungsansätze erfordern 

Das Bündnis für Wohnen muss breiter in der Gesellschaft veran-
kert werden. Es bedarf einer hohen Akzeptanz für die Schaffung 
von Wohnraum und für dessen Erhalt. Zwar werden von allen Sei-
ten mehr Wohnungen gefordert, Innenentwicklung in der eigenen 
Nachbarschaft stößt dabei jedoch häufig auf großen Widerstand. 
Der Volksentscheid zur Galopprennbahn, mit dem eine Wohnbe-
bauung verhindert worden ist, ist ein Beispiel dafür. Daher wollen 
wir unter anderem den Stadtentwicklungsplan Wohnen in einem 
zweiten Schritt vor Ort diskutieren und mit der Ortspolitik gemein-
sam Maßnahmen und Lösungen für das Wohnen in den Stadttei-
len erarbeiten.

Man darf jedoch nicht in das Denken verfallen, die Wohnungs-
frage losgelöst von anderen Faktoren zu betrachten. Das würde 
zu kurz greifen. Mobilität, Umfeld, Bildungsinfrastruktur und viel 
mehr gehören dazu, eine Stadt so weiterzuentwickeln, dass wir 
gern in ihr leben wollen. Und über allem steht die Frage, wie wir 
unsere Städte so schaffen, dass sie einerseits möglichst nicht wei-
ter zur Klimaerwärmung beitragen, sie aber andererseits so gestal-
tet werden, um mit den steigenden Temperaturen noch leben zu 
können. Instrumente dafür sind die im Frühjahr 2019 beschlosse-
ne Gründachverordnung und ein Solar- und Gründachkataster, mit 
dem Hausbesitzer auf einen Blick sehen können, ob sich ihr Dach 
für eine Begrünung oder Photovoltaik-Anlagen eignet, welche Ein-
sparungen und Kosten ein Umbau in etwa mit sich bringen.

Um eine zukunftsfähige, nachhaltige, klimagerechte und le-
benswerte Stadt für alle Bremerinnen und Bremer zu schaffen, 
müssen sämtliche Politikbereiche Hand in Hand und gemeinsam 
mit den Bürgerinnen und Bürgern arbeiten.

Ich freue mich darauf, mit allen gesellschaftlichen Akteu-
ren Bremen zu gestalten! h 

Bremen: Baugenehmigungen rückläufig –
Land gibt mehr Geld für Wohnungsbau 

Bremen verzeichnet einen Rückgang der Baugenehmigun-
gen. Wie aus einem Bericht für die Baudeputation hervor-
geht, wurden im Jahr 2018 noch 2 270 Wohnungen geneh-
migt, waren es im Vorjahr nur noch 1 632 – ein Rückgang um 
rund 28 Prozent. 

Die vorliegenden Daten beziehen sich auf Einheiten in 
Wohn- und Nichtwohngebäuden, dazu gehören auch Bau-
maßnahmen an bestehenden Gebäuden oder Wohnheime. 
Der Bausenat verweist darauf, dass sich in den vergangenen 
fünf Jahren circa 3 000 genehmigte Wohnungen angesam-
melt hätten, die noch nicht vollendet seien. Wie viele Woh-

nungen im Jahr 2019 fertiggestellt worden sind, kann noch 
nicht gesagt werden. Die Zahl wird das Statistische Landes-
amt Anfang Mai bekanntgeben. 

Die Baudeputierten haben kürzlich die Haushaltsent-
würfe für dieses und das nächste Jahr verabschiedet. Unter 
anderem wird das Land von 2021 an die Mittel des Bundes 
zur sozialen Wohnraumförderung mit weiteren zwei Millio-
nen Euro aufstocken. Außerdem soll das kommunale Hand-
lungsprogramm Wohnen in Nachbarschaften um knapp 
eine halbe Million Euro verbessert werden. h 
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gungen immer noch Wohnungen für Haushalte mit kleinen und 
mittleren Einkommen? Die Expertenrunde nannte einige mögliche 
„Preistreiber“ beim Namen: ausgeschöpfte Kapazitäten bei Bau-
industrie und Bauhandwerk, immer komplexere Normierungen, 
verschärfte Baustandards, hohe Grundstückspreise, zähe Planungs- 
und Genehmigungsverfahren u.v.m. Minister Lies sprach sich für 
neue Bautechniken und die Verwendung von Holz als Baustoff aus.  
Dr. Schmitt setzt auf Typengenehmigungen, um den seriellen Woh-
nungsbau voranzubringen, sowie auf eine bessere Personalausstat-
tung in den zuständigen Ämtern. Detjen schlug vor, die Prüfverfah-
ren zu verschlanken und den ausführenden Unternehmen wieder 
mehr Verantwortung für die Bauvorhaben zu übertragen. h 

Hannover. Warum steigen die Kosten im Wohnungsbau unaufhör-
lich? Wer ist verantwortlich? Und wer muss letztlich dafür aufkom-
men? Spannende Fragen bei der Diskussionsveranstaltung „Was 
macht Wohnraum (un)bezahlbar“ im hannoverschen Börsensaal, an 
der neben dem Niedersächsischen Bauminister Olaf Lies u.a. auch 
vdw-Verbandsdirektorin Dr. Susanne Schmitt und Rainer Detjen,  
Vorstandsmitglied vom Spar- und Bauverein Hannover teilgenom-
men haben. Zu dieser ersten gemeinsamen Veranstaltung vom 
vdw und den Unternehmerverbänden Niedersachsen waren rund 
180 interessierte Gäste gekommen. Das große Interesse spiegelt 
die aktuelle Bedeutung des Themas wider: Warum fehlen gera-
de in den niedersächsischen Ballungsräumen trotz aller Anstren-

Premiere geglückt: 
vdw und UVN begrüßen 180 Gäste 

Experten diskutieren über 
Baukostenentwicklung

16 Baukostenentwicklung
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Soltau / Schneverdingen. Auch in 
der Elbe-Weser-Region wird die 
niedersächsische Wohnungswirt-
schaft ihrer gesellschaftlichen 
Verantwortung gerecht und baut 
dringend benötigte Mietwohnun-
gen. Von Stade über Lüchow bis 
hin nach Wolfsburg investieren 
Wohnungsbaugenossenschaften 
nachhaltig und schaffen attrak-
tiven, bezahlbaren Wohnraum. 
Mal, indem – wie in Braunschweig 
– der Bestand nachverdichtet wird 
und Dachböden zu Wohnungen 
ausgebaut werden. Mal, indem – wie in Soltau – ein ganzes in-
nenstadtnahes Quartier mit mehr als 210 Wohnungen zu preisge-
dämpften Kaltmieten von neun Euro pro Quadratmeter entsteht. 
Wie die Arbeiten in diesem Neubauviertel voranschreiten, davon 
haben sich die Vertreter der Wohnungsgenossenschaften in der AG 
Elbe-Weser bei ihrer Frühjahrstagung in Schneverdingen selbst ein 
Bild gemacht. 

Neben der Besichtigung aktueller Bauvorhaben der Wohnungs-
genossenschaft Soltau beschäftigte sich die Arbeitsgemeinschaft 
mit aktuellen politischen Themen. Verbandsdirektorin Dr. Susanne 
Schmitt berichtete unter anderem über die Wohnraumförderung 
des Landes Niedersachsen, das Ringen um bessere Voraussetzun-
gen für Mieterstromprojekte und den Fortgang der Beratungen im 
Bündnis für bezahlbares Wohnen. h 

AG Elbe-Weser setzt sich für 
mehr bezahlbares Wohnen ein

Das Qualitätssiegel für sicheres Wohnen, das die Sicherheitspart-
nerschaft im Städtebau Niedersachsen seit zehn Jahren auslobt, 
erfreut sich weiterhin wachsender Beliebtheit. Insbesondere sind es 
Mitgliedsunternehmen des vdw, die sich erfolgreich dem fachkun-
digen Audit unterziehen. Das Siegel selbst wird von den Unterneh-
men gerne für Marketingzwecke eingesetzt. Außerdem dient es als 
Beleg für einen strategischen Umgang mit dem Thema „Sicheres 
Wohnen“. Denn Sicherheit wird bei allen Umfragen unter Mietern 
zuerst genannt, wenn es darum geht, was zum guten Wohnen 
beiträgt. 

Der Kriterienkatalog der Sicherheitspartnerschaft ist anwend-
bar für Neubau und Bestand. Die teilnehmenden Unternehmen 
bekommen neben ganz praktischen Tipps für eine bessere Sicher-
heitsarchitektur auch gute Anregungen, wie man die subjektive 
Sicherheit der Mieter steigert. 

Die Bewerbung für das Siegel ist kostenlos. 

Weitere Informationen u.a. die Bewerbungsunterlagen im 
Internet unter www.sicherheit-staedtebau.de 

Die Bewerbung geht an:
NBank Geschäftsstelle Niedersächsisches  
Qualitätssiegel für sicheres Wohnen
Herrn Sebastian Hämker
Günther-Wagner-Allee 12 - 16
30177 Hannover  h

Bereits mehr als 50 Qualitätssiegel  
vergeben. Jetzt bewerben! 
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Ihr Energiepartner. 
Ganz persönlich.
Vertrauen Sie auf einen Energiepartner, der  
die Anforderungen der Wohnungswirtschaft 
kennt. Der Erfahrung und Innovation einsetzt  
und so die besten Lösungen für Sie findet. 
Auch für die Zukunft. 

Egal ob es um Energie und Wärme,  
E-Ladestationen, Photovoltaik oder  
andere nützliche Dienstleistungen geht. 

Vertrauen Sie auf enercity.

Hannover. Premiere im hannoverschen Rathaus: 
Der neue Oberbürgermeister der Landeshaupt-
stadt, Belit Onay (Bildmitte), hat sich erstmals 
mit wichtigen Vertretern der Wohnungswirt-
schaft getroffen. Erörtert wurde unter anderem 
die Fortsetzung der Wohnungsbauoffensive. 
Darüber hinaus ging es aber auch um generelle  
Themen wie Stadtentwicklung, Klimaschutz 
und Mobilität. Teilnehmer des Gespräches wa-
ren Verbandsdirektorin Dr. Susanne Schmitt, 
Dirk Streicher (Delta Bau, von links), Stadtbau-
rat Uwe Bodemann, Karsten Klaus (hanova), 
Dr. Frank Eretge (Gundlach Immobilien), Rainer 
Detjen (Spar- und Bauverein), Karl Heinz Range  
(KSG Hannover), Udo Frommann (Spar- und 
Bauverein), Michael Jedamski (WGH-Herren-
hausen) und Jürgen Kaiser (Heimatwerk). h 

Neuer Oberbürgermeister  
trifft sich mit Wohnungswirtschaft 

Anzeige
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Nachhaltigkeitsberichterstattung

Hannover / Wunstorf. 
Der Begriff Nachhaltigkeit ist zum 
Schlagwort geworden. Für ein Un-
ternehmen bedeutet Nachhaltig-
keit, Umweltaspekte gleichberech-
tigt mit sozialen und wirtschaftlichen 
Aspekten zu berücksichtigen und da-
bei zukunftsfähig zu wirtschaften. Er 
ist Ausdruck des Ziels, den nachfolgen-
den Generationen ein intaktes Umfeld 
in ökologischer, sozialer und ökonomi-
scher Hinsicht zu hinterlassen.

Experten beim vdw bieten allen 
Mitgliedsunternehmen an, sie bei der 
Erstellung eines Nachhaltigkeitsberichts zu beraten und ihnen 
somit den Zugang zur Nachhaltigkeitsberichterstattung zu er-
leichtern. Dazu gehört unter anderem die Erstellung eines Nach-
haltigkeitsberichts in standardisierter Form. Die Vereinheitlichung 
des Berichtsaufbaus soll die Vergleichbarkeit und die Transpa-
renz wohnungswirtschaftlicher Nachhaltigkeitsberichte erhöhen.  
Weitere Informationen hier in diesem Heft ab Seite 64. 

Der in Zusammenarbeit mit dem vdw erstellte Nachhaltigkeits-
bericht – ergänzt um wohnungswirtschaftliche Leistungsindikato-
ren – bildet die Grundlage für die Entsprechenserklärung, die für 
den Bauverein Wunstorf beim Büro Deutscher Nachhaltigkeits
kodex unter der Nummer 580 am 7. April veröffentlicht wurde.

Bauverein-Vorstand Kathrin Tietz und  
Michael Nahrstedt sind zufrieden 

„Ganz nach dem Motto ,Tue Gutes und sprich darüber’ haben 
wir uns entschieden, als Wohnungsbaugenossenschaft mit einem 
Bestand von rund 1 500 Wohneinheiten einen Nachhaltigkeitsbe-
richt zu erstellen. Mitgliederorientierung, langfristige Ausrichtung, 

Transparenz, Regionalität, genossenschaftliche Werte – all dies ver-
deutlicht, dass Nachhaltigkeit schon jetzt von uns als Wohnungs-
baugenossenschaft gelebt wird. Mit dem Nachhaltigkeitsbericht 
kommunizieren wir öffentlichkeitswirksam über unsere Tätigkeiten 
und Leistungen, mit denen wir Verantwortung übernehmen: für 
unsere Mitglieder, unsere Mitarbeiter/innen und für die Umwelt. 
Bereits im Genossenschaftsgesetz ist der besondere Förderauftrag 
der Genossenschaften festgelegt. Unsere Aufgabe ist es, den Nut-
zen für unsere Mitglieder zu maximieren und nicht den Gewinn. 
Zudem nutzen wir die Chance mit unserem Nachhaltigkeitsbericht, 
noch stärker herauszuarbeiten, wie nachhaltig positiv wir für un-
sere Mitglieder und in unserer Region wirken. Wir möchten die 
Glaubwürdigkeit für unser Unternehmen und das Vertrauen bei 
unseren Mitgliedern, Mitarbeiter / innen und in der Öffentlichkeit 
festigen. Mit unseren transparenten Handlungen verankern wir das 
Prinzip der Nachhaltigkeit auch in der Unternehmensstrategie und 
verbessern unsere ökologischen und vor allem sozialen Leistungen 
stetig. Wir achten fortlaufend auf die Auswirkungen unseres Han-
delns auf Mensch und Umwelt sowie die Gestaltung unserer ge-
nossenschaftlichen Verantwortung und passen unsere Vorgehens-
weisen den Erforderlichkeiten an.“ h

Bauverein Wunstorf gibt 
Entsprechenserklärung ab
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Die vdw-Direktorin betont, dass die Wohnungswirtschaft natürlich 
auch weiterhin die besonderen Bedürfnisse des generationenge-
rechten Wohnens im Blick behalten werde: „Unsere Mitgliedsun-
ternehmen geben ihr Bestes, um für alle Menschen bedarfsgerech-
ten und bezahlbaren Wohnraum zu schaffen.“

Der vdw regt in seiner Stellungnahme an, weitere Regelungen 
in das Gesetz aufzunehmen. Insbesondere im Brandschutz konnte 
bislang keinerlei Erleichterung durch den Entwurf erzielt werden. 
Dies bedeutet beim Ausbau von Dachgeschossen weiterhin er-
hebliche Hemmnisse, wenn beispielsweise das Treppenhaus voll-
ständig brandschutztechnisch ertüchtigt werden muss. Außerdem 
fehlt die bauordnungsrechtliche Gleichbehandlung aller Baustoffe 
für tragende und aussteifende Bauteile, wenn diese die Schutz-
ziele, insbesondere des Brandschutzes, gemäß der Bauordnungen 
erfüllen. „Auf diese Weise würde der Einsatz von Holz als Baustoff 
gefördert, und die kostensparende Vorfertigung von Bauteilen für 
Aufstockungsmaßnahmen könnte stärker zum Einsatz kommen“, 
so Dr. Schmitt. h

Hannover. Nach langem Warten wurde der Entwurf eines nieder-
sächsischen Gesetzes zur Erleichterung der Schaffung von Wohn-
raum (NESWoG) auf den Weg gebracht. In seiner Stellungnahme 
begrüßt der vdw das Gesetz, warnt aber zugleich vor zu hohen Er-
wartungen. Verbandsdirektorin Dr. Susanne Schmitt: „Der Entwurf 
ist nur ein erster Schritt in die richtige Richtung. Er berücksichtigt 
zwar Forderungen des Bündnisses für bezahlbares Wohnen und 
kann einen Beitrag für mehr bezahlbaren Wohnraum leisten. Aber 
an entscheidenden Stellschrauben wurde nicht gedreht.“ Durch 
das Gesetz sollen die Schließung von Baulücken sowie der Ausbau 
und die Aufstockung von Dachgeschossen privilegiert werden, in-
dem die Verpflichtung zum Bau von Kinderspielplätzen, die Schaf-
fung von Stellplätzen und die Anforderungen an die Barrierefrei-
heit ausgesetzt werden.

Dr. Schmitt erläutert: „Die Aussetzung der entsprechenden 
Verpflichtungen erleichtert den Bau bezahlbarer Wohnungen ge-
rade in innerstädtischen Bereichen, wo dies aufgrund der beste-
henden Anforderungen aktuell überhaupt nicht mehr möglich ist.“ 

Entwurf ist nur ein erster Schritt!
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Gesetz zur Erleichterung der Schaffung von Wohnraum  
(NESWoG) endlich in der Beratung 
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Namen und Nachrichten

Klimafreundlich 

Ein Wohnquartier der Baugenossenschaft ›Wiederaufbau‹ in 
Braunschweig-Querum wird ab dem kommenden Jahr mit  
Wärme aus erneuerbaren Energien versorgt. Insgesamt 441 Wohn-
einheiten werden an ein Biomasse-Heizkraftwerk angeschlossen. 
Dadurch sinkt der CO

2
-Ausstoß der Wohnanlage um etwa 600 

Tonnen pro Jahr. „Unsere Mieter sparen Geld und wir schonen die 
Umwelt“, sagt Wiederaufbau-Vorstand Torsten Böttcher. Das Heiz-
kraftwerk nutzt Biomethan aus Pflanzenresten sowie Holzhack-
schnitzel aus Restholz, um klimaschonend Strom und Wärme zu 
erzeugen. Zunächst muss noch die bestehende Heizzentrale um-
gebaut und mit einer Fernwärme-Übergabestation ausgestattet 
werden. Außerdem investiert die Genossenschaft in Maßnah-
men, um den Gesamtenergiebedarf der Wohnanlage zu senken.  
Eine verbesserte Regulierung soll Rohrleitungsverluste reduzieren,  
wozu die gesamte Anlage genau berechnet und anschließend neu 
eingestellt wird. Für diesen sogenannten hydraulischen Abgleich 
nimmt die ›Wiederaufbau‹ öffentliche Förderungen in Anspruch. 
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Neubau I  

Mit dem Spatenstich im Fallersleber Baugebiet Kleekamp hat die 
NEULAND Wohnungsgesellschaft den Startschuss für den Bau 
von 159 barrierearmen Ein- bis Vier-Zimmer-Mietwohnungen ge-
geben. Fertigstellung: voraussichtlich Ende 2022. 25 Wohnungen 
werden öffentlich gefördert und zu einem Mietpreis von 6,10 Euro 
pro Quadratmeter angeboten. Insgesamt investiert die NEULAND 
47,3 Millionen Euro für das Projekt. Zwei regionale Architektur-
büros planen für das Baugebiet einen Mix aus langgestreckten 
Wohngebäuden und Stadtvillen. 

Neubau III 

Das Projekt „Bailey Park“ der kommunalen Hamelner Wohnungs-
bau-Gesellschaft kommt auch in Corona-Zeiten voran. Im ersten 
Bauabschnitt entstehen derzeit 52 Wohnungen. Fertigstellung: 
Mitte 2021, aber die meisten Wohnungen sind bereits vermietet. 
Zwölf Millionen Euro werden investiert. Im zweiten Bauabschnitt 
sollen voraussichtlich ab Herbst weitere 62 Wohnungen gebaut 
werden. 

Neubau II 

Die KSG Hannover investiert in Burgdorf 2,65 Millionen Euro für 
zwei Mehrfamilienhäuser mit insgesamt 16 Wohnungen. Die Mie-
te der öffentlich geförderten Wohnungen wird zwischen 5,60 und 
7,20 Euro pro Quadratmeter liegen. Bereits jetzt hätten sich insbe-
sondere ältere Menschen nach den Wohnungen erkundigt, teilte 
KSG-Geschäftsführer Karl Heinz Range mit. 
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Geplant II 

Die GWF Bremerhaven wird auf dem Grundstück der ehemaligen 
Feuerwache Geestemünde in den nächsten Jahren bis zu 50 neue 
Mietwohnungen errichten. Die geplante Investitionssumme: zehn 
Millionen Euro. Geschäftsführer Otto von Bebern rechnet mit dem 
Baubeginn nicht vor 2022.

Geplant I 

Die BREBAU wird in Bremen-Arsten eine Kindertagesstätte mit 120 
Betreuungsplätzen bauen. Voraussichtlich im Herbst 2022 soll der 
aus drei Gebäudeteilen bestehende Komplex fertig sein.  

Geplant III

Die GEWOBA wird auf einem ehemaligen Bundeswehrareal 184 
neue Wohnungen schaffen. 126 Einheiten sollen in einem ent-
kernten 60-Meter-Hochhaus entstehen – vor allem öffentlich ge-
förderte Ein- und Zwei-Zimmer-Appartements. Ergänzend gibt es 
Neubauten mit insgesamt 58 Wohneinheiten. Die Pläne stammen 
von dem Architekturbüro EM2N aus Berlin und Zürich. Baubeginn 
ist im kommenden Jahr. Die Investitionssumme wird mit 40 Milli-
onen Euro angegeben. 

Neubau IV 

Die LüWoBau errichtet in der Gemeinde Reppenstedt 15 Zwei- und 
Drei-Zimmer-Wohnungen. Es ist der erste Wohnungsbau der kom-
munalen Gesellschaft außerhalb der Stadtgrenzen Lüneburgs. Die 
Baukosten liegen bei 3,2 Millionen Euro, zur Finanzierung haben 
die Landesförderung und ein Zuschuss vom Landkreis beigetragen. 
Den künftigen Bewohnern steht ein Mieterstrommodell zur Verfü-
gung, das in Kooperation mit der Avacon Natur GmbH konzipiert 
wurde. 

Gemeinsam

Der Bauverein Rüstringen, die Spar+Bau Wohnungsgenossen-
schaft und die Volksbank Wilhelmshaven haben einen gemeinsa-
men Nachhaltigkeitsbericht herausgegeben. Die lesenswerte Bro-
schüre betont den genossenschaftlichen Grundgedanken und gibt 
einen Einblick, wie nachhaltig die drei Genossenschaften arbeiten.  

Lob

„Deutschland Text“ und das Wirtschaftsmagazin „Focus-Money“ 
haben die Baugenossenschaft ›Wiederaufbau‹ unter „Deutsch-
lands Beste Baugenossenschaften“ gewählt. Ausschlaggebend 
waren Daten und Aussagen aus verschiedenen sozialen Netz-
werken und Online-Medien. Im bundesweiten Vergleich der Bau
genossenschaften landete die ›Wiederaufbau‹ auf Rang neun. 

Saniert 

In der Braunschweiger Weststadt beginnt die Baugenossenschaft 
›Wiederaufbau‹ mit dem größten Sanierungsprojekt ihrer Ge-
schichte. Insgesamt werden 20 Millionen Euro für die Aufwertung 
des Quartiers „An den Gärtnerhöfen“ investiert. Die dortigen Ge-
bäude sind fast 60 Jahre alt. Teilweise werden sie nun saniert, teil-
weise auch abgerissen und durch zeitgemäße Neubauten ersetzt. 
Den derzeitigen Bewohnern steht das Wiederaufbau-Umzugs
management zur Seite. 

Beitritt 

Der vdw Niedersachsen Bremen ist der Initiative Wohnen 2050 
beigetreten, über die wir im vorigen magazin ausführlich berichtet 
haben. 

Neubau V 

Die Gesellschaft für kommunale Immobilien, eine Tochter der kwg 
Hildesheim, hat mit dem Bau eines Feuerwehrgerätehauses in der 
Gemeinde Giften begonnen. Der Neubau kostet rund eine Million 
Euro. 
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Herausforderung II 

Die Kreis-Wohnungsbaugesellschaft Helmstedt wird ein  
baufälliges Fachwerkhaus aus dem 18. Jahrhundert zu einem  
Hotel umbauen. KWG-Geschäftsführer Wito Johann rechnet  
mit einer Bauzeit von mindestens eineinhalb Jahren.  
Wann mit den schwierigen Arbeiten begonnen werden kann, ist 
noch nicht exakt abzusehen. 

Herausforderung I 

Fünf Jahre hat die GEWOBA Emden die Sanierung eines denk-
malgeschützten Gebäudes am zentralen Schweckendieckplatz 
vorbereitet, ehe vor einigen Wochen mit den Arbeiten begonnen 
werden konnte. Das Haus stammt aus dem Jahr 1905, wurde im 
Zweiten Weltkrieg schwer zerstört und soll nun nach der Sanie-

rung nach Worten von GEWOBA-Geschäftsführer Olaf Neumann 
„eine Perle im Stadtbild“ werden. Gastronomie im Erdgeschoss, 
darüber Büroetagen und ganz oben eine barrierefreie Wohnung – 
das ist das Konzept. Bis Ende des Jahres soll alles fertig sein. 

Gute Idee 

Die STÄWOG in Bremerhaven bietet in ihrem Projekt „Bildungs-
buddies“ fünf Studierenden kostenfreie Wohnheimplätze an. Im 
Gegenzug übernehmen die jungen Leute jeweils eine Lernpaten-
schaft für einen Fünft- bis Siebtklässler. Rund 20 Stunden pro Mo-
nat werden sie sich dann um ihre „Schützlinge“ kümmern. Das 
Projekt ist zunächst auf ein Jahr angelegt. 
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Umbau 

Auf der Großbaustelle „Don Camillo und 
Peppone“ der NEULAND in Wolfsburg 
haben die Arbeiten begonnen. In einem 
aufwendigen Verfahren wurde zunächst 
die Fassade abgetragen. Dabei musste 
sorgsam Spritzasbest entsorgt werden. 
Auch die ersten Balkonbrüstungen wurden 
abgetrennt. Dazu werden die Brüstungen 
erst gesichert, dann mit einer großen Säge 
abgetrennt und schließlich per Kran nach 
unten transportiert. In den kommenden 
Monaten werden die 13 und 23 Stock-
werke hohen Gebäude komplett entkernt. 

Der langjährige Vorstandsvorsitzende des Celler Bau- und 
Sparvereins, Frank-Hartmut Kurfürst, ist im Februar ver-
storben. 

Zur Person
Ludwig Binnewies ist aus dem Vorstand des Bauvereins Nort-
heim ausgeschieden. Die Geschicke der Genossenschaft leiten  
Petra Beinhorn und Lara-Anuschka Lepiarz. 
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»  Die Sanitärwände für 
 Bauabschnitt drei  werden 
also Montag Morgen 
 komplett anschlussfertig 
angeliefert? Ich kann 
mich drauf verlassen? 
 Super. Danke. «

www.tece.de

 LÖSUNGEN, 
 KEINE 
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Die Wohnungsbau- und Investitionsgesellschaft mbH Bad Doberan verwaltet und bewirt-
schaftet ca. 1.270 Wohnungen aus eigenem Bestand und darüber hinaus 280 Wohnungen 
und Gewerbeeinheiten für Dritte. Alleiniger Gesellschafter der WIG ist die Stadt Bad 
Doberan.  

Zur Fortsetzung der erfolgreichen Geschäftsentwicklung suchen wir zum 01.01.2021 
eine unternehmerisch denkende und verantwortungsvolle Führungspersönlichkeit als 

Geschäftsführer (d/m/w) 

für die Wohnungsbau- und Investitionsgesellschaft mbH Bad Doberan. 

 
Einzelheiten zu der ausgeschriebenen Stelle entnehmen Sie bitte der Homepage der 

 gefas- Gesellschaft für Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik - www.gefas-uv.de. 

Anzeigen
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Untersucht 

In den nächsten rund 15 Jahren werden 
in Deutschland mehr als zehn Millionen 
Menschen in den Ruhestand gehen. Die 
anstehenden Neubau- und Modernisie-
rungstätigkeiten werden signifikant davon 
beeinflusst, ob die künftigen Rentner ihre 
Zukunft eher in ländlichen oder städtischen 
Regionen sehen. Die Heinze Marktfor-
schung aus Celle hat deshalb die zukünf-
tigen Wohnwünschen der heute 50- bis 
65-Jährigen untersucht und die Ergebnisse 
in einer Studie zusammengefasst.

Fertig II 

100 Leute drängelten sich bei der Eröffnung des neuen Studenten-
wohnheims, das die STÄWOG Bremerhaven fertiggestellt hat. Die 
große Resonanz zeigt – Corona war Mitte März noch ziemlich weit 
weg. 25 Studierende werden in den Neubau, der sich harmonisch 
in den Straßenzug aus der Gründerzeit einpasst, einziehen. Die 
STÄWOG schlägt mehrere Fliegen mit einer Klappe: Zum einen ist 
der Wohnplatz mit 275 Euro im Monat kostengünstig, zum an-
deren wird er zu einer weiteren Aufwertung des Goethequartiers 
beitragen. Außerdem ist das Gebäude barrierefrei und so flexibel 
geplant, dass es leicht umgebaut werden kann – etwa zu einer 
Demenz-WG. 

Fertig I

Die neue DRK-Tagespflege in Velpke ist fertig. Den Bau des 1,3 Mil-
lionen teuren Gebäudes hatte die Kreis-Wohnungsbaugesellschaft 
Helmstedt übernommen. Aktuell plant die KWG den Bau von Ret-
tungswachen: In Groß Twülpstedt soll nach ersten Planungen im 
Juni mit dem Bau begonnen werden, in Schöningen im September. 

Nachgefragt

Der Wohnungsmarkt in Stade ist heiß gelaufen. Trotz größter 
Anstrengungen seitens der Wohnstätte Stade sieht Vorstand  
Dr. Christian Pape keine spürbare Entlastung. Dabei habe die Ge-
nossenschaft allein im vergangenen Jahr 13 Millionen Euro für 
Neubau und Bestandssanierung ausgegeben. Interessenten, die 
sich bei der Wohnstätte gemeldet haben, müssten dennoch ein-
einhalb Jahre warten, bis sie eine Wohnung bekommen können. 

Ehrensache

Wohnungsnot und Armut in Entwicklungsländern bekämpfen – 
durch Hilfe zur Selbsthilfe für notleidende Menschen: Das leistet 
die Deutsche Entwicklungshilfe für Soziales Wohnungs- und Sied-
lungswesen e.V. (DESWOS) seit 1969. Für sein mehr als 50-jähriges 
Engagement mit der DESWOS wurde der GdW mit dem immobi-
lienmanager Award in der Kategorie ‚Corporate Social Responsi-
bility' ausgezeichnet.  

Bildnachweise: 

Titelfoto: Claus Uhlendorf; S. 19: Landeshauptstadt Hannover; S. 25: Hans-Dieter Brand; S. 28: Heinze Marktforschung; S. 30/31: Spar- und Bau-
verein; S. 35: AdobeStock/newb1; S. 40: AdobeStock/samuel; S. 45: AdobeStock / FrankBoston; S. 49: AdobeStock / stokkete; S. 52: AdobeStock /
miss_mafalda; S. 56-57: VNW / Bertold Fabricius; S. 58: AdobeStock / WrightStudio; S. 65: vdw; S. 70: AdobeStock / Cifotart; S. 71: AdobeStock /
metamorworks; S. 72: AdobeStock / magele-picture; S. 76: AdobeStock / wladimir1804;
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Am Anfang steht ein guter Plan

Mehr als 60 Jahre Branchenkenntnis, über 100 realisierte Planungsprojekte:

Die grewe-gruppe bietet professionelle Planung und Abwicklung von Freiflächen-

projekten inklusive umfassender Kostenschätzungen - alles aus einer Hand.

Unsere Landschaftsarchitekten und Ingenieure planen Projekte praxisnah und

nachhaltig. Dabei setzen wir auf moderne Hard- und Software. So erhalten Sie von 

uns moderne, gepflegte Flächen, die gut aussehen und Lebensqualität schaffen.

Sie möchten mehr zu unseren Planungsleistungen erfahren?
Besuchen Sie uns unter grewe-gruppe.de

Wir schaffen grüne Welten.

Anzeige



30 Coronakrise



31



32

N och vor wenigen Wochen stand die Forderung nach Maß­
nahmen für eine bessere Umwelt im Zentrum der durch 
die Demonstrationen getriebenen Politik. Die Bewegung 

„Fridays for Future“ brachte massenhaft vor allem Jugendliche zu 
Großdemonstrationen mit dem Ziel auf die Straße, die Klimakata­
strophe auch durch einen radikalen ökologischen Umbau der Pro­
duktion, aber auch Veränderungen zu einer nachhaltigen Lebens­
weise zu stoppen. In nur wenigen Tagen hat sich die Lage komplett 
verändert. Dieses unheimliche, unsichtbare Virus COVID-19 hat die 
Straßen und öffentlichen Plätze leergefegt. Um die über Grenzen 
und Kontinente hinweg übergreifende Ausbreitung zu stoppen, 
sind wir dazu gezwungen: Runter von den Straßen, zurück aus der 
Öffentlichkeit in die mehr oder wenig abgeschotteten Wohnun­
gen. An die Stelle der kürzlich noch spürbaren Solidarität durch 
Demonstrationen für die Umwelt dominiert jetzt das Gegenteil, 
das „Social Distancing“, also der Verzicht auf soziale Kontakte. 
Plötzlich wird wieder erkennbar, kollektive Einschränkung der Ich-
Zentrierung ist der einzige Weg, wieder zur individuellen Entfal­
tung im Klima der Gesundheit für alle zurückzukehren. Die vielen 
harten Maßnahmen dienen derzeit einzig und allein dem Ziel, die 
Ausbreitung dieser Pandemie durch Verlangsamung beherrschbar 
zu machen. Zeit zu schaffen, um die Behandlungskapazitäten im 
Gesundheitssystem angemessen zu sichern, ist das Ziel. Die Politik 
handelt mit angemessenen Instrumenten, die vor der Virus-Pan­
demie unvorstellbar waren. Konstruktiver Pragmatismus löst den 
ideologischen Streit um das Verhältnis von Markt und Politik ab: 
Gegen drohende dramatische Job- und damit Einkommensverluste 
der Beschäftigten wird der Bezug von Kurzarbeitergeld ausgebaut. 
Die Finanzpolitik gibt ihre Doktrin von der Nullverschuldung auf. 

Aufgelegt wird für dieses Jahr mit 156 Milliarden Euro ein 
Nachtragshaushalt. Davon entfallen 123 Milliarden Euro auf Mehr­
ausgaben und 33,5 Milliarden Euro für Steuerausfälle. Hinzugefügt 
wird ein „Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF)“ mit 600 Milliar­
den Euro für Garantien, Kreditermächtigungen, Unternehmens­
beteiligungen und Sofortfinanzhilfen zur Rettung kleinster und 
kleiner Unternehmen sowie Absicherung der sogenannten Solo-
Selbstständigen und in Kurzarbeit Beschäftigten. Was noch bei der 
Vor-Corona-Haushaltsplanung unter dem Regime der „schwarzen 
Null“ unvorstellbar schien: Diese staatlichen Defizite werden durch 
die gesamtwirtschaftlich sinnvolle Nachfrage nach öffentlichen 
Krediten finanziert. Dazu kommt die Bereitschaft der Europäischen 
Zentralbank, Liquidität über die Banken zur steigenden Kreditver­
gabe zu fluten. Allerdings liegt die Führungsrolle bei der Finanzpo­
litik, die durch die Geldpolitik monetär unterstützt werden muss.

Sozial gestaltete  
Umweltpolitik  
jetzt erst recht!

PROF. DR. RUDOLF HICKEL 
Universität Bremen

Coronakrise



 In diesen harten Zeiten des Schutzes der Wirtschaft vor dem 
Totalabsturz gewinnt ein schwerwiegendes Defizit an Bedeutung. 
Der ungebrochene Kampf gegen die Umweltkrise kommt nicht 
mehr vor. Die unmittelbare Not durch die Infektionsrisiken der 
Menschen droht die Politik gegen klimaschädliche Treibhausgase 
mit CO

2
 im Mittelpunkt zu verdrängen. Völlig fehlinterpretierte 

Nachrichten vom Rückgang der Treibhausgase in Folge wirtschaftli­
cher Einbrüche vor allem in China scheinen diese ökologische Igno­
ranz zu rechtfertigen. Richtig ist, mit der Corona-Krise schrumpft 
die Wirtschaft und logischerweise sinken die ausgepusteten Treib­
hausgase. Dies ist jedoch nicht die Folge einer gewollten Politik des 
ökologischen Umbaus. Es ist die Wirtschaftskrise durch das sich 
ausbreitende COVID-19, die den CO

2
-Ausstoß sinken lässt. Dieser 

auch mit der Corona-Wirtschaftskrise gerechtfertigte Exit aus einer 
wirksamen Umweltpolitik ist vor allem für die künftigen Genera­
tionen falsch. Auch jetzt kommt es darauf an, die ökologischen 

Ziele nicht aus dem Auge zu verlieren. Bei den durch den Bund 
beschlossenen Maßnahmen zum Schutz der Wirtschaft und von 
Arbeitseinkommen Abhängigen lassen sich durchaus ökologische 
Ziele berücksichtigen. Konjunkturprogramme mit öffentlichen In­
vestitionen und Hilfen für die Wirtschaft lassen sich mit ökologi­
schen Zielen verknüpfen.

Demnach besteht die Aufgabe aus zwei großen Herausfor­
derungen: Einerseits sind die Lehren aus den langfristig ange­
legten Fehlentwicklungen auch im ökologischen Bereich, die die 
Corona-Wirtschaftskrise offenlegt, zu ziehen. Andererseits sollten 
im Umgang mit den Krisenfolgen sowie bei der Überwindung der 
Ursachen ökologische Ziele berücksichtigt werden. Beispielsweise 
zählen zu den lang angelegten Fehlentwicklungen die durch die 
Globalisierung geschaffenen Abhängigkeiten von ausgelagerten 
Billiglohnstandorten wie etwa mit China, die auch logistisch um­
weltbelastende Lieferketten erzeugen. Dringend sollte über eine 
Rückverlagerung von Produktionsstätten zur Stärkung lokaler Öko­
nomien diskutiert werden. Dieses gilt vor allem für lebenssichernde 
Medizinprodukte, die infolge der Auslagerung nach China und In­
dien durch Pharmaziekonzerne in Deutschland nicht mehr produ­
ziert werden und für die die Forschung eingestellt wurde (Beispiel 
Antibiotika). Die Corona-Krise lehrt ordnungspolitisch und öko­
nomisch die Notwendigkeit eines finanz- und handlungsfähigen 
Staates, der entgegen den privatwirtschaftlichen Interessen dem 
Gemeinwohl zugunsten des Einzelnen dient. 

f
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Deshalb auf den Kampf gegen die Klimakatastrophe zu verzich­
ten, wäre eine Sünde nicht nur gegenüber kommenden Generati­
onen. Es gibt keine Wahl: weniger Umwelt für mehr Soziales. Alle 
sind bei der Umwelt in einer Schicksalsgemeinschaft. Am Ende pro­
fitieren gerade auch die Finanzschwachen von einer besseren Um­
welt. Deshalb steht die Politik in der Pflicht, soziale Gerechtigkeit 
bei der dringlichen ökologischen Transformation zu sichern. Dazu 
dient der Vorschlag eines allgemeinen Klimabonus: Aus den Ein­
nahmen durch die CO

2
-Abgabe wird neben der Finanzierung der 

ökologischen Infrastruktur aus der Ökodividende der Klimabonus 
an die Bevölkerung zurückverteilt. Vorschläge zu dieser jährlichen 
Entlastung zwischen 80 und 100 Euro pro Jahr bringen den nied­
rigen Einkommensbeziehern und sozial Abhängigen relativ mehr 
an Entlastung. 

Für die besonders vom ökologischen Umbau sozial Betroffe­
nen sind zusätzliche Entlastungsmaßnahmen erforderlich. Denn 
Menschen in Armut können mit der viel zitierten Anreizwirkung 
durch höhere Strompreise den Verbrauch einzuschränken, wenig 
bis nichts anfangen. Wenn sie die höhere Stromrechnung nicht 
mehr bezahlen könnten, droht die Abschaltung. Deshalb ist die An­
passung der sozialstaatlichen Grundsicherung für besondere Öko- 
Härtefälle notwendig. Auch sind die berechtigten Mietmehrkos­
ten für die ökologische Hausmodernisierung durch Einkommens­
schwache nicht finanzierbar. Daher müssen die Sozialsysteme die 
Kosten der gesellschaftlich notwendigen Ökologisierung abfedern. 
Schließlich zählen die Pendlerinnen und Pendler zu den besonders 
durch höhere Spritpreise Belasteten. Da die Zersiedlung nicht über 
Nacht abgebaut werden kann und dies wohl auch nicht sinnvoll 
wäre, benötigen die ein- und auspendelnden Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer ein nachhaltiges Mobilitätskonzept. Statt der 
derzeitigen Entfernungspauschale wird eine allgemeine Mobili­
tätsabgabe vorgeschlagen. Unabhängig vom zu versteuernden 
Einkommen und der Art der Fortbewegung werden beispielsweise 
nach Modellrechnungen künftig 13 Cent pro Entfernungskilometer 
begründet. 
 

Fazit 
Unter dem Druck der jetzigen Corona-Wirtschaftskrise den öko­
logischen Verstand auszusetzen, ja, zu verlieren, wäre schädlich. 
Gerade jetzt gilt, den ökologischen Umbau in den Schwerpunkt­
bereichen Produktion, Konsumtion, Mobilität, Energie und Woh­
nen sozial zu gestalten.  h

In der größten ökonomischen Not zeugt der Appell für eine 
ökologisch fundierte Rettungspolitik von Weitsicht. Dabei müssen 
die Verteilungswirkungen berücksichtigt werden. Einerseits löst 
die aktuelle Corona-Wirtschaftskrise soziale Verwerfungen aus: 
Kleinstunternehmen, die prekär arbeitenden Solo-Selbstständigen 
und Kurzarbeiter sowie Arbeitslosen sind besonders betroffen.
Andererseits führt zusammen mit vielen anderen Maßnahmen die 
CO

2
-Abgabe zur vergleichsweisen stärkeren Belastung der ohnehin 

Finanzschwachen. Deshalb ist die staatlich organisierte Kompen­
sation dieser sozialen Verluste die entscheidende Voraussetzung, 
den ökologischen Umbau in diesen schweren Zeiten nicht zu ver­
nachlässigen. 

Die Ursachen, Folgen und Gegenmaßnahmen zu buchstabieren, 
 darf jetzt nicht verlernt werden. Ökologisch blinde Rettungspro­
gramme sind zukunftsfeindlich, weil sie die Umweltlasten künftiger 
Generationen erhöhen. Am Anfang der Begründung für die ökolo­
gische Fundierung der Politik steht die Erkenntnis: Die Klimakatas­
trophe wird durch die Fixierung auf das System des Wirtschaftens 
mit dem Produktionsfaktor Natur zum Nulltarif verursacht. Seit der 
Industrialisierung vor über 130 Jahren werden durch die Brennstoffe  
Kohle, Öl und Gas strahlungswirksame Spurengase tonnenweise 
in die Atmosphäre gepustet. Umweltkiller Nr. eins ist Kohlendioxid 
(C0

2
). Gegen diese auf die Natur zerstörerisch wirkenden Kräfte in 

Folge der Erderwärmung gibt es nur eine Option: Ausstieg aus dem 
„Fossil-Brennstoff-Wirtschaftssystem“. Das ist der Auftrag der Um­
weltkonferenzen von Paris und Madrid. Die ohne Gegenmaßnah­
men massiv wachsende Erderwärmung muss deutlich in Richtung 
1,5 Grad reduziert werden.  

Natürlich werden die aggressiven Leugner der Klimakrise die 
Not der Stunde missbrauchen und die notwendigen Maßnahmen 
der Umweltpolitik bekämpfen. Dieser Agitation spielt die Sorge in 
die Hände, eine CO

2
-Abgabe sowie der Handel mit Umweltzerti­

fikaten belaste am Ende die finanziell Schwächeren. Wenn nicht 
aktiv die Umweltpolitik mit ihren monetären Lasten sozial gerecht 
gestaltet wird, dann ist Widerstand zu erwarten. Dafür steht das 
Beispiel Frankreich mit den Massenprotesten gegen die Anhebung 
der Ökosteuer auf Öl, Benzin und Gas. Grundsätzlich belegen em­
pirische Untersuchungen für Deutschland, die CO

2
-Bepreisung be­

lastet die unteren Einkommensschichten viel stärker als die Wohl­
habenden. 
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Von Matthias Horx, Gründer „Das Zukunftsinstitut“

Ich werde derzeit oft gefragt, wann Corona denn „vorbei sein wird” und alles wieder 
zur Normalität zurückkehrt. Meine Antwort: Niemals. Es gibt historische Momente, in 
denen die Zukunft ihre Richtung ändert. Wir nennen sie Bifurkationen. Oder Tiefenkri-
sen. Diese Zeiten sind jetzt.

Die Welt as we know it löst sich gerade auf. Aber dahinter fügt sich eine neue 
Welt zusammen, deren Formung wir zumindest erahnen können. Dafür möchte ich 
Ihnen eine Übung anbieten, mit der wir in Visionsprozessen bei Unternehmen gute 
Erfahrungen gemacht haben. Wir nennen sie die RE-Gnose. Im Gegensatz zur PRO-
Gnose schauen wir mit dieser Technik nicht »in die Zukunft«. Sondern von der Zukunft 
aus ZURÜCK ins Heute. Klingt verrückt? Versuchen wir es einmal: 

f

Gefunden bei: 
www.horx.com und www.zukunftsinstitut.de

Die Corona-Rückwärts-Prognose: 
Wie wir uns wundern werden, 
wenn die Krise „vorbei” ist
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Die Re-Gnose: Unsere Welt im Herbst 2020
Stellen wir uns eine Situation im Herbst vor, sagen wir im Sep­
tember 2020. Wir sitzen in einem Straßencafé in einer Großstadt. 
Es ist warm und auf der Straße bewegen sich wieder Menschen. 
Bewegen sie sich anders? Ist alles so wie früher? Schmeckt der 
Wein, der Cocktail, der Kaffee wieder wie früher? Wie damals vor  
Corona? Oder sogar besser? Worüber werden wir uns rück­
blickend wundern?

Wir werden uns wundern, dass die sozialen Verzichte, die 
wir leisten mussten, selten zu Vereinsamung führten. Im Gegen­
teil. Nach einer ersten Schockstarre fühlten sich viele von ihnen 
sogar erleichtert, dass das viele Rennen, Reden, Kommunizieren 
auf Multikanälen plötzlich zu einem Halt kam. Verzichte müssen 
nicht unbedingt Verlust bedeuten, sondern können sogar neue 
Möglichkeitsräume eröffnen. Das hat schon mancher erlebt, der 
zum Beispiel Intervallfasten probierte – und dem plötzlich das Es­
sen wieder schmeckte. Paradoxerweise erzeugte die körperliche 
Distanz, die der Virus erzwang, gleichzeitig neue Nähe. Wir haben 
Menschen kennengelernt, die wir sonst nie kennengelernt hätten. 
Wir haben alte Freunde wieder häufiger kontaktiert, Bindungen 
verstärkt, die lose und locker geworden waren. Familien, Nach­
barn, Freunde sind näher gerückt und haben bisweilen sogar ver­
borgene Konflikte gelöst.

Die gesellschaftliche Höflichkeit, die wir vorher zunehmend 
vermissten, stieg an.

Jetzt im Herbst 2020 herrscht bei Fußballspielen eine ganz an­
dere Stimmung als im Frühjahr, als es jede Menge Massen-Wut-
Pöbeleien gab. Wir wundern uns, warum das so ist.

Wir werden uns wundern, wie schnell sich plötzlich Kultur­
techniken des Digitalen in der Praxis bewährten. Tele- und Video­
konferenzen, gegen die sich die meisten Kollegen immer gewehrt 
hatten (der Business-Flieger war besser), stellten sich als durch­
aus praktikabel und produktiv heraus. Lehrer lernten eine Menge 
über Internet-Teaching. Das Homeoffice wurde für Viele zu einer 
Selbstverständlichkeit – einschließlich des Improvisierens und Zeit-
Jonglierens, das damit verbunden ist.

Gleichzeitig erlebten scheinbar veraltete Kulturtechniken eine 
Renaissance. Plötzlich erwischte man nicht nur den Anrufbeant­
worter, wenn man anrief, sondern real vorhandene Menschen. Das 
Virus brachte eine neue Kultur des Langtelefonierens ohne Second 
Screen hervor. Auch die »messages« selbst bekamen plötzlich eine 
neue Bedeutung. Man kommunizierte wieder wirklich. Man ließ 
niemanden mehr zappeln. Man hielt niemanden mehr hin. So ent­
stand eine neue Kultur der Erreichbarkeit. Der Verbindlichkeit.

Menschen, die vor lauter Hektik nie zur Ruhe kamen, auch 
junge Menschen, machten plötzlich ausgiebige Spaziergänge (ein 
Wort, das vorher eher ein Fremdwort war). Bücher lesen wurde 
plötzlich zum Kult.

Reality Shows wirkten plötzlich grottenpeinlich. Der ganze  
Trivial-Trash, der unendliche Seelenmüll, der durch alle Kanäle 
strömte. Nein, er verschwand nicht völlig. Aber er verlor rasend 
an Wert.

Kann sich jemand noch an den Political Correctness-Streit er­
innern? Die unendlich vielen Kulturkriege um … ja um was ging 
es da eigentlich? Krisen wirken vor allem dadurch, dass sie alte 
Phänomene auflösen, überflüssig machen… Zynismus, diese lässi­
ge Art, sich die Welt durch Abwertung vom Leibe zu halten, war 
plötzlich reichlich out. Die Übertreibungs-Angst-Hysterie in den 
Medien hielt sich, nach einem kurzen ersten Ausbruch, in Gren­
zen. Nebenbei erreichte auch die unendliche Flut grausamster 
Krimi-Serien ihren Tipping Point.

Wir werden uns wundern, dass schließlich doch schon im 
Sommer Medikamente gefunden wurden, die die Überlebensrate 
erhöhten. Dadurch wurden die Todesraten gesenkt und Corona 
wurde zu einem Virus, mit dem wir eben umgehen müssen – ähn­
lich wie mit der Grippe und den vielen anderen Krankheiten. Me­
dizinischer Fortschritt half. Aber wir haben auch erfahren: Nicht so 
sehr die Technik, sondern die Veränderung sozialer Verhaltensfor­
men war das Entscheidende. Dass Menschen trotz radikaler Ein­
schränkungen solidarisch und konstruktiv bleiben konnten, gab 
den Ausschlag. Die human-soziale Intelligenz hat geholfen. Die 
viel gepriesene Künstliche Intelligenz, die ja bekanntlich alles lösen 
kann, hat dagegen in Sachen Corona nur begrenzt gewirkt.

Damit hat sich das Verhältnis zwischen Technologie und Kul­
tur verschoben. Vor der Krise schien Technologie das Allheilmittel, 
Träger aller Utopien. Kein Mensch – oder nur noch wenige Hartge­
sottene – glauben heute noch an die große digitale Erlösung. Der 
große Technik-Hype ist vorbei. Wir richten unsere Aufmerksamkei­
ten wieder mehr auf die humanen Fragen: Was ist der Mensch? 
Was sind wir füreinander?

Wir staunen rückwärts, wieviel Humor und Mitmenschlich­
keit in den Tagen des Virus tatsächlich entstanden ist.

Wir werden uns wundern, wie weit die Ökonomie schrump­
fen konnte, ohne dass so etwas wie »Zusammenbruch« tatsäch­
lich passierte, der vorher bei jeder noch so kleinen Steuererhöhung 
und jedem staatlichen Eingriff beschworen wurde. Obwohl es ei­
nen »schwarzen April« gab, einen tiefen Konjunktureinbruch und 
einen Börseneinbruch von 50 Prozent, obwohl viele Unternehmen 
pleite gingen, schrumpften oder in etwas völlig anderes mutier­
ten, kam es nie zum Nullpunkt. Als wäre Wirtschaft ein atmendes 
Wesen, das auch dösen oder schlafen und sogar träumen kann.
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Heute im Herbst, gibt es wieder eine Weltwirtschaft. Aber die 
globale Just-in-time-Produktion mit riesigen verzweigten Wert­
schöpfungsketten, bei denen Millionen Einzelteile über den Plane­
ten gekarrt werden, hat sich überlebt. Sie wird gerade demontiert 
und neu konfiguriert. Überall in den Produktionen und Service-
Einrichtungen wachsen wieder Zwischenlager, Depots, Reserven. 
Ortsnahe Produktionen boomen, Netzwerke werden lokalisiert, 
das Handwerk erlebt eine Renaissance. Das Global-System driftet 
in Richtung GloKALisierung: Lokalisierung des Globalen.

Wir werden uns wundern, dass sogar die Vermögensver­
luste durch den Börseneinbruch nicht so schmerzen, wie es sich 
am Anfang anfühlte. In der neuen Welt spielt Vermögen plötzlich 
nicht mehr die entscheidende Rolle. Wichtiger sind gute Nachbarn 
und ein blühender Gemüsegarten.

Könnte es sein, dass das Virus unser Leben in eine Richtung 
geändert hat, in die es sich sowieso verändern wollte?

RE-Gnose: Gegenwartsbewältigung  
durch Zukunfts-Sprung

Warum wirkt diese Art der »Von-Vorne-Szenarios« so irritierend 
anders als eine klassische Prognose? Das hängt mit den spezifi­
schen Eigenschaften unseres Zukunfts-Sinns zusammen. Wenn 
wir „in die Zukunft” schauen, sehen wir ja meistens nur die 
Gefahren und Probleme „auf uns zukommen”, die sich zu un­
überwindbaren Barrieren türmen. Wie eine Lokomotive aus dem 
Tunnel, die uns überfährt. Diese Angst-Barriere trennt uns von 
der Zukunft. Deshalb sind Horror-Zukünfte immer am einfachsten 
darzustellen.

Re-Gnosen bilden hingegen eine Erkenntnis-Schleife, in der 
wir uns selbst, unseren inneren Wandel, in die Zukunftsrechnung 
einbeziehen. Wir setzen uns innerlich mit der Zukunft in Verbin­
dung und dadurch entsteht eine Brücke zwischen Heute und Mor­
gen. Es entsteht ein „Future Mind” – Zukunfts-Bewusstheit.

Wenn man das richtig macht, entsteht so etwas wie Zukunfts-
Intelligenz. Wir sind in der Lage, nicht nur die äußeren „Events”, 
sondern auch die inneren Adaptionen, mit denen wir auf eine ver­
änderte Welt reagieren, zu antizipieren. 

KLARE LINIE:
Green Tech ist  
kein Mode trend.  
Sondern Ihr Marktvorteil.

STIEBEL ELTRON Energy Campus. Technologie live erleben.

Zukunftssichere Lösungen für Ihren Erfolg.

www.stiebel-eltron.de

Green Tech statt Öl und Gas – die Zukunft gehört der umwelt­
schonenden und effizienten Haustechnik. Unsere innovativen 
Produktlösungen und praktischen Tools wie die Energy Box helfen 
Ihnen dabei, die Wärmewende bei Ihren Kunden voranzubringen.

Warmwasser | Wärme | Lüftung | Kühlung

Anzeige

f
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Das fühlt sich schon ganz anders an als eine Prognose, die 
in ihrem apodiktischen Charakter immer etwas Totes, Steriles hat. 
Wir verlassen die Angststarre und geraten wieder in die Lebendig­
keit, die zu jeder wahren Zukunft gehört. 

Wir alle kennen das Gefühl der geglückten Angstüber-
windung. Wenn wir für eine Behandlung zum Zahnarzt gehen, 
sind wir schon lange vorher besorgt. Wir verlieren auf dem Zahn­
arztstuhl die Kontrolle und das schmerzt, bevor es überhaupt weh­
tut. In der Antizipation dieses Gefühls steigern wir uns in Ängste 
hinein, die uns völlig überwältigen können. Wenn wir dann aller­
dings die Prozedur überstanden haben, kommt es zum Coping-
Gefühl: Die Welt wirkt wieder jung und frisch und wir sind plötz­
lich voller Tatendrang.

Coping heißt: bewältigen. Neurobiologisch wird dabei das 
Angst-Adrenalin durch Dopamin ersetzt, eine Art körpereigener 
Zukunfts-Droge. Während uns Adrenalin zu Flucht oder Kampf 
anleitet (was auf dem Zahnarztstuhl nicht so richtig produktiv ist, 
ebenso wenig wie beim Kampf gegen Corona), öffnet Dopamin 
unsere Hirnsynapsen: Wir sind gespannt auf das Kommende, 
neugierig, vorausschauend. Wenn wir einen gesunden Dopamin-
Spiegel haben, schmieden wir Pläne, haben Visionen, die uns in 
die vorausschauende Handlung bringen.

Erstaunlicherweise machen viele in der Corona-Krise genau 
diese Erfahrung. Aus einem massiven Kontrollverlust wird plötz­
lich ein regelrechter Rausch des Positiven. Nach einer Zeit der Fas­
sungslosigkeit und Angst entsteht eine innere Kraft. Die Welt „en­
det”, aber in der Erfahrung, dass wir immer noch da sind, entsteht 
eine Art Neu-Sein im Inneren. 

Mitten im Shut-Down der Zivilisation laufen wir durch Wälder 
oder Parks oder über fast leere Plätze. Aber das ist keine Apoka­
lypse, sondern ein Neuanfang.

So erweist sich: Wandel beginnt als verändertes Muster von 
Erwartungen, von Wahr-Nehmungen und Welt-Verbindungen. 
Dabei ist es manchmal gerade der Bruch mit den Routinen, dem 
Gewohnten, der unseren Zukunfts-Sinn wieder freisetzt. Die Vor­
stellung und Gewissheit, dass alles ganz anders sein könnte – auch 
im Besseren.

Vielleicht werden wir uns sogar wundern, dass Trump im 
November abgewählt wird. Die AFD zeigt ernsthafte Zerfransens-
Erscheinungen, weil eine bösartige, spaltende Politik nicht zu einer 
Corona-Welt passt. In der Corona-Krise wurde deutlich, dass dieje­
nigen, die Menschen gegeneinander aufhetzen wollen, zu echten 
Zukunftsfragen nichts beizutragen haben. Wenn es ernst wird, 
wird das Destruktive deutlich, das im Populismus wohnt.

Politik in ihrem Ur-Sinne als Formung gesellschaftlicher Verant­
wortlichkeiten bekam in dieser Krise eine neue Glaubwürdigkeit, 
eine neue Legitimität. Gerade weil sie „autoritär” handeln muss­
te, schuf Politik Vertrauen ins Gesellschaftliche. Auch die Wissen­
schaft hat in der Bewährungskrise eine erstaunliche Renaissance 
erlebt. Virologen und Epidemiologen wurden zu Medienstars, aber 
auch »futuristische« Philosophen, Soziologen, Psychologen, An­

thropologen, die vorher eher am Rande der polarisierten Debatten 
standen, bekamen wieder Stimme und Gewicht.

Fake News hingegen verloren rapide an Marktwert. Auch Ver­
schwörungstheorien wirkten plötzlich wie Ladenhüter, obwohl sie 
wie saures Bier angeboten wurden.

Ein Virus als Evolutionsbeschleuniger
Tiefe Krisen weisen obendrein auf ein weiteres Grundprinzip des 
Wandels hin: die Trend-Gegentrend-Synthese.

Die neue Welt nach Corona – oder besser mit Corona – entsteht 
aus der Disruption des Megatrends Konnektivität. Politisch-öko­
nomisch wird dieses Phänomen auch „Globalisierung” genannt. 
Die Unterbrechung der Konnektivität – durch Grenzschließungen, 
Separationen, Abschottungen, Quarantänen – führt aber nicht zu 
einem Abschaffen der Verbindungen. Sondern zu einer Neuor­
ganisation der Konnektome, die unsere Welt zusammenhalten 
und in die Zukunft tragen. Es kommt zu einem Phasensprung der 
sozio-ökonomischen Systeme.

Die kommende Welt wird Distanz wieder schätzen – und gera­
de dadurch Verbundenheit qualitativer gestalten. Autonomie und 
Abhängigkeit, Öffnung und Schließung werden neu ausbalanciert. 
Dadurch kann die Welt komplexer, zugleich aber auch stabiler 
werden. Diese Umformung ist weitgehend ein blinder evolutio­
närer Prozess – weil das eine scheitert, setzt sich das Neue, über­
lebensfähig durch. Das macht einen zunächst schwindelig, aber 
dann erweist es seinen inneren Sinn: Zukunftsfähig ist das, was die 
Paradoxien auf einer neuen Ebene verbindet.

Dieser Prozess der Komplexierung – nicht zu verwechseln mit 
Komplizierung – kann aber auch von Menschen bewusst gestaltet 
werden. Diejenigen, die das können, die die Sprache der kommen­
den Komplexität sprechen, werden die Führer von Morgen sein. 
Die werdenden Hoffnungsträger. Die kommenden Gretas.

Jede Tiefenkrise hinterlässt eine Story, ein Narrativ, das 
weit in die Zukunft weist. Eine der stärksten Visionen, die das 
Coronavirus hinterlässt, sind die musizierenden Italiener auf den 
Balkonen. Die zweite Vision senden uns die Satellitenbilder, die 
plötzlich die Industriegebiete Chinas und Italiens frei von Smog 
zeigen. 2020 wird der CO

2
-Ausstoß der Menschheit zum ersten 

Mal fallen. Diese Tatsache wird etwas mit uns machen.
Wenn das Virus so etwas kann – können wir das womöglich 

auch? Vielleicht war der Virus nur ein Sendbote aus der Zukunft. 
Seine drastische Botschaft lautet: Die menschliche Zivilisation ist zu 
dicht, zu schnell, zu überhitzt geworden. Sie rast zu sehr in eine 
bestimmte Richtung, in der es keine Zukunft gibt. 

Aber sie kann sich neu erfinden. f
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So geht Zukunft.  h
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„Wir werden durch Corona unsere gesamte Einstellung 
gegenüber dem Leben anpassen – im Sinne unserer 
Existenz als Lebewesen inmitten anderer Lebensformen.”

Slavoj Žižek, Mitte März



Corona und die Änderung 
von Kündigungsvorschriften 
im Mietrecht
 Müssen Mieter keine Miete für die Monate  
April bis Juni 2020 zahlen?
Von Heinrich Kleine Arndt, Rechtsanwalt, Justiziar beim vdw Niedersachsen Bremen
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Mit dem Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19- 
Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht vom  
27. März 2020 wurden die Regelung zum Kündigungsrecht des 
Vermieters bei Zahlungsrückstand des Mieters geändert.    

Der nachstehende Beispielfall zeigt, dass das schnell gemachte 
Gesetz Fragen offen lässt, die in der Beratungspraxis zu Proble­
men führen können.

DER KURZARBEITERFALL

Der Arbeitgeber des Mieters Kunzmann hat in seinem Betrieb 
Kurzarbeit eingeführt.
Herr Kunzmann bekommt nur 70 Prozent seines Lohnes. Er will 
die Miete für die Zeit der Kurzarbeit (maximal April bis Juni 2020) 
nicht entrichten. Herr Vetter, Mitarbeiter des Wohnungsunterneh-
mens, lehnt das ab.

Zu dem Fall stellen sich zwei Fragen:

Ist der Mieter Kunzmann verpflichtet, die Miete zu zahlen?
Könnte der Vermieter, wenn ein kündigungsrelevanter Mietrück­
stand aufgelaufen ist, das Mietverhältnis kündigen?

Ist der Mieter Kunzmann verpflichtet, die Miete zu zahlen?

Herr Vetter, der Mitarbeiter des Wohnungsunternehmens, infor­
miert Herrn Kunzmann, dass sich an der Verpflichtung, die Miete 
zu zahlen, durch das neue Gesetz nichts geändert hat. Er verweist 
dabei auf die Gesetzesbegründung: Die Mieter erhalten kein Leis­
tungsverweigerungsrecht. Sie bleiben zur Leistung verpflichtet 
und können gegebenenfalls auch in Verzug geraten, es können 
Verzugszinsen berechnet werden (nach Formulierungshilfe der 
Bundesregierung Seite 42).

Könnte der Vermieter, wenn ein kündigungsrelevanter 
Mietrückstand für die Monate April bis Juni 2020 aufgelau-
fen ist, das Mietverhältnis kündigen?

Nach dem BGB kann der Vermieter ein Mietverhältnis kündigen, 
wenn der Mieter mit – vereinfacht ausgedrückt – zwei Monats­
mieten im Rückstand ist (detaillierte Regelung in § 543 Abs. 1, 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 (§ 569 Abs. 3 BGB.)

Diese Kündigungsmöglichkeit wurde durch das oben genannte 
Gesetz eingeschränkt:  

Vermieter dürfen das Mietverhältnis nicht kündigen wegen Miet­
schulden aus dem Zeitraum vom 1. April bis 30. Juni 2020, sofern 
die Mietschulden auf den Auswirkungen der COVID-19-Pande­
mie beruhen (nach § 2 Abs.1 S.1).

Für die Beantwortung der Ausgangsfrage kommt es auf die Aus­
legung der Voraussetzung an,

„sofern die Mietschulden auf den Auswirkungen der  
COVID-19-Pandemie beruhen."

Herr Vetter, der Mitarbeiter des Wohnungsunternehmens, meint, 
dass nur bei einer vollständigen Einkommenseinbuße der Mie­
ter in den Genuss der Kündigungsbeschränkung kommt. Herr  
Kunzmann ist der Ansicht, dass sein Einkommensverlust – auch 
wenn er nur teilweise eintritt –, dazu führt, dass der Vermieter 
kein Kündigungsrecht hat. 

Tatsächlich ist die oben genannte Voraussetzung nicht klar formu­
liert. Sie nimmt nicht Bezug auf die Höhe des Einkommensverlustes 
aufseiten des Mieters. Es bleiben deshalb Unsicherheiten hinsicht­
lich der Frage der Kündigungsmöglichkeit bei Zahlungsrückstand. 
Nach dem Gespräch mit Herrn Vetter ist Herr Kunzmann aber an 
einer Vereinbarung mit seinem Vermieter interessiert. Er denkt 
dabei auch an sein höheres Risiko, dass er seine Mietwohnung 
verlieren könnte. So besteht auf beiden Seiten ein Interesse, 
eine Vereinbarung abzuschließen. Diese berücksichtigt, dass der  
Mieter nur einen teilweisen Einkommensverlust hat. 

Die Parteien einigen sich auf folgende Regelung: 

Vereinbarung zwischen Vermieter und Mieter

Herr Kunzmann verpflichtet sich.......(70 Prozent) der Grundmiete 
und die Betriebskostenvorauszahlung für die Zeit vom ... bis ... 
zu leisten. Der Mietrückstand wird in monatlichen Raten in Höhe  
von ... ab ... beglichen. Herr Kunzmann überweist den herabge­
setzten Mietbetrag. 

Um Rechtsauseinandersetzungen zu vermeiden, sind entspre­
chende Vereinbarungen sowohl aus Vermieter- als auch aus 
Mietersicht zu empfehlen. h
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Staatliche Leistungen 
zur Sicherstellung der 
Mietzahlungen
 Von Sarah Leuninger, vdw Niedersachsen Bremen
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Die Maßnahmen zur Eindämmung der COVID-19-Pandemie ha­
ben bei zahlreichen Menschen zu erheblichen Einkommensver­
lusten geführt. Bis zur Aufhebung der Maßnahmen und voraus­
sichtlich auch noch darüber hinaus werden diese Menschen nur 
eingeschränkt in der Lage sein, ihre laufenden Verbindlichkeiten 
zu begleichen. Dies trifft auch zahlreiche Mieter, die bei fehlen­
den finanziellen Rücklagen ihrer Mietzahlungsverpflichtung nicht 
mehr nachkommen können.

Mit dem Gesetz zur Abmilderung der Auswirkungen der 
COVID-19-Pandemie wurde die Kündigung der Wohnung wegen 
ausgefallener Mietzahlungen ausgeschlossen, wenn diese auf 
den Auswirkungen der Pandemie beruhen. Die Pflicht zur Zah­
lung der Miete ist damit jedoch nicht weggefallen. Wohnungs­
unternehmen benötigen daher einen Überblick über die staatli­
chen Leistungen zur Sicherstellung der Mietzahlungen und zum 
Ausgleich der Einkommensverluste, um betroffene Mieter in der 
schwierigen Lage unterstützen zu können.

Mit dem Gesetz für leichteren Zugang zu sozialer Sicherung 
und zum Einsatz und zur Absicherung sozialer Dienstleister auf­
grund des Coronavirus (Sozialschutz-Paket) wird unter anderem 
das SGB II geändert, um die sozialen und wirtschaftlichen Folgen 
der Corona-Pandemie abzufedern. Die neuen Regelungen sind 
relevant für Menschen, die COVID-19-bedingt unmittelbar ohne 
Einkommen dastehen, was derzeit zum Beispiel zahlreiche Selbst­
ständige betrifft, aber auch Personen, die aufgrund von Kurzar­
beit eine Wohnkosten-Unterstützung benötigen. Mieter können 
durch die Änderung vereinfacht Zugang zu den Grundsicherungs­
systemen erhalten.

Grundsicherung

Die Grundsicherung (Arbeitslosengeld II) steht Menschen zur Ver­
fügung, die kein eigenständiges Einkommen erzielen und kein 
Arbeitslosengeld I erhalten. Für das Wohnen werden ihnen im 
Rahmen der Grundsicherung die Kosten der Unterkunft (KdU) 
gezahlt.

Das Sozialschutz-Paket der Bundesregierung sieht eine vor­
übergehende Erleichterung beim Zugang in die Grundsicherungs­
systeme vor.

Keine zeitaufwendige Vermögensprüfung
Normalerweise erfolgt zur Bewilligung von Grundsicherung eine 
zeitaufwendige Vermögensprüfung. Es ist vorgesehen, dass Men­
schen, die Grundsicherung erhalten wollen, zunächst ihre ange­
sparten Rücklagen verbrauchen. Auf diese Vermögensprüfung 
wird für Bewilligungszeiträume ab 1. März bis zum 30. Juni 2020 
verzichtet. Vielmehr wird vermutet, dass kein erhebliches Vermö­
gen vorhanden ist, wenn der Antragsteller dies erklärt.

Keine Angemessenheitsprüfung
Im Rahmen der Bewilligung von Kosten der Unterkunft wird im 
Normalfall geprüft, ob die Aufwendungen für Unterkunft und 
Heizung angemessen sind. Dabei darf die Wohnung unter ande­
rem eine bestimmte Wohnfläche pro Person nicht überschreiten. 
Ein zentraler Punkt des Sozialschutz-Pakets ist, dass die Angemes­
senheitsprüfung für den oben genannten Zeitraum entfällt. Für 
die Dauer von sechs Monaten gelten daher die tatsächlichen Auf­
wendungen für Unterkunft und Heizung als angemessen. Miete­
rinnen und Mieter erhalten daher über die Grundsicherung auch 
Kosten für Wohnungen, deren Fläche normalerweise zu groß 
wäre.

Automatische Weiterbewilligung
Ein weiterer wichtiger Punkt ist, dass Bewilligungszeiträume, die 
in der Zeit vom 31. März bis vor dem 30. August 2020 enden, 
auf Basis der bisherigen Verhältnisse automatisch weiter bewilligt 
werden. 

Coronakrise
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Erleichterte Antragstellung
Erstanträge für die Grundsicherung und die Übernahme der Kos­
ten der Unterkunft können derzeit einfach formlos telefonisch, 
per E-Mail oder per (Haus-) Post beim zuständigen Jobcenter ge­
stellt werden.

Wohngeld

Das Wohngeld ist ein Mietzuschuss für Mieter. Wohngeld richtet 
sich an diejenigen Personen, deren Einkommen unterhalb einer 
bestimmten Grenze liegt und die daher staatlicher Unterstützung 
bedürfen. In der aktuellen Situation kann Wohngeld vor allem für 
Mieter von Bedeutung sein, die von Kurzarbeit betroffen sind. Es 
dient der Unterstützung von Personen, die keinen Anspruch auf 
Grundsicherung haben. Das Wohngeld wird über die Kommunen 
beantragt. Die Höhe des Wohngeldes hängt von der Zahl der 
Haushaltsmitglieder, der Höhe des Gesamteinkommens und der 
Höhe der zuschussfähigen Miete ab. Die Berechnung des Wohn­
geldes erfolgt anhand von Mietenstufen. Gemeinden und Kreise 
werden anhand der durchschnittlichen Miethöhe vor Ort in Mie­
tenstufen von I bis VI eingeteilt. Die Höhe des Wohngeldes rich­
tet sich also nicht nach der tatsächlich gezahlten Miete, sondern 
orientiert sich an festgelegten Höchstbeträgen, die wiederum von 
der Mietenstufe abhängig sind. 

Im Bereich des Wohngeldes sind ebenfalls wesentliche Ver­
einfachungen geplant. Eine Umsetzung durch die jeweiligen Bun­
desländer ist noch offen. Erleichterungen soll es beispielsweise 
durch eine formlose Antragstellung und eine beschleunigte An­
tragsbearbeitung geben. Zu diesem Zweck soll die Wohngeldstel­
le vorläufige Genehmigungen erteilen können und vorerst auf die 
Plausibilitätsprüfung und die Prüfung von Unterhaltsansprüchen 
verzichten.

Weitere Regelungen des Sozialschutz-Pakets
Das Sozialschutz-Paket sieht darüber hinaus weitere Regelungen 
vor, um das Einkommen der Menschen aufzubessern. Mit den 
Maßnahmen werden auch Mieterinnen und Mieter gegebenen­
falls wieder in die Lage versetzt, ihre Miete zahlen zu können. Des­
halb ist es wichtig, auch diese Möglichkeiten im Auge zu behalten. 

Kinderzuschlag
Vorübergehend wird die Prüfung des Kinderzuschlags auf das 
letzte Monatseinkommen bezogen, um die krisenbedingte Le­
benslage besser zu erfassen. Zudem erfolgt eine befristete Aus­
setzung der Berücksichtigung des Vermögens, um die Leistung 
unbürokratisch zugänglich zu machen.

Zuverdienst bei Kurzarbeit
Menschen, die in ihrem Job in Kurzarbeit sind, werden unterstützt, 
wenn sie vorübergehend in systemrelevanten Bereichen mit anpa­
cken. Es wird dabei temporär auf die vollständige Anrechnung 
des Entgelts aus einer während der Kurzarbeit aufgenommenen 
Beschäftigung auf das Kurzarbeitergeld verzichtet, um so einen 
Anreiz zu schaffen, auf freiwilliger Basis vorübergehend in sys­
temrelevanten Bereichen tätig zu werden.

Entschädigungsanspruch bei Kinderbetreuung
Können Eltern wegen der behördlichen Kita- und Schulschließung 
nicht arbeiten, erhalten sie unter bestimmten Voraussetzungen 
eine Entschädigung.

Zur Abmilderung von den Verdienstausfällen können erwerbs­
tätige Sorgeberechtigte unter bestimmten Voraussetzungen 
einen Entschädigungsanspruch für die Verdienstausfälle bei be­
hördlicher Schließung von Schulen und Kitas zur Eindämmung der 
gegenwärtigen Pandemie geltend machen. Die Entschädigung in 
Höhe von 67 Prozent des Nettoeinkommens wird bis zu sechs 
Wochen gewährt und ist auf einen monatlichen Höchstbetrag 
von 2 016 Euro begrenzt. h



4444

Hamburg. Zu den Geschäftsfeldern unserer Mitgliedsunterneh­
men gehört auch die Wohnungseigentumsverwaltung. Dabei 
führt das jeweilige Mitgliedsunternehmen als Wohnungseigen­
tumsverwalterin nach dem Wohnungseigentumsgesetz (WEG) 
gemäß § 27 Abs. 1 WEG die Verwaltung für die Wohnungseigen­
tümergemeinschaft durch. 

Die zu regelnden Rechtsverhältnisse und die Arbeit und Tä­
tigkeit eines Wohnungseigentumsverwalters richten sich nach 
dem Wohnungseigentumsgesetz, der Teilungserklärung bzw. 
Gemeinschaftsordnung der jeweiligen Wohnungseigentümerge­
meinschaft sowie den Beschlüssen und Vereinbarungen der Woh­
nungseigentümergemeinschaft, die grundsätzlich auf einer vom 
Verwalter einzuberufenden Wohnungseigentümerversammlung 
gefasst werden.

Zu den absoluten Kernaufgaben eines Wohnungseigentums­
verwalters gehören die Aufstellung eines Wirtschaftsplans gemäß 
§ 28 Abs. 1 Satz 1 WEG für zukünftige Abrechnungsperioden, die 
Aufstellung einer Jahresabrechnung gemäß § 28 Abs. 3 WEG für 
das abgelaufene Kalenderjahr sowie die Vorbereitung, Einberu­
fung und Durchführung der Wohnungseigentümerversammlung, 
die gemäß § 24 Abs. 1 WEG mindestens einmal im Jahr vom 
Wohnungseigentumsverwalter einzuberufen ist.

Anspruch auf Erstellung eines Wirtschaftsplans
Ein Wohnungseigentümer kann gemäß § 21 Abs. 4 und 5 WEG 
sowohl den Anspruch auf Erstellung eines Wirtschaftsplans als 
auch den Anspruch auf Erstellung der Jahresabrechnung und den 
Anspruch auf Einberufung der jährlichen Versammlung gerichtlich 
gegenüber dem Verwalter geltend machen. Die Verletzung dieser 
Verpflichtungen stellt zudem einen schwerwiegenden Verstoß ge­
gen die Verwalterpflichten dar und kann die Wohnungseigentü­
mergemeinschaft je nach Einzelfall auch zur fristlosen Kündigung 
des Verwaltervertrags ermächtigen.

Die Coronakrise hat in praktischer Hinsicht bestimmte Auswir­
kungen auf die hier benannten Kernverpflichtungen eines Woh­
nungseigentumsverwalters, aber auch auf viele weitere damit 

zusammenhängende Verpflichtungen und allgemein auf die recht­
liche und praktische Handlungsfähigkeit einer Wohnungseigentü­
mergemeinschaft. Diese Auswirkungen werden im Folgenden un­
ter I. dargestellt.

Unter II. werden zu den genannten Punkten praktische Lösun­
gen und Handlungsempfehlungen angeboten. Dabei werden die 
Handlungsempfehlungen in Zusammenhang mit der Formulie­
rungshilfe der Bundesregierung zum Gesetz zur Abmilderung der 
Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafver­
fahrensrecht dargestellt.

Mit diesem Gesetz will die Bundesregierung kurzfristig den sich 
auftretenden praktischen Problemen entgegentreten, die sich in 
rechtlicher Hinsicht durch die COVID-19-Pandemie unter anderem 
bei der Verwaltung von Wohnungseigentum ergeben.

I. Praktische Auswirkungen der Corona-Pandemie 
auf die Wohnungseigentumsverwaltung

1. Vorbereitung, Einberufung und Durchführung der Woh-
nungseigentümerversammlung gemäß § 24 Abs. 1, 2 WEG

Die Versammlung der Wohnungseigentümer ist gemäß § 24 Abs. 
1 WEG mindestens einmal im Jahr vom Verwalter einzuberufen, 
darüber hinaus gemäß § 24 Abs. 2 WEG auch dann, wenn mehr 
als ein Viertel der Wohnungseigentümer die Einberufung einer 
Versammlung schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Grün­
de verlangt. Zudem hat der Verwalter den Eigentümern auf An­
forderung auch Belegeinsicht in die Rechnungen und Belege zu 
gewähren, die der jeweiligen Jahresabrechnung zugrunde liegen. 
Eine Nichtbeachtung dieser Verpflichtungen kann erhebliche Kon­
sequenzen für den Verwalter nach sich ziehen (siehe oben).

Aufgrund der COVID-19-Pandemie ist es einem WEG-Verwal­
ter zurzeit aber rechtlich nicht möglich, Wohnungseigentümerver­
sammlungen durchzuführen. Versammlungen dürfen nach den 
jeweiligen landesgesetzlichen Allgemeinverfügungen / Beschluss­
lagen der Landesregierung zurzeit nicht durchgeführt werden.

Von Dr. Kai Mediger

Wohnungseigentums-
verwaltung in Zeiten 
der Coronakrise

Coronakrise



Exemplarisch sei auf die Allgemeinverfügung zur Eindäm­
mung des Coronavirus vom 15. März 2020 in Hamburg hingewie­
sen, wonach öffentliche und nichtöffentliche Veranstaltungen, 
bei denen es zu einer Begegnung von Menschen kommt, sowie 
Versammlungen unabhängig von der Zahl der Teilnehmenden un­
tersagt sind (von bestimmten Ausnahmen abgesehen). Ähnlich 
sieht es in den weiteren Mitgliedsländern Schleswig-Holstein und 
Mecklenburg-Vorpommern aus. 

In Mecklenburg-Vorpommern sind nach einem Beschluss der 
Landesregierung Versammlungen von Menschen mit mehr als 50 
Personen untersagt, unter 50 Personen jedoch nur aus zwingen­
dem Grund und mit Ausnahmegenehmigung der Behörde zuläs­
sig. Nach einem aktuellen Runderlass sind private Versammlungen 
und Ansammlungen von mehr als fünf Personen in Schleswig-
Holstein untersagt.

Derzeit können keine Wohnungseigentümer- 
versammlungen durchgeführt werden

Diese Regeln sind ordnungsrechtlicher Art und haben Vorrang vor 
den Regelungen aus dem Wohnungseigentumsgesetz. Damit ist 
es in keinem der drei Mitgliedsländer zulässig, Wohnungseigen­
tümerversammlungen durchzuführen. Insbesondere kann in der 
Durchführung einer Wohnungseigentümerversammlung auch kein 
„zwingender Grund“ im Sinne des Beschlusses der Landesregie­
rung Mecklenburg-Vorpommern gesehen werden, wonach die 
Versammlung (bei weniger als 50 Teilnehmern) möglicherweise mit 
einer Ausnahmegenehmigung durchführbar wäre. 

Hinzu kommt, dass es bei dem aktuellen Sach- und Kenntnis­
stand gegenüber den die Versammlung leitenden Mitarbeitern der 
WEG-Verwaltung arbeitsrechtlich nicht zulässig wäre und gegen­
über allen Teilnehmern der Versammlung unverantwortlich wäre, 
zu einer Wohnungseigentümerversammlung einzuladen, weil da­
durch sowohl die Mitarbeiter der Verwaltung wie auch die teilneh­
menden Wohnungseigentümer einem nicht zu rechtfertigenden 
Ansteckungsrisiko ausgesetzt wären. Das gilt jedenfalls solange die 
behördlichen Beschränkungen bestehen.

f f
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Auch die in Vorbereitung einer Wohnungseigentümerversamm­
lung grundsätzlich zu gewährende Belegeinsicht in die Abrech­
nungsbelege der Gemeinschaft kann jedenfalls nicht vor Ort in 
den Räumlichkeiten der WEG-Verwaltung durchgeführt werden. 
Selbst wenn dabei im Regelfall nur wenige Menschen zusammen­
kommen und das (noch) nicht landesgesetzlich untersagt sein 
sollte, so wird dies den Mitarbeitern der WEG-Verwaltung nicht 
zumutbar sein. 

Der direkte Kundenkontakt ist soweit wie möglich zu unter­
binden. Ein Anspruch eines Wohnungseigentümers auf Belegein­
sicht vor Ort ist demgegenüber als nachrangig anzusehen. Um 
diese Problematik zu umgehen, können die Unterlagen auf An­
forderung entweder per Post an den jeweiligen Eigentümer ver­
sendet werden oder aber per Scan, wenn der Eigentümer damit 
einverstanden ist.

Als Fazit bleibt damit festzuhalten, dass der WEG-Verwalter 
in der aktuellen Lage und auf unbestimmte Zeit keine Möglich­
keit haben wird, zu einer Wohnungseigentümerversammlung 
einzuladen bzw. diese einzuberufen. Als Folge davon ist die oben 
angesprochene gesetzliche Verpflichtung des Verwalters, gemäß  
§ 24 Abs. 1 WEG mindestens einmal jährlich eine Wohnungs­
eigentümerversammlung einzuberufen bzw. dies dann zu tun, 
wenn mehr als ein Viertel der Eigentümer die Einberufung einer 
Versammlung schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Grün­
de verlangt, faktisch vorübergehend außer Kraft gesetzt. 

Es besteht ein Fall der sogenannten rechtlichen Unmöglich­
keit, weil die diesbezüglichen Verpflichtungen des Verwalters aus 
dem Wohnungseigentumsgesetz kollidieren mit ordnungsrecht­
lichen Vorgaben des Landesgesetzgebers oder Bundesgesetz­
gebers. Die Nichteinberufung einer Versammlung kann daher, 
solange die Ansammlung/ Z usammenkunft von Menschen ord­
nungsrechtlich verboten ist oder zahlenmäßig stark beschränkt 
ist, auch keine Pflichtverletzung des Verwaltervertrags darstellen. 

Der WEG-Verwalter kann bei Vorliegen dieser Voraussetzun­
gen nicht gerichtlich zur Einberufung einer Versammlung ge­
zwungen werden. Eine solche Klage eines Eigentümers gegen 
die WEG Verwaltung auf Einberufung einer Versammlung wür­
de abgewiesen werden. Die Nichteinberufung der Versammlung 
stellt auch keinen wichtigen Grund zur fristlosen Kündigung des 
Verwaltervertrags dar, weil keine Pflichtverletzung des Verwalters 
vorliegt.

Zusammengefasst ergeben sich für den Verwalter aufgrund 
der ordnungsrechtlichen Vorgaben zurzeit keine Haftungsgründe 
und kein Risiko einer gerichtlichen Inanspruchnahme betreffend 
den Umstand, dass er keine Wohnungseigentümerversammlung 
einberuft. Auch die Verweigerung einer Belegeinsicht vor Ort 
in den Räumlichkeiten der WEG-Verwaltung kann keine Konse­
quenzen nach sich ziehen, wobei der Verwalter in solchen Fällen 
aber alternative Möglichkeiten anbieten sollte (Zusendung per 
Post oder gegebenenfalls eines Scans per E-Mail).

Die Nichteinberufung einer WEG-Versammlung hat wiederum 
unmittelbare Auswirkungen auf die Verbindlichkeit / Wirksamkeit 
des Wirtschaftsplans und der Jahresabrechnung (dazu unter I.2.), 
darüber hinaus auch für diverse weitere Handlungsfelder der Ver­
waltung (dazu unter I.3).

2. Beschlussfassung zur Jahresabrechnung und zum Wirt-
schaftsplan / Fortgeltung des Wirtschaftsplans

Der Wirtschaftsplan ist der Haushaltsplan der Wohnungseigen­
tümergemeinschaft und für die Handlungsfähigkeit der Woh­
nungseigentümergemeinschaft von existentzieller Bedeutung. 
Der Wirtschaftsplan enthält die voraussichtlichen Einnahmen und 
Ausgaben für ein zukünftiges Rechnungsjahr und legt gemäß  
§ 28 Abs. 2, 5 WEG die Verpflichtung der Wohnungseigentümer 
fest, die monatlichen Hausgeldvorschüsse zu leisten.

Er ist die rechtliche Anspruchsgrundlage für die Zahlungs­
pflicht der Eigentümer zur Zahlung der monatlichen Hausgelder. 
Wenn kein Wirtschaftsplan existiert, besteht auch keine Zahlungs­
pflicht der Eigentümer zur Zahlung der laufenden Hausgeldvor­
schüsse. Die Aufstellung des Wirtschaftsplans wird dem Verwalter 
auch in Zeiten von Corona möglich sein. Höchst problematisch 
ist aber, dass der Verwalter zwar den Wirtschaftsplan als Entwurf 
fertigstellen kann, zur Wirksamkeit des Wirtschaftsplans jedoch 
eine Beschlussfassung der Wohnungseigentümerversammlung 
notwendig ist.

Der Wirtschaftsplan wird nur dann verbindlich / wirksam und 
begründet auch nur dann eine Zahlungspflicht der Eigentümer 
zur Zahlung von Hausgeldvorschüssen, wenn die Wohnungsei­
gentümergemeinschaft über den Wirtschaftsplan mit Stimmen­
mehrheit gemäß § 28 Abs. 5 WEG einen Beschluss gefasst hat. 

Wie dargestellt ist es der WEG-Verwaltung zurzeit und ge­
gebenenfalls auch im gesamten Jahr 2020 nicht möglich, eine 
Wohnungseigentümerversammlung durchzuführen. Die Jahres­
abrechnung wiederum stellt gemäß § 28 Abs. 3 WEG die tatsäch­
lich getätigten Ausgaben und Einnahmen eines abgeschlossenen 
Rechnungszeitraums dar. 

Auch für die Wirksamkeit / Verbindlichkeit der Jahresabrech­
nung ist eine Beschlussfassung der Wohnungseigentümerver­
sammlung erforderlich. Erst wenn diese Beschlussfassung über 
die Jahres(einzel)abrechnung erfolgt ist, kann auf dieser Basis von 
den Eigentümern der Betrag verlangt werden, der über die Anga­
ben des Wirtschaftsplans hinausgeht (also der „Mehrverbrauch“), 
die sogenannte Abrechnungsspitze.

Fraglich ist somit, auf welche Art und Weise eine Verbind­
lichkeit des Wirtschaftsplans bzw. der Jahresabrechnung bewirkt 
werden kann, obwohl Versammlungen nicht durchführbar sind. 
Dazu sind die unten unter II. aufgezeigten angedachten kurzfris­
tigen Gesetzesänderungen mit dem Formulierungsvorschlag der 
Bundesregierung von maßgeblicher Bedeutung.

Coronakrise
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3. Verwalterneubestellung, bauliche Maßnahmen, Repa-
raturen, Instandhaltungen, Modernisierungen und andere 
Maßnahmen der Bewirtschaftung des Wohnungseigen-
tumsbestandes

Die Wohnungseigentümerversammlung ist nicht nur zwecks 
Beschlussfassung über den Wirtschaftsplan und die Jahres­
abrechnung zur Sicherstellung der Finanzierung und Liquidi­
tät erforderlich, sondern auch betreffend zahlreicher anderer 
Regelungsgegenstände. So ist z.B. gemäß § 26 Abs. 1 Satz 1 und 
2 WEG eine Beschlussfassung über die Neubestellung oder Wei­
terbestellung eines Verwalters erforderlich.

Auch zu Maßnahmen baulicher Art ist grundsätzlich eine Be­
schlussfassung erforderlich. Der Verwalter ist nach § 27 Abs. 1 
Nr. 2 WEG zwar berechtigt und verpflichtet, die für die ordnungs­
mäßige Instandhaltung und Instandsetzung des Gemeinschafts­
eigentums erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Den Verwalter 
treffen dabei jedoch vorrangig Prüfungs-, Kontroll- und Überwa­
chungspflichten, die er dann in Vorschläge zur Herbeiführung der 
notwendigen Beschlüsse der Wohnungseigentümer umzusetzen 
hat (vgl. LG Hamburg, 10. April 2013, 318 S 91/12). Die eigentli­
che Entscheidung über Art, Umfang, Finanzierung und Zeitpunkt 
der Maßnahme fällt in die ausschließliche Entscheidungskompe­
tenz der Wohnungseigentümer (OLG Düsseldorf, 30. Juli 1997, 3 
Wx 61/97; LG Hamburg, 10. April 2013, 318 S 91/12).

Fraglich ist somit auch hinsichtlich dieser Regelungsgegen­
stände (Verwalterneubestellung, Reparaturmaßnahmen etc.), wie 
der Verwalter diese ohne Durchführung einer Wohnungseigentü­
merversammlung umsetzen kann. Auch hierzu ist auf II. zu ver­
weisen.

II. Lösungsmöglichkeiten und Handlungsemp-
fehlungen zur weiteren Vorgehensweise unter 
Berücksichtigung des neuen Gesetzesentwurfes 
der Bundesregierung

Bundestag und Bundesrat haben ein Gesetz zur Abmilderung der 
Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafver­
fahrensrecht verabschiedet, das unter anderem auch Regelungen 
zum Wohnungseigentumsrecht enthält. 

Für Wohnungseigentümergemeinschaften sieht die Bundesre­
gierung die Gefahr vor allem darin, bei auslaufender Verwalterbe­
stellung ohne Durchführung einer Wohnungseigentümerversamm­
lung eine Führungslosigkeit zu haben bzw. ohne Durchführung 
einer Wohnungseigentümerversammlung die Finanzierung nicht 
sicherstellen zu können, wenn eine Fortgeltung des Wirtschafts­
plans nicht beschlossen worden ist.

f

Der Gesetzgeber ist der (zutreffenden) Auffassung, dass Woh­
nungseigentümerversammlungen vielfach aufgrund entsprechen­
der landesgesetzlicher Regelungen oder behördlicher Anordnun­
gen nicht möglich seien oder aber jedenfalls die Durchführung 
einer Versammlung angesichts der Gesundheitsgefahren nicht zu­
mutbar sei.

 
Das Gesetz sieht in Art. 2, dort § 6 Folgendes vor:

§6 Wohnungseigentümergemeinschaften

(1) Der zuletzt bestellte Verwalter im Sinne des Wohnungseigen­
tumsgesetzes bleibt bis zu seiner Abberufung oder bis zur Bestel­
lung eines neuen Verwalters im Amt.

(2) Der zuletzt von den Wohnungseigentümern beschlossene 
Wirtschaftsplan gilt bis zum Beschluss eines neuen Wirtschafts­
plans fort.

Mit diesem Gesetz sind zwei der drängendsten Probleme, die 
durch die Corona-Pandemie bezogen auf die Praxis der Woh­
nungseigentumsverwaltung verursacht worden sind, jedenfalls 
auf den ersten Blick gelöst.

Durch § 6 Abs. 1 ist geregelt, dass der jetzige Verwalter – auch 
bei eigentlich zeitlich auslaufendem Vertrag – selbst ohne Neube­
stellung im Amt verbleibt, bis er abberufen wird oder tatsächlich 
ein neuer Verwalter bestellt worden ist. Auch wenn es im Gesetz 
nicht ausdrücklich erwähnt ist, so ergibt sich trotzdem, dass die 
Konditionen (Vergütung etc.) gleichbleiben.

Nicht gelöst ist dadurch allerdings, was passiert, wenn der re­
guläre Verwalter kein Interesse an einem Fortbestand seines Ver­
walteramtes hat und dieses nach dem regulären Bestellungszeit­
raum nicht weiter ausüben will. Man wird den aktuellen Verwalter 
nicht zur Fortführung seines Amtes zwingen können, wenn er es 
nicht weiter fortführen will.

§ 6 Absatz 2 soll die finanzielle Handlungsfähigkeit der Woh­
nungseigentümergemeinschaft sicherstellen, weil dadurch der zu­
letzt beschlossene Wirtschaftsplan seine Wirksamkeit behält und 
dem Verwalter somit als rechtliche Grundlage zur Anforderung 
der Hausgeldvorauszahlungen von den Eigentümern dient. Zur 
Jahresabrechnung hat die Bundesregierung keine Neuregelungen 
vorgeschlagen.

 
Die Bundesregierung hat den § 6 Absatz 2  
wie folgt begründet:

Daneben sieht Absatz 2 vor, dass der zuletzt beschlossene Wirt­
schaftsplan bis zum Beschluss eines neuen Wirtschaftsplans fort 
gilt. Damit wird die Finanzierung der Gemeinschaft auch in den 
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Fällen sichergestellt, in denen eine Fortgeltung des Wirtschafts­
plans nicht beschlossen wurde. Über die Jahresabrechnung ist 
dagegen zu beschließen, sobald die Eigentümerversammlung 
wieder zusammentreten kann. Soweit die Jahresabrechnung als 
Zahlenwerk insbesondere für steuerliche Zwecke erforderlich ist, 
ist sie den Wohnungseigentümern schon zuvor zur Verfügung zu 
stellen.

Es trifft zu, dass für die finanzielle Handlungsfähigkeit der 
WEG der Wirtschaftsplan von entscheidender Bedeutung ist, 
wohingegen die (insbesondere für Nachzahlungen maßgebliche) 
Jahresabrechnung unter Umständen auch verspätet z.B. in 2021 
für das Jahr 2019 beschlossen werden kann.

Die angedachten Regelungen in § 5 Abs. 1 und 2 des Geset­
zesentwurfes sind also durchaus sinnvoll. Sie enthalten allerdings 
keine Neuregelungen zu den oben unter I.3. angesprochenen 
weiteren Maßnahmen insbesondere baulicher Art (Reparaturmaß­
nahmen, Instandsetzungsmaßnahmen, Modernisierungsmaßnah­
men).

Die Bundesregierung begründet das Fehlen von Regelungen 
hierzu damit, dass der Verwalter in Zeiten der Corona-Pandemie, 
in der eine Durchführung von Wohnungseigentümerversammlun­
gen nicht möglich sei, alle notwendigen baulichen Maßnahmen 
zur Erhaltung des gemeinschaftlichen Eigentums auf § 27 Abs. 
1 Nummer 3 WEG und die darin enthaltene Notkompetenz des 
Verwalters stützen dürfe.

 
Wörtlich führt die Bundesregierung wie folgt aus:

Das geltende Wohnungseigentumsgesetz (WEG) sieht vor, dass 
der Verwalter in dringenden Fällen die zur Erhaltung des gemein­
schaftlichen Eigentums erforderlichen Maßnahmen ohne vorheri­
ge Befassung der Wohnungseigentümer treffen darf (§ 27 Absatz 
1 Nummer 3 WEG).

Ein dringender Fall liegt vor, wenn die vorherige Befassung 
der Eigentümer in der Eigentümerversammlung nicht möglich 
ist (OLG Hamm, Beschluss vom 19. Juli 2011 – I-15 Wx 120/10; 
Bayerisches Oberstes Landesgericht, Beschluss vom 26. Februar 
2004w – 2Z BR 266/03; Jacoby, in: Staudinger, WEG, 2018, § 27 
Rn. 70). In diesen Fällen ist der Verwalter auch zur Vertretung be­
rechtigt (§ 27 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 WEG). Daneben ist der 
Verwalter berechtigt, Maßnahmen zu treffen, die zur Wahrung 
einer Frist oder zur Abwendung eines sonstigen Rechtsnachteils 
erforderlich sind (§ 27 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 WEG).

Auf der Grundlage des geltenden Rechts kann und muss der 
Verwalter demnach ohne vorherigen Beschluss der Wohnungs­
eigentümer alle unaufschiebbaren Maßnahmen veranlassen. 
Das gilt insbesondere für den Fall, dass dem gemeinschaftlichen 
Eigentum ein Schaden droht, wenn nicht umgehend gehan­
delt würde (Bayerisches Oberstes Landesgericht, Beschluss vom  
27. März 1997 - 2Z BR 11/97). 

Insbesondere notwendige Reparaturen können auf dieser 
Grundlage vom Verwalter veranlasst werden. Demnach bleibt 
die Gemeinschaft im Hinblick auf unaufschiebbare Maßnahmen 
in der durch die COVID-19-Pandemie ausgelöste Situation auch 
dann handlungsfähig, wenn keine Eigentümerversammlung 
durchgeführt werden kann. 

Über alle anderen Maßnahmen kann entschieden werden, 
wenn die Eigentümerversammlung wieder zusammentreten 
kann. In einer verwalterlosen Gemeinschaft hat im Übrigen je­
der Wohnungseigentümer nach § 21 Absatz 2 WEG die Befugnis, 
ohne Zustimmung der anderen Wohnungseigentümer alle Maß­
nahmen zu treffen, die zur Abwendung eines dem gemeinschaft­
lichen Eigentum unmittelbar drohenden Schadens notwendig 
sind. Insofern besteht kein gesetzgeberischer Handlungsbedarf, 
aufgrund der durch die COVID-19-Pandemie ausgelösten Situati­
on in die Kompetenzregelungen des WEG einzugreifen.

Es trifft der Sache nach zu, dass der Verwalter „in der Not“ 
auf Grundlage von § 27 Abs. 1 Nr. 3 WEG auch Reparaturmaß­
nahmen oder andere bauliche Maßnahmen beauftragen darf, 
wenn eine vorherige Einberufung einer Wohnungseigentümer­
versammlung nicht möglich ist. Allerdings werden alle diejenigen 
baulichen Maßnahmen, die nicht zur Abwendung eines dem 
Gemeinschaftseigentum drohenden Schadens erforderlich sind, 
nicht auf Basis des § 27 Abs. 1 Nr. 3 WEG gelöst werden können. 

Wenn es sich um Maßnahmen der Modernisierung handelt 
wie z.B. die Wärmedämmung der Fassade oder aber um bauliche 
Maßnahmen, die ein Eigentümer individuell durchführen möch­
te (z.B. Bau einer kleinen Mauer um sein Sondernutzungsrecht), 
dann können diese Maßnahmen nicht ohne Beschlussfassung 
durchgeführt werden.

Als letzter Notanker hierfür bietet es sich an, einen schriftlichen 
Umlaufbeschluss zu initiieren. Ein schriftlicher Umlaufbeschluss ist 
nur bei allstimmiger Zustimmung rechtmäßig, kann aber gege­
benenfalls bei kleinen Wohnungseigentümergemeinschaften eine 
Lösung darstellen, ohne eine Wohnungseigentümerversammlung 
durchführen zu müssen.

Coronakrise
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Fazit

Die Durchführung einer Wohnungseigentümerversammlung ge­
hört zu den Kernverpflichtungen eines jeden WEG-Verwalters 
und ist nach noch geltender Rechtslage auch erforderlich, um die 
Beschlussfassung über den Wirtschaftsplan durchführen zu kön­
nen sowie über die Neubestellung/Weiterbestellung des WEG-
Verwalters zu beschließen.

Es ist allerdings aufgrund von landesgesetzlichen Regelungen/
behördlichen Anordnungen und Vorgaben sowie auch im Hin­
blick auf die Gesundheit der Mitarbeiter und der Wohnungsei­
gentümer zurzeit und wohl auch auf absehbare Zeit rechtlich und 
tatsächlich nicht möglich, Wohnungseigentümerversammlungen 
durchzuführen. Jeder Verwalter sollte allerdings regelmäßig prü­
fen, ob für sein Bundesland Änderungen der ordnungsrechtlichen 
Vorgaben erfolgen und ab wann Versammlungen wieder zulässig 
sind.

Der Verwalter verletzt daher auch nicht seine Verwalterpflich­
ten, wenn er keine Wohnungseigentümerversammlung einberuft, 
solange entgegenstehende behördliche bzw. gesetzliche Vorga­
ben bestehen. Er kann dann auch gerichtlich nicht dazu verpflich­
tet werden.

Der in der Anlage beigefügte Formulierungsentwurf der 
Bundesregierung soll kurzfristig Gesetz werden. Wenn die For­
mulierungen so wie geplant für das neue Gesetz zur Abmilde­
rung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und 
Strafverfahrensrecht übernommen werden, dann ist die Ver­
walterbestellung für den Übergangszeitraum geregelt und eine 
Verwalterneubestellung nicht erforderlich, solange der bisherige 
Verwalter nicht von sich aus freiwillig sein Amt niederlegt. Auch 
der Finanzierungshaushalt der Gemeinschaft ist geregelt, weil das 
neue Gesetz in § 6 Abs. 2 die Fortgeltung des zuletzt beschlos­
senen Wirtschaftsplans bis zur Beschlussfassung über den neuen 
Wirtschaftsplan anordnet.

Hinsichtlich erforderlicher Reparaturmaßnahmen vertritt die 
Bundesregierung die Auffassung, dass § 27 Abs. 1 Nr. 3 WEG eine 
geeignete Rechtsgrundlage darstellt, damit der Verwalter erfor­
derliche Maßnahmen zum Schutz des Gemeinschaftseigentums 
durchführen kann, solange aufgrund der Corona-Pandemie die 
Durchführung von Wohnungseigentümerversammlungen ord­
nungsrechtlich nicht möglich ist. Dem ist grundsätzlich zuzustim­
men. Hinzuweisen ist aber darauf, dass alle aufschiebbaren Maß­
nahmen wie Modernisierungsmaßnahmen oder individuell von 
Eigentümern gewünschte nicht notwendige Maßnahmen nicht 
davon gedeckt sein können und einer Beschlussfassung durch 
die nächste Wohnungseigentümerversammlung bedürfen. Bei 
kleineren Wohnungseigentümergemeinschaften kann es sich an­
bieten, eine schriftliche Beschlussfassung durch Umlaufbeschluss 
zu initiieren. Wenn alle Eigentümer zustimmen, kann dadurch die  
gewünschte Beschlussfassung erfolgen. h

 



Von Hiram Kahler, Referent Planung und Technik, vdw Niedersachsen Bremen

Hannover. Dass ein kleines Virus große Teile der Weltwirtschaft 
innerhalb kürzester Zeit lahm legt, der internationale Flugverkehr 
zum Erliegen kommt, Handelsketten abreißen und ganze Bran­
chen die Produktion z.B. von Autos einstellt, hätte vor Wochen 
wohl niemand gedacht. Was Greta Thunberg und andere Kli­
maaktivisten in Jahrzehnten im Kampf gegen den Klimawandel 
nicht geschafft haben, erfolgt nun innerhalb von wenigen Tagen 
und verschafft uns allen und dem weltweiten CO

2
-Ausstoß eine 

kleine Atempause. Es werden enorme Summen aufgewendet, 
um die Wirtschaft zu stützen und die Gesundheit der Menschen 
zu schützen. Allerdings stellt sich die Frage, ob sich ein ähnliches 
Engagement auch bei dem existenziellen Kampf gegen den Kli­
mawandel einstellt. Diese Krise bietet deshalb die Chance des 
Überdenkens von wirtschaftlichen Zusammenhängen des expan­
siven Strebens und der globalen Abhängigkeit von Lieferketten. 
Sie bietet die Chance, sich auf das wirklich Wichtige, Nachhaltige 
und Sinnvolle zu besinnen. Das alles kann eine positive Folge des 
„Lockdowns“ sein.

Doch in der täglichen Praxis von Wohnungsunterneh-
men entstehen daraus konkrete Herausforderungen und Risiken, 
z.B. aus der Verzögerung bei der Durchführung von Instandhal­
tungs-, Modernisierungs- und Baumaßnahmen, verbunden mit 
weiteren Kostensteigerungen. Die Geschwindigkeit der aktuellen 
Entwicklung macht es allerdings schwierig, die Auswirkungen zu­
verlässig und umfassend einzuschätzen, dennoch sollen hier sich 
bereits abzeichnende Aspekte beleuchtet werden.

Im Außenbereich beschränken sich die Sicherheitsvorkeh­
rungen im Wesentlichen auf die Vermeidung persönlicher Kon­
taktaufnahme zwischen Personen. Infolge dessen wurde u.a. eine 
weitreichende Schließung öffentlicher Orte der Begegnung erlas­
sen. Dies betrifft auch Außenanlagen von Wohnungsunterneh­
men, insbesondere Spielplätze, Vitalparks für Senioren, Gemein­
schaftsnutzgärten und Grillplätze. Der Eigentümer muss dafür 
sorgen, dass entsprechende Vorgaben umgesetzt werden – mit 
Flatterband, Bauzäunen, Schildern. 

Doch dabei bleibt es nicht. Auch die oftmals über Jahre aufge­
baute Quartiersarbeit für ein positives Miteinander muss infolge 
der Ansteckungsrisiken drastisch eingeschränkt werden. Die Fol­
gen dürften bald spürbar werden, Vereinsamung und Vandalis­
mus könnten wieder zunehmen. 

Da sich mehr Menschen länger als sonst zu Hause aufhalten, 
fällt dort auch mehr Abfall an. Die Entsorger beginnen sich bereits 
darauf einzustellen. Abfalltrennung, insbesondere Abfallvermei­
dung sind die Gebote der Stunde. Besondere Regeln gelten für 
die Abfalltrennung von Quarantänehaushalten, die durch die Ge­
sundheitsämter festgelegt werden.

Die Nutzung der Mietwohnung durch die Bewohner erfor­
dert regelmäßig Kontakt durch Dienstleister und Hauswarte, 
z.B. zur Wartung von Rauchwarnmeldern, dem Tausch von 
Heizkreisverteilern oder dem Ablesen von Zählerständen. 
Für den Einsatz beim Kunden gelten grundsätzlich allgemeine  
Hygienevorschriften. Vor der Kontaktaufnahme ist individuell zu 
klären, ob grippeähnliche Symptome festzustellen sind. Liegen 
diese nicht vor, gelten folgende Hygienemaßnahmen für nicht­
medizinische Einsatzkräfte: 

Mindestens einen 1,5 Meter Abstand zu anderen Personen 
halten, den Kunden höflich bitten, während der Inspektions-, 
Wartungs- und Reparaturarbeiten nicht im gleichen Raum zu blei­
ben, Husten und Niesen in den Ellbogen, kein Händeschütteln, 
kein direkter Kontakt, auf Unterschrift des Mieters verzichten, 
Arbeit via Foto dokumentieren, nach dem Einsatz Hände inten­
siv für mindestens 30 Sekunden mit Seife waschen, verwendete 
Einweghandtücher nach der Benutzung beim Kunden aus der 
Mietwohnung in einem gesonderten Müllbeutel mitnehmen und 
entsorgen. 

Liegen jedoch Symptome und der Verdacht einer COVID-19- 
Erkrankung vor, sollte die Wohnung grundsätzlich nicht mehr be­
treten werden. Es sollten dann nur noch Arbeiten zur Sicherstel­
lung der Strom-, Heizungs- und Warmwasserversorgung, Beseiti­
gung von Wasserschäden (aber nicht der tropfende Wasserhahn) 

Auswirkungen der Coronakrise 
auf die tägliche Praxis  
der Wohnungsunternehmen
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ell den Betrieb auf nicht absehbare Zeit einstellen müssen. Außer­
dem gibt es ungenutzte Zweit- und Gästewohnungen. In jedem 
Fall stellt dies für die Trinkwasserhygiene eine besondere Her­
ausforderung dar, da die Leitungen nicht mehr regelmäßig durch 
die tägliche Nutzung mit Frischwasser gespült werden und die 
Gefahr einer Legionellen-Bildung drastisch steigt. Die Stilllegung 
der Anlage bei einer routinemäßigen Überprüfung droht, wenn 
keine geeigneten Gegenmaßnahmen getroffen wurden. Jedoch 
haben auch große Dienstleister die Konsequenzen zu spüren be­
kommen und ihre Prüfdienste bis auf Weiteres eingestellt. 

Abschließend hier noch ein allgemeiner Hinweis zum Daten
schutz. Mieter müssen ihrem Vermieter oder Nachbarn nicht 
mitteilen, wenn sie erkrankt sind oder in häusliche Quarantäne 
müssen. Selbst wenn der Vermieter erfährt, dass einer seiner Mie­
ter betroffen ist, darf er diese Information nicht ohne Weiteres an 
andere Hausbewohner weitergeben. h

oder zur Schimmelbeseitigung, die also einen Notfall darstellen, 
ausgeführt werden. Geplante Sanierungen im bewohnten Zu­
stand, z.B. der Stränge, sollten deshalb möglichst verschoben 
werden, zumal die Verunsicherung bei den Bewohnern zunimmt 
und Handwerkern schon mal der Zugang zur Wohnung verwehrt 
wird.

Doch was ist, wenn bereits geplante Umzüge anstehen. Diese 
sind weiterhin unter den gegebenen Hygiene- und Abstandsmaß­
nahmen durch professionelle Unternehmen möglich. Allerdings 
sollten bei Wohnungsabnahmen und Übergaben die Möglichkei­
ten der Digitalisierung genutzt werden. Hier gibt es bereits ein­
schlägige Software, deren Nutzung sich auch über die Zeit der 
Coronakrise hinaus empfiehlt. 

Der „Lockdown“ kann aber noch ganz andere, weniger of­
fensichtliche Auswirkungen haben. Oftmals befinden sich in den 
Beständen neben Wohnungen auch Gewerbeeinheiten, die aktu­
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Gestern: Streit ums Rechthaben

Für lange Zeit wurde die Klimadiskussion nicht von der Frage nach 
Strategien und Methoden geprägt, wie man des Klimaproblems 
Herr werden könnte, sondern als Kampf zwischen negativen Skep­
tikern und positiven Weltrettern inszeniert. In dieser Lesart sind es 
Skeptiker oder Klimaleugner, die verhindern, dass wirklich „etwas“ 
geschieht. Wenn diese überwunden sind, so die reine Lehre, dann 
wird sich die Einsicht der wissenschaftlichen Notwendigkeit in der 
Öffentlichkeit durchsetzen und das Klima, also die Welt, gerettet. 
So ist es nicht.

Tatsächlich sind Klimaskeptiker im deutschsprachigen Raum 
eine verschwindend kleine Gruppe ohne nennenswerten Einfluss. 
Aber als vermeintlich mächtige Feinde dienen sie der Absicherung 
der Dominanz der Alarmisten im öffentlichen Diskurs und der sim­
plistischen Vorstellung von Verzicht und westlich-moralischem Vor­
bild als Lösungsweg für die realen Herausforderungen des mensch­
gemachten Klimawandels.

 

Empirische Evidenz für Realität des  
menschgemachten Klimawandels

Hier mag es nützlich sein zu rekapitulieren, warum die Klimawis­
senschaft von der Realität des Klimawandels und des Mechanismus 
dahinter überzeugt sind – die Wirkung zwar absolut kleiner aber 
sehr wirkmächtiger und seit Jahrzehnten ansteigender Mengen 
von Kohlendioxid und anderer „klimawirksamer“ Gase. Der An­
satz, in den Bobachtungsdaten diesen Mechanismus zu identifizie­
ren, gleicht der Aufklärung eines Mordfalles: Zunächst ist zu klären, 
ob der Leblose tatsächlich tot ist oder nicht. Hier heißt dies – fest­
stellen, ob die Daten beschreiben, was sie zu beschreiben scheinen. 
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So lag der sprunghafte Anstieg der Windgeschwindigkeiten an der 
Beobachtungsstation auf Helgoland 1989 nicht an einer Verschär­
fung des Sturmklimas sondern an der Verlegung der Station. Dies 
zu unterscheiden gehört zum Handwerkszeug des Klimatologen. 
Ist der Leblose wirklich tot, dann ist zu fragen, ob dieser aufgrund 
natürlicher oder unnatürlicher Umstände zu Tode kam: hier also, 
ob der konstatierte Wandel schneller vonstatten geht als man es 
aufgrund natürlicher Umstände erwarten sollte. Man spricht von 
Detektion. Insbesondere für die Entwicklung der Temperatur fast 
aller größerer Gebiete gelingt dies. Wir sind also gehalten, nach 
einem Treiber, oder im Bild der Mordermittlung: Täter, zu suchen. 
Dazu fragen wir unsere Klimamodelle, welche Reaktion für wel­
chen möglichen Treiber zu erwarten sind, und vergleichen diese 
mit der tatsächlich eingetretenen Änderung. Was am besten passt, 
wird als Treiber akzeptiert, insbesondere, wenn nur einer passt und 
alle anderen nicht. Dies ist die Attribution. In unserem Falle gelingt 
die Attribution nur, wenn die Treibhausgase der wesentliche Treiber 
sind. Diese Erklärung wird auch durch theoretische Überlegungen 
gestützt, und findet sehr breite Anerkennung in der wissenschaft­
lichen Gemeinschaft. 

Perspektivwechsel in der Öffentlichkeit
In der Öffentlichkeit wurde aber lange Zeit immer noch so getan, 
als gäbe es einen echten wissenschaftlichen Disput zu dieser Frage, 
inszeniert durch einerseits Skeptiker und andererseits Alarmisten. 
Mir scheint, dass weite Teile der Öffentlichkeit dieser Inszenierung 
nun müde wird. Vielmehr wird laut und massiv nach dem Umgang 
mit dem Problem gefragt – auch gerade durch „Fridays for Future“. 
Dabei kommt es zu unsinnigen Zuspitzungen, wie etwa der Ver­
hinderung der Rodungen für die geplante Tesla-Fabrik zum angeb­
lichen Zwecke des Klimaschutzes, zu Verwirrungen, wie die irrige 
Vorstellung, dass die Vermüllung der Ozeane Teil des Klimaproblems 
sei und die latent kolonialistische Bevormundung von Menschen in 
Indien, Brasilien etc., die annehmen sollten, was „wir“ ihnen als 
„Vorreiter“ vorleben. Auch wird die globale Dimension der zum 
Erreichen des Pariser Klimaziels erforderliche Emissionsminderung 
ebenso wenig ernsthaft in Betracht gezogen wie die unabweisbare 
Anpassung an nichtvermiedenen Wandel. Zudem wird das Thema 
auch von Trittbrettfahrern genutzt, um Partikularinteressen, etwa 
Minderung der nächtlichen Nutzung von Flugplätzen, anzumelden.

Aber es deutet sich – trotz aller Hysterie und allem Jakobiner­
tun – eine begrüßenswerte Hinwendung zum Umgang mit dem 
Problem selbst an. Insbesondere Stichworte wie Modernisierung 
und Innovation treten häufiger auf. Die Öffnung der Diskussion hin 
zu diesen Stichworten lässt mich etwas Licht am Ende des Tunnels 
ahnen.

Wissenschaftliche Bedingungen für  
das Erreichen des Pariser Klimaziels

„Die” Wissenschaft fordert nicht das 1,5-bis-2-Grad Ziel von Paris, 
verweist aber darauf, dass der Anpassungsdruck deutlich steigt mit 
steigender Zielmarke, aber auch, dass das Pariser Ziel grundsätzlich 
erreichbar erscheint, sofern es gelingt, alle Netto-Emissionen über­
all auf der Welt bis ca. 2050 zu beenden und in der Folgezeit durch 
starke negative Emissionen zu ersetzen. Netto-Emissionen sind 
jene, die nicht durch negative Emissionen ausgeglichen werden.

Der reale Klimawandel erfordert eine politische Willensbildung, 
wie damit umzugehen ist. Diese Willensbildung wird konterkariert 
durch eine Kakophonie wilder Behauptungen, etwa wonach Ham­
burg „unabweisbar“ bis 2035 klimaneutral sein müsse, um das Pa­
riser Ziel zu erreichen oder dass der „Klima-Holocaust … in diesem 
Moment Millionen Menschen … tötet“. Es gilt, das Wissen nach 
wissenschaftlich Stabilem und die Optionen nach Wirksamen zu 
durchsuchen.

Optionen des Umgangs
Bis dato besteht der öffentliche Umgang mit dem Klimawandel vor 
allem aus Moralisierung und der Anmaßung vorgeblicher Vorbild­
lichkeit. Die Notwendigkeit der Emissionsminderung bezieht sich 
auf das globale Tun und deutsche Minderungen nützen nur ge­
ringfügig zum Erreichen dieses Ziels. Anstrengungen führen nur 
zu einer wirklichen Lösung, wenn der Rest der Welt diese Anstren­
gungen würdigt und annimmt. Wer im „Rest der Welt“ unterwegs 
ist, weiß, dass die Menschen dort nach einem materiellen Leben 
streben, das dem westlichen ähnelt in Bezug auf Komfort, Versor­
gung und Sicherheit. Vorzuschlagen, auf diese Ziele zu verzich­
ten, spiegelt das fortgesetzt latent-kolonialistische Denken einer 
selbst ernannten Avantgarde wider – und hat keine Chance auf 
Umsetzung. Was ziehen kann, sind technologische Ansätze, die 
wirtschaftlich attraktiv und gleichzeitig klimafreundlich oder besser 
klimaneutral sind.

Hier ergibt sich für Deutschland und Europa generell eine Mög­
lichkeit, die Weltrettungsphantasien mit Substantiellem zu unter­
mauern durch die zielgerichtete Entwicklung von Technologie in 
die Anwendungsreife. Dabei kann der Profitgedanke zurückstehen 
hinter dem altruistischen Wunsch, den „Rest der Welt“ bei der 
Verkürzung, Beendigung oder gar der Vermeidung in den Einstieg 
in karbonintensive Entwicklungen zu unterstützen. Sollte sich aber 
herausstellen, dass dieser Zugang nicht nur für die Nutzer wirt­
schaftlich attraktiv ist, sondern auch für den Entwickler, so wird sich 
dieser Gedanke sicher auch in anderen Regionen wie etwa China 
und den USA festsetzen. Sollte das Ganze aber zu einem Zuschuss­
geschäft werden, so könnte in Deutschand ein zweckgebundenenr 
Soli für Besserverdienende „Kennedy-Projekte“ ins Leben rufen. 
„Kennedy-Projekte“ – im Spirit von Kennedys‘ „in 10 years, men 
are on the moon“ – haben ein wohldefiniertes Ziel, etwa klimaneu­
trale Schiffsantriebe. Durch eine Soli-Finanzierung erlauben sie den 
Menschen, dies auch als Resultat persönlichen Engagements zu 
verstehen und zu beflügeln. Dazu kommt die Bereitschaft, neue 
Technologien auch praktisch zu erproben und ausreifen zu lassen 
durch das Unterlassen von St Florian Anti-Modernisierungsklagen. 
Und schließlich die Bereitschaft, technisch noch nicht völlig ausge­
reifte Produkte wie wasserstoffbetriebene Fahrzeuge anzuschaffen 
und so in der Praxis zu testen. 

Es gibt also allerhand Möglichkeiten auch für den Einzelnen 
sich zu engagieren, jenseits eines selbstgerechten und weitgehend 
wirkungslosen Moralisierens. h
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Hamburg. Es ist längst nicht mehr eine Frage des „Ob?“, sondern 
eine Frage des „Wie?". „Wie setzen Sie in Ihrem Unternehmen die 
Digitalisierung um?“, dürfte in den Pausen eine oft gestellte Frage 
gewesen sein.

Bei den Vorträgen machten Experten an Beispielen deutlich, 
wie Digitalisierung im Unternehmen funktioniert oder erklärten, 
warum kein Weg mehr an ihr vorbeiführt. 

So betonte Niklas Veltkamp, Geschäftsführer des Digitalver­
bands Bitkom, die Dynamik digitaler Entwicklungen. Dennoch habe 
ein Großteil der deutschen Unternehmen nach eigenem Bekunden 
weiterhin keine „Digitalstrategie“. Auch für die Wohnungswirt­
schaft sieht Veltkamp erhebliche Chancen und Herausforderungen 
durch die zunehmende Digitalisierung; eine engagierte PropTech-
Szene bringe dies schon zum Ausdruck.

Markus Stoll von der Deutsche Wohnen Beschaffung und Be­
teiligung GmbH beispielsweise beschrieb die Herausforderungen 
und Vorteile des digitalen Zugangssystems KIWI und welche Vortei­

Die Digitalisierung
fest im Blick Zum mittlerweile sechsten Mal 

haben sich Vorstände, Geschäfts-
führer und Experten von Woh-
nungsunternehmen zur Digita-
lisierungstagung von VNW und 
vdw in Hamburg getroffen.
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le es mit sich bringt, alle wichtigen Informationen für Hausmeister, 
Mieter, Post oder Pflegedienste an einem Ort zu haben.

Peter Leppelt erläuterte in seinem Vortrag „Stell Dir vor, es ist 
Digitalisierung und keiner geht hin“, davon, dass Produktzyklen 
aus der Informationstechnologie in andere Branchen überschwap­
pen würden. Der Ablauf, wonach man sich ein neues Produkt aus­
denke, es dann entwickele und anschließend dem Kunden liefere, 
sei veraltet. Heute gehe es darum, schon während der Entwicklung 
ständig Kontakt zum Kunden zu unterhalten und deren sich än­
dernde Wünsche permanent in den Entwicklungsprozess einzuar­
beiten und zu berücksichtigen.

Prof. Dr. Sascha Friesike setzte sich in seinem unterhaltsamen 
Vortrag „Über die Irrtümer der Digitalisierung“ mit den unter­
schiedlichen Trends und ihrer Sinnhaftigkeit auseinander. So kri­
tisierte er die Hektik, mit der Digitalisierung teilweise umgesetzt 
werde. „Gewonnen hat noch nie, wer es am schnellsten gemacht 
hat, sondern stets der, wer es richtig machte.“ Dabei lobte er das 
Kopieren als „die schnellste Form,abzukürzen“. Wichtig sei es, sich 
Zeit zu nehmen und das jeweilige Thema wirklich zu durchdringen.

Wer sich einen eigenen Einblick verschaffen möchte, der 
kann einige der Vorträge auf www.vnw.de unter dem Reiter 
„Veranstaltung“ nachlesen. h
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Digitalisierung?   
Nicht ohne mein 

ERP-System! 

Die Digitalisierung ist ein Megatrend unserer Zeit. Sie umfasst na­
hezu alle Lebensbereiche, beeinflusst unser tägliches Miteinander 
und verändert unsere Gesellschaft tiefgreifend und nachhaltig. 
Diese Merkmale haben alle Megatrends gemeinsam, aber die Di­
gitalisierung verfügt über einen weiteren Faktor: Geschwindigkeit. 
(Erfolgreiche) Entwicklungen im digitalen Bereich haben einen ex­
ponentiellen Verlauf, was unter anderem dazu führt, dass sich die 
weltweit verfügbare Rechenleistung momentan aller drei Monate 

verdoppelt. Der technischen Entwicklung sind also scheinbar keine 
Grenzen gesetzt, allerdings gibt es auch die tiefgreifende Wirkung 
auf den Menschen und gesellschaftliche Systeme, bei denen die 
Veränderungsgeschwindigkeit eine ganz andere ist. Die Art und 
Weise, wie wir leben, arbeiten, kommunizieren und wirtschaften, 
ändert sich rasant, aber (zum Glück!) bei Weitem nicht so schnell, 
wie es technisch möglich wäre. 

Warum das ERP-System im Zentrum einer individuellen  
Digitalisierungsstrategie stehen muss und weshalb sich ein  
genauer Blick auf das „Ungetüm“ Digitalisierung lohnt.

Digitalisierung



Vokabular
Digitization, zu Deutsch: Digitalisierung. Beschreibt den 
Übergang von analog zu digital, wie er beispielsweise bei einer 
elektronischen Archivierung erfolgt.
 
Digitalization, zu Deutsch: Digitalisation. Beschreibt die An-
wendung der digitalisierten Daten, um den Gesamtprozess zu 
verbessern, zum Beispiel durch eine automatisierte Rechnungs-
prüfung.
 
Digital(e) Transformation. Diese beschreibt die durch tech-
nische Entwicklungen geänderten Ansprüche und Erwartungs-
haltungen von Menschen und die damit einhergehende Ent-
wicklung gänzlich neuer Geschäfts- und Anwendungsmodelle. 
Damit geht häufig eine disruptive Wirkung für etablierte Ge-
schäftsmodelle einher.

Worüber reden wir eigentlich?
Bei dieser Vielschichtigkeit kann es schnell zu Verwirrungen kom­
men, wenn von„der Digitalisierung” gesprochen wird. Vor allem 
in der deutschen Sprache findet nur selten eine Differenzierung 
zwischen den verschiedenen Stufen und Ebenen von Digitalisie­
rungsprozessen statt. Das ist auf der einen Seite zwar praktikabler 
und alltagstauglicher, führt auf der anderen aber dazu, dass die 
Digitalisierung oft als ein riesiges, umwälzendes Ungetüm daher­
kommt, welches nicht zu bändigen zu sein scheint. Daher kann 
es vor allem Entscheidungsträgern in Unternehmen helfen, sich 
bei den Bezeichnungen der englischen Sprache zu bedienen, wel­
che die grundsätzlichen Stufen eines Digitalisierungsprozesses be­
zeichnen und deutlich machen, dass es nicht immer der große, 
disruptive Hammerschlag sein muss. Demnach lässt sich zwischen 
Digitization, Digitalization und Digital Transformation unterschei­
den.

Um die Bedeutung von Daten zu verdeutlichen, werden oft 
Vergleiche mit uns vertrauten, die Weltwirtschaft bestimmenden 
Ressourcen bemüht: Daten werden dabei jeweils als das neue Öl 
oder Gold bezeichnet. Der zugeschriebene Wert wird dadurch 
vielleicht beschrieben, allerdings wird völlig verkannt, dass es sich 
bei Daten im Gegensatz zu Öl und Gold um eine nicht versiegen­
de Ressource handelt. Die Herausforderung liegt darin, die Daten 
anzulegen bzw. zu erheben und dann für die Optimierung von 
Prozessen oder die Entwicklung neuer Geschäftsmodelle nutzbar 
zu machen.

Das ERP-System im Fokus
Die tägliche Arbeit in wohnungswirtschaftlichen Unternehmen 
findet in einem ERP-System statt. Standardprozesse im Bereich 
Hausbewirtschaftung, Controlling, Finanzbuchhaltung oder Ad­
ministration werden in den allermeisten Fällen bereits heute in 
diesem System bearbeitet und miteinander vernetzt. Die Vernet­
zung ist – wenn man so will – ein weiteres Wesensmerkmal der 
Digitalisierung. 

Vorausgesetzt, die Phase der Digitization ist abgeschlossen, 
beinhaltet ein ERP-System alle relevanten Daten eines Unterneh­
mens und der jeweiligen Geschäftsprozesse, welche dann über 
den administrativen Bereich hinaus genutzt werden können. Auf 
dem Gebiet der Wohnungswirtschaft umfasst das beispielsweise 
die mobile Wohnungsabnahme, die mobile Verkehrssicherung 
oder die webbasierte Abwicklung von Aufträgen für Lieferanten 
und Handwerker. Die Vorteile und Potenziale der Übermittlung 
und Vernetzung von Daten entlang der gesamten Wertschöp­
fungskette eines Wohnungsunternehmens sind heute vielfach 
noch nicht ausgeschöpft, auch wenn die ERP-Systeme diese Mög­
lichkeiten durch modulare Ausbaustufen, mindestens aber durch 
vorhandene Schnittstellen, bereits abbilden sollten. 

Wie bereits beschrieben, sind die technischen Möglichkeiten 
den Anwendern dabei häufig voraus. Denn die Umstellung von 
Prozessen und das Pflegen von Daten verändert die tagtägliche Ar­
beit enorm. Hier gilt es, die Mitarbeitenden mitzunehmen, aufzu­
klären und zu befähigen. Auch aus organisationaler Sicht gilt, dass 
bestimmte Prozesse auf den Prüfstand gestellt werden müssen, 
auch wenn diese über Jahre liebgewonnen sind. Die Entscheidung 
für oder gegen ein ERP-System, welches auch die künftigen An­
forderungen der Digitalisierung abbildet, sowie der Umgang mit 
diesem Werkzeug sind daher von strategischer Bedeutung. Aus 
diesem Grund lohnt es sich in den meisten Fällen, zusätzlich Bera­
tungsleistung in Anspruch zu nehmen oder den Softwareanbieter 
aktiv in den Prozess einzubeziehen und von dessen Expertise zu 

profitieren. Denn allein eine Konzeption zur unternehmensindi­
viduellen Digitalisierungsstrategie zu erstellen, reicht lange schon 
nicht mehr aus. Vielmehr muss sich das Wohnungsunternehmen 
heute zu einem ganzheitlichen IT-Ökosystem entwickeln.  

Dies gilt umso mehr, als das aktuell zahlreiche Start-Ups den 
Markt der digitalen Lösungen für die Wohnungswirtschaft be­
reichern. Diese sogenannten PropTechs bieten häufig intelligen­
te Lösungen für spezifische Anwendungsfälle und stellen dabei 
den Mieter als Anwender in den Fokus. Der Mehrwert für die 
Wohnungsunternehmen ist aber nur dann gegeben, wenn diese 
Anwendungen über eine Schnittstelle zum zentralen ERP-System 
verfügen. Nur dann lassen sich die Prozesse wirklich integriert 
darstellen. Wenn hingegen auf verschiedene Insellösungen ge­
setzt wird, besteht die immense Gefahr, dass die Fülle an Tools 
die Mitarbeitenden heillos überfordert und die Reibungsverluste 
auf Grund unterschiedlicher Datenquellen so groß sind, dass sich 
der Mehrwert für den Mieter, etwa durch Verzögerungen in der 
Bearbeitung, direkt wieder auflöst. Die Folge ist eine enorme Frus­
tration bei allen Beteiligten.  

Wenn es doch dazu kommt, dass ein Flickenteppich aus nicht 
verknüpften Lösungen entstanden ist, ist der finanzielle und orga­
nisatorische Schaden enorm. Daher sollte der jeweilige ERP-Dienst­
leister bei der Erarbeitung einer individuellen Digitalisierungsstra­
tegie zu den ersten Ansprechpartnern für Unternehmen gehören.

Und wo bleibt die Disruption?
Eine wirkliche Transformation der Wohnungswirtschaft lässt sich 
heute nicht erkennen. Die bisherigen Geschäftsmodelle funktionie­
ren im Kern nach wie vor und das Wirtschaftsgut Wohnung bleibt 
auf absehbare Zeit ein analoges. 

An dieser Stelle soll nicht unterschlagen werden, dass sich durch 
die Entwicklungen rund um Smart Home (Stichwort: Daten!) neue 
Geschäftsmodelle und Big-Player herauskristallisieren werden, aber 
diese stehen eben nicht in unmittelbarer Konkurrenz zum Woh­
nungsunternehmen. Vielmehr stellt sich für die bisherigen Akteure 
die Frage, inwieweit sie daran partizipieren möchten. 

Auch wenn Digitalisierung es nicht erlaubt, sich zurückzulehnen 
und der Dinge zu harren, die da kommen mögen, ist die Erkenntnis 
für die Branche recht beruhigend: Der Kuchen wird größer! Wenn 
es gelingt, die großen und kleinen Lösungen miteinander zu vernet­
zen, werden auch in Zukunft alle satt werden und gleichzeitig lassen 
sich Prozesse, Servicequalität und Arbeitsplatzattraktivität steigern. 
Und die gefräßigen digitalen Ungetüme werden weiterziehen. h
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Chatbots – Booster  
für den Kundenservice

Mieterservice und Mieterkommunikation wandeln sich. Hier 
treffen Kosten- und Renditedruck auf eine gestiegene Erwar-
tungshaltung. Apps und textbasierte Dialogsysteme können 
die Lösung sein. Doch bei deren Entwicklung und Einsatz 
kommt die Qualität aufgrund branchenfremder Anbieter oft 
zu kurz. Worauf Unternehmer achten sollten.

„Guten Tag, hier ist die Wohnungsgesellschaft Trautes Heim, 
kann ich Ihnen helfen?“ – „Meine Wasserleitung tropft.“ – „Ich 
habe Sie nicht verstanden. Bitte stellen Sie die Frage anders.“ Der 
gute Wille ist sicher erkennbar. Dennoch läuft der digitale Dialog 
zwischen der Vermieter-App und einem Hilfe suchenden Mieter 
schief. Wahrscheinlicher Grund: eine schlechte Programmierung 
des textbasierten Dialogsystems. 

Solche Systeme nennen Experten Chatbots, abgeleitet von den 
englischen Wörtern Chatten (= miteinander reden) und Robot. Für 
Fachleute stellen Chatbots und mit ihnen verbundene Apps zu­
künftig ein wesentliches Kommunikationsmittel dar. So befand 
der GdW Branchenbericht 7 („Wohntrends 2035“) bereits 2018: 
„Mithilfe von Apps oder im direkten Kontakt mit einem Chatbot 
werden 90 Prozent der Anliegen rund um die Uhr bearbeitet wer­
den.“ Die Gründe: Smartphones nutzende Mieter erwarten zeit- 
und ortsunabhängig Ansprechpartner für ihr Anliegen, schnelle 
Reaktionsgeschwindigkeiten und transparente Informationen. Auf 
Vermieterseite zwingt vor allem der Kosten- und Renditedruck zu 
effizienteren und automatisierten Verwaltungsabläufen.

Apps und Chatbots als Lösung
Tatsächlich hat die Zukunft bereits begonnen. Zahlreiche Firmen 
bieten Apps und Chatbots an – leider oft mit dürftigen Ergeb­
nissen. Kein Zweifel: Die digitalen Helfer sind auch für die Woh­
nungswirtschaft geeignete Lösungen, um Renditedruck und 
gestiegenen Erwartungshaltungen zu begegnen. Doch vor der 
Entscheidung für eine eigene Entwicklung oder die Beschaffung 
solcher Systeme sollte eine Prüfung aufgrund nachvollziehbarer 
Qualitätskriterien stehen. 

Während Apps vor allem Erreichbarkeit und Transparenz 
in der Kommunikation steigern, ist ein integrierter Chatbot der 
ideale Ansprechpartner. „Ein Bot ist immer erreichbar“, sagt 
Matthias Herter, Geschäftsführer der meravis Immobiliengruppe. 
„Der digitale Helfer kann den Großteil der Anfragen sofort be­
antworten und dem Mieter direkte Lösungen und Informationen 
anbieten. Unseren Mietern gefällt der neue Service und unsere 
Mitarbeiter werden spürbar entlastet.“ Doch Vorsicht, so Matthias  
Herter, der Teufel stecke im Detail. „Ein Chatbot muss von Anfang 

an kontinuierlich schlau gemacht werden, um dem Mieter auch 
umfangreiche und richtige Antworten geben zu können. Für die 
Integration von Geschäftsprozessen ist zudem eine entsprechende 
Programmierung unumgänglich. Als Unternehmer muss ich mir 
die Frage stellen, ob ich genügend und vor allem die richtigen 
Ressourcen für diese Aufgabe bereitstellen kann.“

Trainingsaufwand wird unterschätzt 
Notwendig ist also ein ‘Füttern‘ des Dialogsystems mit den richti­
gen Antworten. „Es ist ein großes Missverständnis, dass ein Bot al­
leine lernt. Etwa weil er mit Künstlicher Intelligenz (KI) ausgestattet 
ist“, erklärt Thilo König, Geschäftsführer der competence4 GmbH 
und Experte für digitale User-Kommunikation. „Tatsächlich muss 
ein Chatbot ständig trainiert werden.“ Der Lernfortschritt des Bots 
muss stets kontrolliert werden, damit die KI die richtigen Prozesse 
lernt und am Ende keine falschen oder nicht gewollte Antworten 
auswirft. Hierbei sind nicht nur Inhalt und softwaretechnische Ver­
knüpfungen zu überprüfen, sondern auch die Eloquenz des digita­
len Helfers. „Insbesondere kleine und mittlere Unternehmen sind 
nicht ohne Weiteres in der Lage, Bots zu trainieren und die Qualität 
des Systems zu überprüfen“, weiß der Kölner Wirtschaftsjournalist 
und Spezialist für ERP-Lösungen und Sprachsysteme Sven Hansel. 
So muss etwa die Kundenkommunikation systematisch ausgewer­
tet werden, um das Bot-System kontinuierlich zu trainieren.

MATTHIAS HERTER 
Geschäftsführer der meravis  
Immobiliengruppe und CEO  
der Spiri.Bo GmbH 
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Qualitätskriterien für Apps und Chatbots
Für die Wohnungswirtschaft mit ihren oft jahrelangen Mieterbe­
ziehungen gilt, dass branchenfremde Chatbot-Anbieter häufig bei 
der Qualität scheitern. Weil sie weder über die notwendige Erfah­
rung im Umgang mit Mietern verfügen noch entsprechende Regel­
systeme für die Abbildung der Geschäftsprozesse programmieren 
können. Umso erfreulicher, was Christian M., 43, Mieter bei der 
meravis in Hannover und Tester des vom Hamburger Startup Spiri.
Bo entwickelten Chatbots LISAH, sagt: „Ich bin überrascht, wie 
gut sich das System ausdrücken kann. Zwischendurch hatte ich 
sogar das Gefühl, mit einem Menschen zu reden.“ (siehe Kasten)

LISAH: der Chatbot  
in der App von Spiri.Bo

Die Hamburger Spiri.Bo GmbH, ein Tochterunternehmen der meravis Immobiliengruppe, hat eine White-Label-App mit 
integrierter Künstlicher Intelligenz für die digitale Transformation der Wohnungswirtschaft entwickelt. Der Chatbot 
heißt LISAH (Life Interactive Service Assistant at Home). Das kann der clevere digitale Helfer:

•	 Erreichbarkeit 24/7

•	 Bearbeitung unbegrenzter Anfragen in konstant 
	 hoher Qualität

•	 Interaktive Einbindung von Formularen und FAQ‘s 

•	 Exponentiell lernendes System (KI)

•	 Interoperabilität mit branchenüblichen ERP-Systemen

•	 Vermittlung von Services und Produkten im Rahmen des 
	 Spiri.Bo Marktplatzes

•	 Proaktive Führung durch die App 

•	 Sofortige Präsentation von Hilfestellungen 
	 und Lösungen

•	 Bei Bedarf Übergabe an menschliche Servicemitarbeiter

•	 Mehrsprachigkeit

•	 Mögliche Schnittstellen zu Social Media-Plattformen wie 	
	 Facebook, WhatsApp, Google Assistant, Amazon Alexa

Doch wie steht es mit der Interoperabilität von Apps und Dia­
logsystemen? Arbeiten sie mit den in Wohnungsunternehmen 
vorhandenen ERP-Systemen zusammen? Darüber hinaus stel­
len sich mit digitalen Helfern wie jenen von Spiri.Bo Fragen zur 
Weiterentwicklung im Rahmen der digitalen Transformation der 
Wohnungswirtschaft: Werden mit den Systemen reale Mehrwerte 
in den Prozessen der Wohnungsverwaltung und für den Kunden­
service geschaffen? Und vor allem: Schafft die Software eine zu­
kunftsorientierte technologische Basis und bietet sie zugleich die 
notwendige Flexibilität für die Weiterentwicklung? h

Heute

12:00:00
Hallo Max, 
Ich bin Lisah, ich kann dir bei vielen  
Angelegenheiten helfen. Was kann ich  
für dich tun?

12:30

Chat mit Lisah

12:03:14

Ich möchte mir ein Haustier zulegen. MM

12:03:15
An welche Art Haustier hattest du  
gedacht?

12:03:42


Einen Hund!

12:03:43
Um welche Hunderasse handelt es 
sich?

12:04:02

Es ist ein Golden Retriever.

12:04:03
Hunde müssen vom Vermieter  
genehmigt werden. Bei ungefährlichen  
Rassen, wie dem Golden Retriever ist  
das meistens kein Problem. Hier  
gelangst du direkt zum Formular:  
Haustier Genehmigung

MM

MM

Heute

12:00:00

Hallo Max, 
Ich bin Lisah, ich kann dir bei vielen  
Angelegenheiten helfen. Was kann ich  
für dich tun?

12:30

Chat mit Lisah

12:03:14


Meine Freundin möchte bei  
mir einziehen.

12:03:15
Um deine(n) Partner(in), oder ein  
Familienmitglied in deine Wohnung  
aufzunehmen, klicke einfach auf den  
folgenden Link und fülle die  
entsprechenden Felder aus:  
Aufnahme Mitbewohner

MM

12:30

Chat mit Lisah

12:00:01
Guten Tag Max.

12:00:38

Damit deine Miete zukünftig von 
einem anderen Konto abgebucht 
wird, klicke einfach auf den Link:  
SEPA ändern

12:00:00

Hallo Lisah.
MM

12:00:37

Ich habe eine neue Kontonummer. MM

Heute

Frühere Dialoge anzeigen

Alltagstauglich: Kommunikationsbeispiele 

mit dem Chatbot LISAH von Spiri.Bo
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Smart Meter:  
Große Vorteile für die 
Wohnungswirtschaft
Die neuen intelligenten Stromzähler – sogenannte Smart 
Meter – sind momentan in aller Munde. Nicht nur, weil der 
Pflicht-Rollout für größere Verbraucher nun startet, sondern 
auch, weil die vernetzten Smart Meter das manuelle Ablesen 
überflüssig machen. Davon kann schon heute besonders die 
Wohnungswirtschaft profitieren.

Das Alleinstellungsmerkmal von Smart Metern ist ihre Vernetzung: 
In regelmäßigen Abständen senden sie vollautomatisch die aktu­
ellen Stromverbrauchsdaten an den Messstellenbetreiber. Für den 
Nutzer sind die momentanen Werte bequem per Mausklick online 
abrufbar. Auf Wunsch können die Daten auch analysiert werden, 
um Verbrauchsmuster zu erkennen und Einsparpotenzial zu iden­
tifizieren. Die Möglichkeit zur Fernablesung bietet besonders für 
die Wohnungswirtschaft große Vorteile: Um eine Nebenkosten­
abrechnung zu erstellen, entfallen künftig die Fahrt zur Immobilie 
und das lästige Ablesen des Allgemeinstromzählers. Mit einem 
Smart Meter wird der Stromverbrauch stattdessen einfach vom 
Schreibtisch aus online abgefragt und die Abrechnung stichtags­
genau erstellt. Große Investitionen sind für die intelligenten Mess­
systeme nicht notwendig, es fallen lediglich die jährlichen Kosten 
für den Messstellenbetrieb an.

Zukünftig werden Smart Meter noch praktischer: Es ist ge­
plant, auch den Erdgas- und Wasser-Verbrauch digital zu erfassen. 
Perspektivisch lassen sich also an einen vernetzten Stromzähler 
auch weitere digitale Zähler anbinden und über die Ferne ablesen.

E.ON: Ein Ansprechpartner für Ihre Energiefragen
Auch im Bereich Smart Metering ist E.ON der starke Partner der 
Wohnungswirtschaft. Als sogenannter wettbewerblicher Mess­
stellenbetreiber kann E.ON allen Kunden – unabhängig von Jahres­
verbrauch und Stromversorger – Smart Meter anbieten, während 
die Netzbetreiber in der Regel erst ab einem Jahresverbrauch von 
6 000 kWh und in ihrer jeweiligen Region aktiv werden. Bundes­
weit tätige Wohnungswirtschaftsunternehmen haben mit Smart 
Metern von E.ON einen weiteren Vorteil: Statt der unterschiedli­
chen Netzbetreiber haben sie einen einheitlichen Ansprechpartner 
und verwenden eine Benutzeroberfläche für alle Messstellen. 

E.ON verfügt im Bereich Smart Meter bereits über viel Erfah­
rung. Als erstes Unternehmen hat der Energieversorger schon im 
Dezember 2018 zertifizierte Smart Meter in Deutschland einge­
baut. Seitdem hat E.ON tausende weitere Gewerbe- und Privat­
kunden mit intelligenten Messsystemen und auf Wunsch entspre­
chender Analyse-Software ausgestattet. 

 

Sonderkonditionen für vdw Mitglieder
Mitglieder des vdw profitieren bei E.ON nicht nur von Sonder­
konditionen für individuelle Belieferungsmodelle für Strom und 
Erdgas, sondern auch von besonders attraktiven Angeboten für 
Energielösungen wie Energieeffizienz, Elektromobilität, Photovol­
taik oder Smart Meter.

Sprechen Sie uns an, wir beantworten Ihre Fragen zum Thema  
Energielösungen von E.ON und Smart Meter gerne persönlich. Ihr 
Ansprechpartner: Ulf Stradtmann, Geschäftskundenbetreuer,  
E.ON Energie Deutschland GmbH. Telefon: 0511-439-2195,  
ulf.stradtmann@eon.com, www.eon.de   

Alle Stromdaten zur Hand: Visualisierung mit E.ON Optimum
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64 Nachhaltigkeitsbericht

Nachhaltigkeits-
berichterstattung im 
Wohnungsunternehmen  
Von Frank Nolte, Leitender Verbandsprüfer beim VNW,  
Mark Oliver Könemund und Jörg Cammann, vdw Niedersachsen Bremen

Hannover. In der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft prägt 
gelebte Nachhaltigkeit im Dreiklang aus Ökonomie, Ökologie und 
sozialer Verantwortung das strategische Handeln seit Jahrzehn­
ten. Hierbei ist "gelebte Nachhaltigkeit" mehr als der Blick auf 
einzelne Gebäude. Sie ist ein Unternehmenskonzept in Bezug auf 
und in Abhängigkeit von der Stadt- und Standortentwicklung. 
Nachhaltigkeit beinhaltet dabei klassischerweise eine ökologi­
sche, ökonomische und soziokulturelle Dimension, die miteinan­
der in Ausgleich zu bringen sind. 

Unternehmerische Entscheidungen in der Wohnungswirtschaft 
müssen sich daher im Spannungsfeld von sozialen, ökologischen 
und betriebswirtschaftlichen Zielen bewegen und im Interesse 
einer langfristig erfolgreichen Unternehmensentwicklung keines 
dieser Ziele vernachlässigen.

Wandel vom Kür- zum Pflichtprogramm
Die Konsequenz, über die Nachhaltigkeitsaktivitäten im Kern­
geschäft auch zu berichten, wurde von der Mehrheit der Woh­
nungsunternehmen noch nicht umgesetzt. 

Durch zunehmende gesellschaftliche Diskussionen sind ne­
ben ökonomischen Themen in den vergangenen Jahren wieder 
vermehrt auch ökologische und soziale Themen in den Fokus 
geraten. Hierbei werden die Endlichkeit wichtiger Rohstoffe, der 

Klimawandel und die Einhaltung von Klimazielen, aber auch sozi­
ale Veränderungsprozesse und gesellschaftliche Herausforderun­
gen im Kontext der Nachhaltigkeit betrachtet. 

Die Erwartung an aussagefähige Nachhaltigkeitsberichter­
stattung nimmt kontinuierlich an Bedeutung zu. Der Wahrneh­
mungsgrad nachhaltiger Aktivitäten und die Kommunikation von 
Nachhaltigkeitszielen wird zunehmend nicht mehr als „nice to 
have”, sondern als Pflichtprogramm im Wohnungsunternehmen 
angesehen. Ein guter Nachhaltigkeitsbericht ist auch ein optima­
les Instrument zur Steuerung unternehmensbezogener Prozesse 
im Nachhaltigkeitsmanagement. Ein frühzeitiger Einstieg in die 
Berichterstattung über Nachhaltigkeitsaspekte stärkt letztlich die 
Wettbewerbsfähigkeit von Wohnungs- und Immobilienunterneh­
men in ihrem wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Umfeld.
 

Die Berichterstattung selbst schafft Transparenz
Die Nachhaltigkeitsberichterstattung schafft für die Anteilseigner 
(Genossenschaftsmitglied / Gesellschafter/Aktionär), aber auch für 
die interessierte Öffentlichkeit und Gläubiger des Wohnungsun­
ternehmens Transparenz. Zugleich rückt das Thema Nachhaltigkeit 
durch eine detaillierte Berichterstattung in den Fokus des unter­
nehmerischen Bewusstseins und in das Selbstverständnis der Mit­
arbeiter.

Hierbei kommt dem Nachhaltigkeitsbericht die Aufgabe zu, 
den Beitrag des Unternehmens zur nachhaltigen Entwicklung 
sichtbar und damit beurteilbar bzw. bewertbar zu machen. 
Analog zur externen Finanzberichterstattung können der Nach­
haltigkeitsberichterstattung die Aufgaben der Information und 
Dokumentation, Rechenschaft und Kapitalerhaltung zugeordnet 
werden. Durch eine stakeholderorientierte Nachhaltigkeitsbe­
richterstattung können Reputation und Image des berichtenden 
Unternehmens gesteigert und das Vertrauen in die nachhaltig­
keitsbezogene Leistungsfähigkeit des Unternehmens ausgebaut 
werden.

Am Anfang fällt es nicht ganz leicht,  
die Orientierung im Dschungel zu behalten

Bereits die erstmalige Erstellung eines Nachhaltigkeitsberichtes 
sollte strukturiert erfolgen und für jedes Wohnungsunternehmen 
eine erste Weichenstellung sein, Nachhaltigkeitsziele im Unter­
nehmen auf Dauer zu implementieren und zu überwachen. Hier­

Nachhaltig-
keitsziele

ÖkologieSoziales

Ökonomie
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bei kommt dem Deutschen Nachhaltigkeitskodex eine besondere 
Bedeutung zu. Der Deutsche Rat für Nachhaltige Entwicklung 
(RNE) wurde erstmals im April 2001 von der Bundesregierung 
berufen und definiert in seinem Leitfaden zum Deutschen Nach­
haltigkeitskodex (DNK) den Begriff der Nachhaltigkeit als „Wohl­
stand für alle – weder auf Kosten anderer Länder, anderer Men­
schen und künftiger Generationen noch zulasten der natürlichen 
Umwelt.”

Der Deutsche Nachhaltigkeitskodex sieht den Beleg eines 
nachhaltigen Handelns in den vier Bereichen Unternehmensstra­
tegie, Prozessmangement, Umwelt und Gesellschaft. Zur finalen 
Erfüllung des Kodex erstellen und veröffentlichen Unternehmen 
eine sogenannte „Entsprechenserklärung”. In dieser Erklärung 
ist die Übereinstimmung der Unternehmenspolitik mit den defi­
nierten Kodexkriterien in Freitextform qualitativ zu beschreiben 

(comply) und noch wenig ausgeprägte Kriterien sind möglichst 
mit in die Zukunft reichende Strategien zu erläutern (explain). 
Darüber hinaus werden die einzelnen Kodexkriterien durch zu­
sätzliche Leistungsindikatoren ergänzt, die vornehmlich dem 
Berichtssystem der Global Reporting Initiative entnommen sind. 
Für Wohnungs- und Immobilienunternehmen werden hierbei zu­
sätzlich auch die branchenspezifischen Ergänzungen zur Entspre­
chenserklärung betrachtet (vgl. auch GdW Arbeitshilfe 73).

Das Büro Deutscher Nachhaltigkeitskodex prüft die DNK-
Erklärung und veröffentlicht den Bericht in einer allgemein zu­
gänglichen Datenbank. Das Unternehmen erhält nach Veröffent­
lichung seiner Entsprechenserklärung zur eigenen Verwendung 
und Imagepflege für das jeweilige Berichtsjahr das DNK-Anwen­
der-Signet.

Wohnungs- und Immobilienun-
ternehmen berichten anhand von 
20 Kriterien über ihr nachhaltiges 
Handeln
Die Erstellung des Berichtes in standardi­
sierter Form erhöht die Transparenz und 
auch die Vergleichbarkeit wohnungswirt­
schaftlicher Nachhaltigkeitsberichte. Zu­
nächst sind für die jeweiligen Komponen­
ten der Bereiche Nachhaltigkeitskonzept 
und Nachhaltigkeitsaspekte die erforder­
lichen Angaben für das Unternehmen zu 
identifizieren.

 

Erstellung eines Nachhaltigkeitsberichtes
Leistungsangebot des VNW / vdw

Wir bieten Ihnen an, Sie bei der Erstellung eines Nachhaltigkeitsberichtes zu beraten und Ihnen somit 
den Zugang zur Nachhaltigkeitsberichterstattung für interessierte Wohnungsunternehmen jeglicher Größe zu erleichtern:

–	 Erstellung Nachhaltigkeitsbericht in standardisierter Form (Vereinheitlichung des Berichtsaufbaus soll  
	 Vergleichbarkeit und Transparenz wohnungswirtschaftlicher Nachhaltigkeitsberichte erhöhen).
–	 Aufbereitet durch Berater des Verbandes.
–	 Druck & Layout des Nachhaltigkeitsberichtes optional wählbar.
–	 Abgabe einer DNK-Entsprechenserklärung.
–	 Gemeinsame Erarbeitung und Zusammenstellung der relevanten Unterlagen im Unternehmen.

Lassen Sie sich ein unverbindliches Angebot unterbreiten.

Mark Oliver Könemund          Jörg CammannFrank Nolte
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66 Nachhaltigkeitsbericht

Für das jeweilige Kriterium beschreibt das Wohnungsunter­
nehmen anschließend die individuellen Inhalte. Beispielsweise 
werden im DNK Kriterium 1 "Strategische Analysen und Maßnah­
men" offengelegt, ob es eine Nachhaltigkeitsstrategie verfolgt. 
Ferner erläutert das Unternehmen, welche konkreten Maßnah­
men es ergreift, um im Einklang mit den wesentlichen und an­
erkannten branchenspezifischen, nationalen und internationalen 
Standards zu operieren. Im Kriterium 1 handelt es sich hierbei um 
folgende Aspekte:

In diesem Zusammenhang werden als Aktivitäten und Maß­
nahmen üblicherweise neben Erläuterungen zur nachhaltigen 
Bestandsbewirtschaftung (Baualter und Struktur des Woh­
nungsbestandes, Mieterstruktur, Mietenstruktur getrennt nach 
Mietenklasse, energetischer Zustand) auch Aussagen zum wirt­
schaftlichen Umfeld und zur Standortentwicklung getroffen.

vdw und VNW begleiten Sie  
zur erstmaligen Berichterstattung

Im Fokus eines Nachhaltigkeitsberichtes stehen die Darstel­
lung der nachhaltigkeitsbezogenen Auswirkungen und Leis­
tungen des Wohnungsunternehmens. Die Darstellungen 
innerhalb der 20 DNK-Kriterien können hierbei auch durch ent­
sprechende Nachhaltigkeitskennzahlen sinnvoll ergänzt wer­
den. Daneben können qualitative Informationen in Form von 
Beschreibungen konkreter Projekte und Initiativen gegeben 
werden. Hiermit einher gehen gegebenenfalls Fragestellun­
gen zur Verfügbarkeit von Daten im Unternehmen, um die je­
weiligen Nachhaltigkeitskennzahlen aufbereiten zu können. 
Die Aufbereitung und Erstellung eines erstmaligen Nachhaltig­
keitsberichtes kann hierbei unter Inanspruchnahme eines ex­
ternen Beraters erfolgen. vdw und VNW unterstützen bereits 
erfolgreich Mitgliedsunternehmen bei der Erstellung eines Nach­
haltigkeitsberichts und der anschließenden Abgabe einer DNK-
Entsprechenserklärung.

Interessierten Wohnungsunternehmen jeglicher Größe bieten 
wir eine Beratung bei der Erstellung und Veröffentlichung eines 
Nachhaltigkeitsberichts und der Erlangung des DNK-Anwender-Si­
gnets für die erfolgreiche Abgabe der DNK-Entsprechenserklärung.

Für diesen Erstellungs- und Aufbereitungsprozess haben wir 
ein spezielles Excel-basiertes Erfassungs- und Dokumentationsin­
strument Nachhaltigkeitsberichterstattung im Wohnungsunter­
nehmen (NaWo 1.0) entwickelt.

Das Tool soll den Anwender zunächst dabei unterstützen, die 
20 Kriterien des DNK vollumfänglich zu überschauen, um sich 
einen umfassenden Überblick über die erforderlichen Inhalte zu 
verschaffen. Ferner können für die einzelnen Kriterien in Form 
einer Checkliste die erforderlichen Informationen gesammelt und 
dem Berichterstatter zur Verfügung gestellt werden. Anhand von 
komponentenbezogenen Erfassungsbögen werden die für die 
DNK-konforme Nachhaltigkeitsberichterstattung erforderlichen 
Datensätze abgefragt und jeweils dokumentiert. Der Anwender 
kann jeweils nachvollziehen, welche Unterlagen bereits vorhan­
den sind und welche Unterlagen zur Berichterstattung noch erfor­
derlich sind. Ferner werden die ergänzenden Informationen von 
GRI-Leistungsindikatoren abgefragt. Unser Tool NaWo 1.0 ermög­
licht Ihnen ferner in Folgejahren eine vereinfachte Aufbereitung 
ihres Nachhaltigkeitsberichts.

f



Anzeige

Die kontinuierliche Nachhaltigkeitsberichterstattung in stan­
dardisierter Form wird zum Dokument einer nachhaltig erfolg­
reichen Unternehmensentwicklung. h
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Personal und  
Führung 4.0

Unternehmenstrends 2030

Serie „Unternehmenstrends 2030“ – Teil 3  

Flexibilität auf allen Ebenen
In den kommenden Jahren wird sich die Arbeitswelt auf unter­
schiedlichen Ebenen mehr und mehr flexibilisieren. Eine Kostprobe 
davon haben die meisten Unternehmen jüngst unfreiwillig durch 
die Coronakrise bekommen. Künftig wird es zum Alltag gehören, 
dass Menschen von unterschiedlichen Orten und zu unterschiedli­
chen Zeiten arbeiten. 
1.	 Die räumliche Flexibilisierung bezieht sich auf Möglichkeiten 
zur Anpassung des Arbeitsortes, etwa in Form von Großraumbü­
ros und Desksharing, aber auch auf die Nutzung betriebsfremder 
Räumlichkeiten – wie im Homeoffice oder in Co-Working-Spaces. 
2.	 Die zeitliche Flexibilisierung bezeichnet die Anpassung der Ar­
beitszeit beispielsweise durch vorübergehende Teilzeitarbeit oder 
Gleitzeit. 
3.	 Hinzu kommt in manchen Bereichen die numerische Flexibili­
sierung. Das heißt: Die Anzahl der verfügbaren Mitarbeitenden va­
riiert zum Beispiel aufgrund von Jahreszeitkonten oder Leiharbeit. 

Die Befragung zur Studie „Unternehmenstrends 2030“ ergab, 
dass insbesondere der Freizeitausgleich bei Mehrarbeit und der 
Wechsel von Vollzeit in Teilzeit schon längst zur Unternehmens­
realität gehören. Bei Sabbaticals und Jobsharing-Modellen ist die 
Wohnungswirtschaft bislang zurückhaltender. Im Hinblick auf die 
räumliche Flexibilisierung ergaben sich folgende Zahlen: Mobiles 
Arbeiten und Homeoffice sind in jeweils knapp der Hälfte der Un­
ternehmen bereits etabliert. Co-Working-Spaces oder Desksharing 
sind hingegen erst in 4,4 Prozent der Unternehmen verbreitet.

Neue Kompetenzen
Durch die Digitalisierung werden künftig viele Prozesse im Unter­
nehmen automatisiert ablaufen. Dadurch fallen insbesondere Rou­
tinetätigkeiten weg. Gleichzeitig entstehen neue Tätigkeitsfelder 
und Aufgaben. Hierfür sind nach Einschätzung der Wohnungsun­
ternehmen vor allem Kundenorientierung, eigenverantwortliches 
Handeln und Flexibilität wichtige Voraussetzungen. 

Der Branchenbericht „Unternehmenstrends 2030“ des Bundesverbands deutscher 
Wohnungs- und Immobilienunternehmen (GdW) gibt einen Überblick über die 
wichtigsten Entwicklungen und Trends für Unternehmen der Wohnungswirtschaft 
in den nächsten zehn Jahren. Erstellt hat ihn Analyse & Konzepte immo.consult 
gemeinsam mit der InWIS Forschung & Beratung GmbH. In Teil 3 unserer  
Unternehmenstrends-Serie geht es um Führung und Personal.

Verbreitung von flexiblen 
Arbeitszeitmodellen (insgesamt)

Quelle: Analyse & Konzepte/InWIS: GdW Unternehmenstrends 2030
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Quelle: 
Analyse & Konzepte/InWIS: 
GdW Unternehmenstrends 2030

Erwartete Änderung der 
Kernkompetenzen (Mitarbeiter) – gesamt

Qualifizierte Mitarbeitende gewinnen
Perspektivisch wird es aufgrund des demografischen Wandels aber 
noch schwieriger werden, hochqualifizierte Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter zu finden. Deshalb werden die Unternehmen mehr 
in das Personalmarketing und ihre Wahrnehmung als attraktiver 
Arbeitgeber – das Employer Branding – investieren müssen. In 
diesem Zusammenhang gewinnt zum Beispiel die Unternehmens­
darstellung in den sozialen Medien an Bedeutung. Innerhalb der 
Unternehmen ist ein integriertes Karrieremanagement, das Em­
ployer Branding, Personalgewinnung und Talent-Management be­
rücksichtigt, erforderlich. 

Auch an die Mitarbeiterbindung werden neue Herausforde­
rungen gestellt. Denn für die gut qualifizierten Arbeitnehmerin­
nen und Arbeitnehmer ist es leicht möglich, das Unternehmen 
zu wechseln. Das führt dazu, dass die Beschäftigten höhere An­
sprüche an die Arbeitsbedingungen stellen und eine geringere 
Bindung zum Arbeitgeber verspüren. Die damit einhergehende 
Fluktuation kann zu massiven Kosten führen. Vorteile werden in 
dieser Hinsicht diejenigen Unternehmen haben, die es schaffen, 
eine starke Mitarbeiterbindung aufzubauen. Hierbei hilft ein ge­
zieltes Personalcontrolling, das die Zufriedenheit regelmäßig misst 
und Gründe für eventuelle Unzufriedenheit aufspürt. 

Führung 4.0 
Durch das steigende Qualifikationsniveau der Fachkräfte sowie 
Veränderungen im Zuge der Digitalisierung ändern sich auch die 
Anforderungen an die Führungsebene. Die Führungskräfte von 
morgen sind keine Befehlsinstanzen, die hinter verschlossenen Tü­
ren tagen. Sie teilen die Macht und füllen ihre Rolle so aus, dass sie 
den Beschäftigten und dem Unternehmen Entwicklungen ermög­
lichen und entsprechende Ressourcen bereitstellen. 

Einerseits sind die Führungskräfte der Zukunft digital, lösungs­
orientiert und kreativ. Andererseits müssen sie aber auch Markt- 
und Fachkenntnis, Stabilität und Erfahrung vermitteln. Diese 
„Beidhändigkeit“ ist eine Schlüsselkompetenz des modernen Ar­
beitslebens und wird in der Fachsprache „Ambidextrie“ genannt. 

Fazit 
Die Zeiten, in denen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von der 
Ausbildung bis zum Ruhestand selbstverständlich im selben Unter­
nehmen blieben, sind vorbei – auch in der Wohnungswirtschaft. 
Flexibilität, Kundenorientierung, ein gutes Personalmarketing so­
wie moderne Führungskräfte gehören zu den Erfolgsfaktoren der 
Zukunft. h

Zum Weiterlesen:
Die Studie „Unternehmenstrends 2030“ kostet 50,00 Euro zuzüg­
lich Versandkosten und kann über die Website des GdW bestellt 
werden: www.gdw.de. Für Verbandsmitglieder ist jeweils ein Ex­
emplar kostenfrei. 

www.analyse-konzepte.de
www.inwis.de
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Etwa acht Prozent höher als im langjährigen Durchschnitt lag 
der Heizenergiekonsum in Deutschland im Jahr 2019 – ähnlich 
wie bereits 2018. Daran ändern auch die Temperaturrekorde des 
vergangenen Jahres nichts, denn in den Sommermonaten wird 
ohnehin nicht geheizt. Von den heizintensiven Monaten (Januar 
bis März; November bis Dezember) wiesen Januar und November 
überdurchschnittlich hohe Verbräuche auf.

Zudem sorgte der ungewöhnlich kalte Mai für zusätzlichen 
Heizbedarf. Februar und Dezember 2019 hingegen waren spür­
bar verbrauchsärmer als im Durchschnitt. Vor allem Haushalte mit 
Ölheizung müssen bei der nächsten Heizkostenabrechnung tiefer 
in den Geldbeutel greifen. Das 2019 verfeuerte Öl wurde in den 
meisten Fällen bereits 2018 gekauft. Damals lag der Mittelpreis 
bei 70,2 ct/l, während er im Jahr davor noch bei 57,1 ct/l gelegen 
hatte. Das entspricht einer Steigerung von knapp 23 Prozent.

Der Heizenergiemonitor der Brunata-Metrona-Gruppe erhebt 
und bewertet den Heizenergieverbrauch zehntausender repräsen­
tativ ausgewählter Messstellen bundesweit. Damit bietet er eine zu­
verlässige Sicht auf die monatliche Entwicklung der witterungsab­
hängigen Energiekosten für zwölf Abrechnungsperioden pro Jahr.

Die Basis bilden viele Millionen realer Heizungsablesungsda­
ten im Vergleich mit den amtlichen Jahresbilanzen des Energie­
konsums für die Bundesrepublik. Für die Wohnungswirtschaft 
ergeben sich aus dem Heizenergiemonitor verbesserte Benchmar­
king-Möglichkeiten für Heizkostenmanagement, verglichen mit 
solchen, die allein auf allgemeiner meteorologischer Temperatur­
information basierenh

Das abgelaufene Jahr geht mit Rekordwärme in die Annalen ein.  
Dennoch war der Heizenergiebedarf überdurchschnittlich hoch.

Betriebskosten aktuell

Heizung: 
Verbrauch stagniert auf hohem Niveau  

Betriebs-
kosten
aktuell



Nach dem Messstellenbetriebsgesetz (MsbG) vom August 2016 
haben Stromnetzbetreiber die Pflicht oder das Recht, in bestimm­
ten Fällen intelligente Messsysteme einzubauen, wenn dies tech­
nisch möglich und wirtschaftlich vertretbar ist. Die wirtschaftliche 
Vertretbarkeit ist im MsbG über zulässige Obergrenzen für die 
Kosten geregelt. Die technische Möglichkeit besteht nach MsbG, 
wenn mindestens drei voneinander unabhängige Unternehmen 
intelligente Messsysteme am Markt anbieten, die den festgelegten 
Vorgaben genügen und wenn das Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik (BSI) das feststellt.

Diese Feststellung ist durch das BSI am 3. Februar 2020 mit 
Wirkung zum 17. Februar 2020 erfolgt. Das bedeutet, dass die 
Netzbetreiber vom 17. Februar 2020 an bei Letztverbrauchern mit 
einem Jahresstromverbrauch von mehr als über 6 000 kWh intelli­
gente Messsysteme einbauen müssen und bei Letztverbrauchern 
mit einem Jahresstromverbrauch bis einschlielich 6 000 kWh intel­
ligente Messsysteme einbauen können.

Damit beginnt das sogenannte Smart-Meter-Rollout für diese 
Messstellen. Es gilt eine Duldungspflicht für den Einbau der intelli­
genten Messsysteme bzw. Smart Meter. Weder Anschlussnehmer 
(Gebäudeeigentümer) noch Anschlussnutzer (in den Wohnun­
gen: Mieter) sind berechtigt, die entsprechende Ausstattung einer 
Messstelle zu verhindern oder nachträglich wieder abzuändern. 

Da der Anschlussnehmer für die elektrische Anlage einschließ­
lich der Bereitstellung der Zählerplätze hinter dem Netzanschluss 
verantwortlich ist, muss er auch für einen gegebenenfalls erforder­
lichen Umbau der Zählerplätze aufkommen.h

Smart Meter  
Roll out läuft seit 
17. Februar 2020 
Das Messstellenbetriebsgesetz nimmt Fahrt auf

Der Klimawandel hat längst die Wohnungswirtschaft erreicht. Seit 
Jahren werden von der Politik die rechtlichen Rahmenbedingun­
gen hinsichtlich Energieeffizienz und Klimaschutz immer weiter 
verschärft, was wesentlich zu höheren Baukosten und Mieten bei­
getragen hat. Und die Wohnungswirtschaft investiert jedes Jahr 
enorme Summen in energiesparende Neubauten und Entwicklun­
gen im Bestand, was die Emissionen der Wohngebäude bereits 
deutlich verringert hat.

Mit dem Klimapaket der Bundesregierung soll ab 2021 nun 
erstmals eine direkte Besteuerung von CO

2
 im Gebäudesektor 

eingeführt werden. Vor diesem Hintergrund wird im vorliegenden 
Beitrag versucht, die grundlegende Thematik CO

2
, Treibhausef­

fekt und Emissionen ein wenig zu beleuchten und die möglichen 
Auswirkungen des Klimapakets für Mieter und Vermieter aufzu­
zeigen.

CO
2
 ist die chemische Abkürzung für Kohlenstoffdioxid (auch 

Kohlendioxid). Es handelt sich um ein farbloses, nicht brennbares, 
geruchloses Gas aus Kohlenstoff (C) und Sauerstoff (O). CO

2
 ist 

Bestandteil der Luft, die aus Stickstoff (ca. 78 Prozent), Sauerstoff 
(ca. 21 Prozent) sowie Aargon und anderen Edelgasen (ca. ein 
Prozent) besteht. 

Der Anteil von Kohlendioxid in der Luft wird auf 0,038 Prozent 
beziffert, davon werden rund drei bis vier Prozent vom Menschen 
verursacht, der Rest (96 - 97 Prozent) ist natürlichen Ursprungs. 
Wir sprechen also über sehr, sehr kleine Anteilswerte, die aber 
nicht wirkungslos bleiben, weil es sich um ein geschlossenes 
Kreislaufsystem handelt.

Ohne Treibhauseffekt kein Leben auf der Erde 
Betrachten wir als nächstes den Treibhauseffekt. Treibhausgase in 
der Erdatmosphäre gibt es seit Bestehen der Erde. Sie sorgen für 
den natürlichen Treibhauseffekt und sind für das Klima der Erde 
verantwortlich.

Ohne den Treibhauseffekt gäbe es keine Fauna und Flora. Ein­
fach erklärt, läuft der Prozess wie folgt ab: Die Erdatmosphäre ist 
transparent für die ankommenden, kurzwelligen Sonnenstrahlen, 
aber weniger transparent für die langwelligen Wärmestrahlen von 
der Erde ins Weltall. Folglich bleibt ein Teil der Energie auf der 
Erdoberfläche zurück und erwärmt diese. 

Wohnkostenerhöhung durch CO2-Bepreisung?  
Grundlagen, Konzepte, Bedeutung für Mieter und Vermieter

Von Prof. Dr. Dieter Rebitzer
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Ohne den natürlichen Treibhauseffekt würde die gesamte Energie 
ungehindert in den Weltraum abstrahlen. Die mittlere Temperatur 
auf der Erde würde nicht bei plus 15 Grad Celsius, sondern bei 
minus −18 Grad Celsius liegen. 

Seit Beginn der Industrialisierung kommt ein anthropogener 
Treibhauseffekt infolge der Freisetzung zusätzlicher Treibhausgase 
durch den Menschen hinzu, der zum einen durch die Verbren­
nung fossiler Energieträger und zum anderen durch Landnut­
zungsänderungen verursacht wird. Dies verstärkt den natürlichen 
Treibhauseffekt, weil mehr Treibhausgase in der Atmosphäre zu 
einer Temperaturerhöhung führen und umgekehrt.

Treibhausgase beeinflussen Klima nicht allein
Doch die Treibhausgase sind bei Weitem nicht die einzige Ein­
flussgröße auf das Klima. Weitere Faktoren sind beispielsweise die 
Sonnenstrahlung, die Plattentektonik, der Vulkanismus, die Ver­
witterung, die Albedo oder Schwankungen des Meeresspiegels. 
All diese Parameter wirken zusammen und beeinflussen das Klima 
in der einen oder anderen Weise.

Die Sonne und ihre enorme Strahlkraft sind für das Klima von 
primärer Bedeutung. Doch die Sonnenaktivität ist nicht konstant, 
sondern verläuft zyklisch (elf Jahre) oder unregelmäßig, was an 
der Veränderung der Sonnenflecken gemessen werden kann.

Die Albedo beschreibt das Rückstrahlvermögen nicht selbst 
leuchtender Oberflächen. Dunkle Körper absorbieren die Strah­
lung vollständig und erwärmen sich stark. Helle Körper hingegen 
reflektieren die Strahlung vollständig und erwärmen sich nicht.

Die Albedo der Erdoberfläche liegt im Durchschnitt bei 30 Pro­
zent, bei Eis- und Schneeflächen bis zu 80 Prozent, bei Wald oder 
bei Meeresoberflächen um die zehn Prozent. Die Albedo verän­
dert sich beispielsweise bei Veränderung der Ozeane, der Eisschil­
de, der Wüsten, der Vegetationsgebiete, der Wolkenbedeckung 
oder der Aerosolkonzentration.

Daneben gibt es sehr langsame Kreislaufprozesse. Vulkanis­
mus – heutzutage weniger relevant – bewirkt eine Erwärmung 

durch die permanente Freisetzung von Kohlendioxid durch vulka­
nische Ausgasungen. Im Gegenzug bewirken Verwitterungspro­
zesse eine Abkühlung durch den permanenten Entzug von Koh­
lendioxid aus der Atmosphäre und Bindung in der Lithosphäre 
(äußere Erdkruste und obere Erdhülle).

Eingelagertes CO
2
 kommt erst nach Millionen Jahren über 

Vulkane in die Atmosphäre. Auch die Plattentektonik gilt als Mo­
tor für klimatische Veränderungen in geologischen Zeiträumen. 
Sie ist verantwortlich für die Entstehung vulkanischer Zonen und 
Gebirge, Lage und Größe der Kontinente und damit verbundene 
Wettersysteme beziehungsweise ozeanische Strömungen.

Veränderung der Ozeane 
sind von enormer Bedeutung

Drei Viertel der Erdoberfläche sind Ozeane und Meere. Deshalb 
ist die Eustasie, darunter wird die Veränderung des Ozeanvolu­
mens verstanden, von enormer Bedeutung. Dies kann entweder 
temperaturbedingt durch Bildung oder Abschmelzen von Eis an 
Gletschern oder Polen geschehen oder durch Veränderungen des 
Ozeanbeckenvolumens. 

Die Auswirkungen sind sichtbar. Seit dem 18. Jahrhundert ist 
der Meeresspiegel um rund 25 Meter gestiegen. Zukünftige Sze­
narien und mögliche Auswirkungen lassen sich über Simulationen 
im Internet anschaulich berechnen.

Treibhausgase sind strahlungsbeeinflussende gasförmige Stof­
fe in der Atmosphäre, die den Antrieb des Treibhauseffekts bilden. 
Beispiele für Treibhausgase sind Wasserdampf (40 bis 70 Prozent), 
Kohlenstoffdioxid (20 bis 25 Prozent), Methan oder Ozon. Meist 
wird eine Kombination von mehreren Treibhausgasen freigesetzt.

Beispielsweise wird bei einem Flug nicht nur CO
2
 freigesetzt, 

sondern auch klimawirksamer Wasserdampf und Ozon. Der Was­
serdampfgehalt ist zudem von der Lufttemperatur abhängig. 
Dieser Effekt ist von Gebäuden bekannt, wo ein zu hoher Was­
sergehalt in der Luft bei zu niedrigen Temperaturen die Schimmel­
bildung begünstigt.
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len Kohlenstoffkreislaufs (2009 bis 2018 p.a., Angaben jeweils in 
Gigatonnen, Gt). CO

2
 entsteht durch Verbrennung fossiler Ener­

gieträger (+35) und Veränderungen der Landnutzung (vor allem 
im tropischen Südamerika und Südostasien, aber auch in Afrika) 
(+6).

Das CO
2
 wird teilweise in der Biosphäre (-12) und in den Oze­

anen (-9) wieder gebunden, beides sind sogenannte CO
2
-Senken. 

Der Rest verbleibt ganz einfach in der Atmosphäre (+18). Das CO
2
 

in der Atmosphäre ist seit 1750 von rund 500 Gt auf heute 800 
bis 900 Gt gestiegen. 

Die kumulierten Emissionen seit Beginn der Industrialisierung 
betragen rund 1 500 Gt. Die Differenz ist in CO

2
-Senken gebun­

den. Nicht zu vernachlässigen sind die natürlichen CO
2
-Kreisläufe 

der Vegetation (+/- 440) und der Ozeane (+/- 330) sowie das lang­
fristig gebundene CO

2
 in der Vegetation (450 bis 650), im Perma­

frost (1 700) und im Boden (1 500 bis 2 400).

CO2-Emissionsvolumen steigt weiter
Das weltweite CO

2
-Emissionsvolumen 2018 betrug 36 Gt und 

steigt nach wie vor weiter an. Eine Trendwende kann nicht kons­
tatiert werden. Aktuell ist China weltgrößter CO

2
-Emittent (knapp 

30 Prozent) vor den USA (15 Prozent), Europa (15 Prozent) und 
Indien (acht Prozent). 

Kumuliert, das heißt seit Beginn der Industrialisierung, ergibt 
sich ein differenziertes Bild, was kontrovers diskutiert wird. Die 
CO

2
-Konzentration in der Atmosphäre liegt heute bei rund 410 

ppm (vorindustriell 280 ppm), wobei Schwankungen um +/- 3 
ppm im Jahresablauf zu beobachten sind.

Positiv anzumerken ist, dass eine Trendumkehr in Europa 
deutlich und in Nordamerika im Ansatz erkennbar ist. Dem steht 
aber ein fulminanter Anstieg der Emissionen in Asien, Indien und 
den arabischen Ländern gegenüber. China wächst weiter, expor­
tiert CO

2
 und verlagert CO

2
-intensive Produktionen. Afrika ist ge­

ringster Emittent, aber am stärksten vom Klimawandel betroffen.

Instrumente der CO2-Politik
Die Instrumente der CO

2
-Politik lassen sich in drei Kategorien sys­

tematisieren. Das niederschwellige Prinzip der Freiwilligkeit hat 
sich in der Praxis nicht bewährt. Umgekehrt erscheint hoheitlicher 
Zwang durch ordnungsrechtliche Eingriffe, etwa Auflagen, Gebo­
te oder Verbote, nicht zielführend.

Deshalb setzt die Politik zurecht auf anreizorientierte Instru­
mente, um Investitionen in emissionsarme und zukunftsfähige 
Technologien, Infrastrukturen und Prozesse unter dem Grundsatz 
der Technologieoffenheit und unter Beachtung von Wirtschaft­
lichkeitsaspekten (niedrigste CO

2
-Vermeidungskosten) zu lenken.

Durch eine aufkommensneutrale Ausgestaltung und Härte­
fallregelungen kann eine Sozialverträglichkeit für besonders be­
troffene Haushalte und Unternehmen gewährleistet werden. Pro­
bleme und Diskussionen ergeben sich hinsichtlich der richtigen 
Dosierung der Instrumente.

Als Konzepte zur CO
2
-Bepreisung bieten sich wahlweise eine 

Mengensteuerung (Zertifikate) oder eine Preissteuerung (Steuern/
Subventionen) an. Bei der Mengensteuerung wird die Emissions­
menge (Cap) politisch festgesetzt, der Preis pro Emissionsein­
heit bleibt offen, dieser bildet sich am Markt (Trade). Bei einer 
Preissteuerung wird der Preis pro Emissionseinheit politisch fest­
gesetzt, die Emissionsmenge bleibt offen, diese bildet am Markt 
(Zahlungsbereitschaft). 

Wolkenbildung verringert die am Boden ankommende Ener­
giemenge. Gleiches geschieht mit der Abstrahlung der vom Bo­
den kommenden Wärmestrahlung. Tiefe Wolken kühlen die Erde, 
Wolken hoch am Himmel wirken erwärmend. Ein Mensch erzeugt 
übrigens bei normalen Umgebungstemperaturen täglich 0,5 Kilo­
gramm Wasserdampf durch Verdunstung und ein Kilogramm 
durch ausgeatmete Luft.

Wasserdampf gilt als besonders klimarelevant
Eine Erwärmung der Erde, beispielsweise durch die Wasserdampf-
Rückkopplung oder die Abnahme der CO

2
-Speicherung im wär­

meren Ozean, erhöht die Konzentration der Treibhausgase in der 
Atmosphäre. Wasserdampf in der Stratosphäre gilt im natürlichen 
Treibhauseffekt als besonders klimarelevant. 

In den vergangenen 40 Jahren hat sich der Wasserdampfge­
halt in der Stratosphäre um 75 Prozent erhöht. Verantwortlich 
hierfür ist zur Hälfte das Methan aus der industriellen Landwirt­
schaft, welches in großen Höhen zu Kohlendioxid und Wasser­
dampf oxidiert. 

Zu den Treibhausgasen zählen laut Kyoto-Protokoll Kohlendi­
oxid (CO

2
, dient als Referenzwert), Methan (CH

4
), Distickstoffoxid 

bzw. Lachgas (N
2
O), teilhalogenierte Fluorkohlenwasserstoffe (H-

FKW/HFC), perfluorierte Kohlenwasserstoffe (FKW/PFC), Schwe­
felhexafluorid (SF

6
) und Stickstofftrifluorid (NF

3
) (später hinzuge­

kommen).
Unterschiedliche Treibhausgase haben eine unterschiedliche 

Klimawirksamkeit. Im Sprachgebrauch werden Treibhausgase 
vereinfachend – was für Laien sinnvoll erscheint – als CO

2
 oder 

CO
2
-Emissionen bezeichnet, meistens sind damit jedoch CO

2
-

Äquivalente gemeint.
Hierzu erfolgt eine Umrechnung der unterschiedlichen Treib­

hausgase in CO
2
-Äquivalente (andere Bezeichnungen sind CDE, 

CO
2
eq / CO

2
e / CO

2
-e). Eine Einheit CO

2
 entspricht logischerweise 

einer Einheit CO
2
eq, eine Einheit Methan 28 CO

2
eq, eine Einheit 

Lachgas 265 CO
2
eq und bei F-Gasen liegen die Werte für eine 

Einheit bei 100 bis 24 .000 CO
2
eq.

Bislang existiert keine international anerkannte, einheitliche 
Berechnungsmethode. Vielmehr sind unterschiedliche Umrech­
nungsfaktoren und Methoden im Einsatz. In Publikationen ist 
ferner darauf zu achten, ob von Kohlenstoff oder Kohlendioxid 
gesprochen wird. Dies macht einen Unterschied, kann aber ein­
fach umgerechnet werden: 1 C (Kohlenstoff) entspricht 3,664 
CO

2
 (Kohlendioxyd).

Warm- und Kaltzeiten lösen einander ab
Die Temperaturen des Planeten Erde haben sich in Laufe der Erd­
geschichte verändert. Warm- und Eiszeiten lösen einander ab. 
Bemerkenswert ist der Temperaturanstieg seit Beginn der Indus­
trialisierung.

Die globale Durchschnittstemperatur ist gegenüber der vorin­
dustriellen Zeit um mehr als ein Grad Celsius gestiegen, ein wei­
terer Anstieg ist prognostiziert. Dabei sind erhebliche Tempera­
turanomalien nach Kontinenten zu beobachten.

Insgesamt zeigt sich eine hohe Korrelation zwischen globaler 
Durchschnittstemperatur und CO

2
-Konzentration. Freilich bleibt 

offen, ob der Temperaturanstieg zur Erhöhung von CO
2
 führt 

oder umgekehrt.
Ein aktueller Befund zu den weltweiten CO

2
-Emissionen nach 

Daten von Global Carbon Watch ergibt folgendes Bild des globa­
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In der praktischen Umsetzung hat sich die CO
2
-Bepreisung als 

schleppender Prozess erweisen. Erste Initiativen entstanden 1990. 
Heute, 30 Jahre später, sind weltweit 58 regionale, nationale und 
subnationale Konzepte installiert, die 20 Prozent der weltweiten 
CO

2
-Emissionen regulieren.
75 Prozent der eingeführten CO

2
-Instrumente basieren auf 

Zertifikaten. Zertifikate gelten im Kyoto-Protokoll als marktwirt­
schaftliches Instrument der Umweltpolitik. Die Zertifikatmenge 
(Cap) gilt als zentrale und sehr sensible Steuerungsgröße zur De­
ckelung der Emissionsmenge.

Ein Zertifikat berechtigt zum Ausstoß einer bestimmten Schad­
stoffmenge pro Zeiteinheit. Beispiele sind die Schwefeldioxid-Zer­
tifikate in den USA seit 1990 oder die Kohlendioxid- Zertifikate in 
der EU seit 2005.

Zertifikate sind handelbar (Trade): Unternehmer bzw. Verbrau­
cher können sich zwischen einer Investition in emissionsärmere 
Technologien oder dem Kauf von Zertifikaten frei entscheiden.

Der Handel von Zertifikaten ist einfach
Die Funktionsweise ist einfach. Zunächst wird die zulässige Ge­
samtemissionsmenge festgelegt und die Zertifikate werden 
aufgeteilt. Dann erfolgt die Erstausgabe der Zertifikate an die 
Emittenten wahlweise durch Auktion, Benchmarking oder Grand­
fathering. Danach kann der Handel unter den Emittenten begin­
nen. Der Staat ist für Monitoring, Systemoptimierung und Sank­
tionen zuständig.

Die eigentliche Preisbildung erfolgt durch Angebot und Nach­
frage entweder im direkten Austausch, im freien Handel (Trade) 
oder über eine Börse (z.B. European Energie Exchange). Von Vor­
teil ist die Art der Entscheidungsfindung, die sich am ökonomi­
schen Prinzip orientiert. 

Sind die CO
2
-Vermeidungskosten höher als der Marktpreis der 

Zertifikate, dann erfolgt ein Kauf von Zertifikaten. Sind die CO
2
-

Vermeidungskosten geringer als der Marktpreis der Zertifikate, 
dann erfolgt ein Verkauf von Zertifikaten. Die Gesamtemissions­
menge ist stets identisch und politisch gedeckelt. Das Einsparziel 
wird also in jedem Fall erreicht.

Doch wenden wir uns nun dem Klimapaket der Bundesregie­
rung zu. Seit 2005 existiert ein funktionierender EU-Emissions­
handel für Energiewirtschaft und Industrie. Dieses System wird 
von 2021 an durch eine nationale Steuer auf Verkehr und Gebäu­
de (Wärme) ergänzt. Hierzu wird ein nationales Emissionshandels­
system (nEHS) als Festpreissystem (Abgabe / Steuer) geschaffen.

Unternehmen des Brenn- und Kraftstoffhandels (Heizöl, 
Flüssiggas, Erdgas, Kohle, Benzin oder Diesel) müssen dann Zerti­
fikate erwerben und werden höchstwahrscheinlich die Kosten an 
ihre Kunden weitergeben.

Der Preis wird politisch auf 25 Euro in 2021 festgelegt und 
steigt dann stufenweise auf 55 Euro in 2025 und maximal 65 
Euro in 2026 für jede durch Verbrauch verursachte Tonne CO

2
. 

Mit einher ging eine kontroverse Debatte der politischen Parteien 
um den richtigen CO

2
-Preis.

Diskussion über den richtigen CO2-Preis
Der Einstiegspreis liegt unterhalb des Niveaus des EU-ETS, von 
Frankreich, der skandinavischen Länder und der Schweiz. Er kann 
als moderater Einstieg bewertet werden, dem eine Verdoppelung 
innerhalb von vier Jahren folgt. 

Im Vergleich zu anderen Modellen und Empfehlungen (DIW, 
BCC/PIK) erscheint das Programm der Bundesregierung allerdings 
wenig ambitioniert. Auch die Einspareffekte bleiben offen, weil 
keine Regulierung der Menge stattfindet (Preisvariante) und das 
Nachfrageverhalten nicht bekannt ist. Die zusätzlich generierten 
Staatseinnahmen sollen umverteilt werden. Im Gespräch sind Kli­
maschutzmaßnahmen oder eine Entlastung der Haushalte.

Die Auswirkungen lassen sich am besten an einem Beispiel 
erklären. Für eine 70-qm-Wohnung mit einem jährlichen Energie­
verbrauch von 10 000 KWh Gas für Heizung und Warmwasser 
errechnet sich eine Mehrbelastung von 45 Euro im Jahr 2021, die 
voraussichtlich auf 143 Euro in 2026 ansteigt. 

Das sind umgerechnet pro qm Wohnfläche im Monat anfangs 
sieben Cent, später 17 Cent mehr. Mit den Preisen aus dem DIW-
Modell ergäbe sich für 2030 sogar eine Mehrbelastung von 397 
Euro jährlich bzw. 0,47 Euro pro Quadratmeter und Monat.

Die tatsächlichen Kosten dürften noch höher ausfallen, weil es 
zahlreiche indirekte Effekte gibt. Besonders bei niedrigen Mieten 
ergibt sich eine überdurchschnittlich hohe prozentuale Mehrbe­
lastung, die für Mieterhaushalte mit knappem Budget spürbar 
sind. Mieter mit geringer Miethöhe sind also stärker betroffen.

Darüberhinaus ist zu berücksichtigen, dass die Haushalte auch 
in anderen Lebensbereichen mit einem steigenden CO

2
-Preis be­

legt werden, zum Beispiel beim Auto oder bei Bus- und Flugrei­
sen. Schließlich verursacht nicht nur Wohnen CO

2
.

Bis zu 1800 Euro pro Jahr für CO2-Emissionen
Deshalb abschließend eine grobe Abschätzung der Gesamtsitu­
ation für einen Zwei-Personen-Haushalt, der in etwa der durch­
schnittlichen Haushaltsgröße in Deutschland entspricht.

Die Beispielwohnung verursacht jährlich 2,2 Tonnen CO
2
. Der 

Pro-Kopf-Verbrauch in Deutschland liegt bei rund neun Tonnen 
CO

2
. Damit werden 15,6 Tonnen CO

2
 in anderen Lebensbereichen 

freigesetzt.
Bei einem durchschnittlichen CO

2
-Preis von 25 Euro pro Tonne 

wird der Zwei-Personen-Haushalt jährlich mit 450 Euro belastet, 
bei 50 Euro pro Tonne CO

2
 sind es 900 Euro und bei 100 Euro pro 

Tonne CO
2
 werden 1 800 Euro für CO

2
-Emissionen in Rechnung 

gestellt.
Insgesamt gesehen wird das Leben in Zukunft teuer werden. 

Sofern die Haushaltseinkommen nicht steigen, werden sich die 
Menschen weniger leisten können als heute. 

Fiskalpolitisch kann die These aufgestellt werden, ob eine CO
2
-

Bepreisung das vorhandene, ausdifferenzierte Ordnungsrecht im 
Klimaschutz ersetzen kann. Eine marktadäquate CO

2
-Bepreisung 

mit einem einzigen, zielführenden Instrument würde zusätzliche 
Gesetze und Normen zum Klimaschutz weitgehend überflüssig 
machen, die Transparenz erhöhen, Bürokratiekosten senken und 
die oft geforderte Technologieoffenheit sicherstellen.

Folgende Regelungen könnten überdacht werden: Gebäude­
energiegesetz GEG: Energieeinsparungsgesetz (EnEG), Energie­
einsparverordnung (EnEV), Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz 
(EEWärmeG), Energiewirtschaftsgesetz (EnWG), Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG), Erneuerbare-Wärme-Gesetz (EWärmeG) 
der Länder sowie zahlreiche EU-Richtlinien, Kraft-Wärme-Kopp­
lungsgesetz (KWKG) sowie Steuern auf Strom, Kraft- und Brenn­
stoffe.
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Zusammenfassend ergeben sich folgende  
Schlussfolgerungen:

	 1. Mieter müssen mit höheren Wohnkosten rechnen. 
Besonders betroffen sind – wie so oft – Mieter mit geringem oder 
mittlerem Einkommen.

	 2. Vermieter werden wahrscheinlich gezwungen wer­
den, die Mehrkosten teilweise zu übernehmen. Investitionen vor 
allem in Instandhaltung und Modernisierung werden sinken und 
damit wird sich die Qualität der Bestände verschlechtern.

	 3. Sozialistisch geprägte Denkstrukturen und Debatten 
in Teilen der Politik werden gesamtwirtschaftlich effiziente Lö­
sungen auch weiterhin verhindern, z.B. Forderungen nach einem 
Mietendeckel bei Nettomieten oder Diskussionen zur Umlagefä­
higkeit einzelner Kostenpositionen bei Mietnebenkosten.

	 4. Risiken für Mieter und Vermieter werden steigen. 
Eine Ausweitung der CO

2
-Bepreisung ist mittelfristig zu erwar­

ten. Hinzu kommen Schwankungen bei den weltmarktgetriebe­
nen Energiepreisen, die allgemeine Wirtschaftsentwicklung, ad­
ministrative und technische Mehrkosten und die eine oder andere 
ordnungsrechtliche Nachjustierung.

	 5. Alles in allem wird das nationale Klimaschutzpaket 
seine Ziele wahrscheinlich verfehlen. CO

2
-Emissionen können nur 

im Konsens auf internationaler Ebene mit konkreten Handlungen 
(nicht Absichtserklärungen) und Obergrenzen verringert werden, 
sonst werden die hierzulande teuer erkauften Einsparungen glo­
bal verpuffen. h

Betriebskosten aktuell

Hamburg. Im Jahre 1881 wurde mit der Aufzeichnung unseres 
Wetters begonnen. Dieser Winter ist seitdem der wärmste, der 
jemals gemessen wurde. Winterwetter scheint in Deutschland kei­
ne Chance zu haben. Welches sind die Ursachen? Klimaforscher 
haben bewiesen, dass ein Kausalzusammenhang zum emittierten 
Kohlenstoffdioxid (CO

2
) besteht.

Was kommt diesbezüglich auf die 
Immobilienwirtschaft zu?

Mit dem Messen und Visualisieren des Energieverbrauchs soll das 
Bewusstsein der Verbraucher geschärft werden. Der Gesetzgeber 
fordert vom Vermieter, dass dieser den Bewohnern unterjährig 
Verbrauchsinformationen zur Verfügung stellt. Denn nur wer sei­
nen Energieverbrauch kennt, kann ihn steuern und sein Verhalten 
entsprechend beeinflussen. Insoweit ist anzunehmen, dass diese 
Maßnahmen das Energiesparen unterstützen werden und sich der 
Verbrauch reduziert.

Jedoch nicht ohne Aufwand. Energiezähler wie z.B. Wärmezäh­
ler, Wasserzähler und Heizkostenverteiler müssen elektronisch jeder­
zeit abgelesen werden können. Um den Installationsaufwand gering 
zu halten, ist der Einsatz von funkbasierten Geräten angedacht.

Mit dieser Technik sind die Verbräuche online verfügbar. Mie­
ter haben via App oder Portal Einsicht in ihre Verbrauchsdaten. 
Wer meint, dass das Thema erst in der fernen Zukunft irrelevant 
wird, irrt. Die Weichenstellung erfolgt kurzfristig oder jetzt, wenn 
der Messdienstleister-Vertrag demnächst ausläuft. Die Termine für 

die Umsetzung sind auf europäischer Ebene in der EED (Energie­
effizienz-Richtlinie) festgeschrieben. 

Funkfähige Messgeräte sind ab Oktober 2020 einzusetzen, ab 
2022 muss der Vermieter dem Mieter monatlich Verbrauchsinfor­
mationen zur Verfügung stellen. Ab 2027 müssen alle Geräte den 
neuen Anforderungen entsprechen.

Was können Immobilien-Unternehmen sonst noch tun? 
Auf den Verbrauch zu achten, um Energie zu sparen, ist ein Weg. In 
den nächsten Jahrhunderten wird es voraussichtlich nicht gelingen, 
den Energieverbrauch auf null zu reduzieren. CO

2
-Reduktion ist 

möglich, wenn wir Energie einsetzen, die keinen Kohlenstoffdioxid 
emittiert. Wenn der Plan aufgeht, wird 100 Prozent regenerative 
Energieerzeugung in wenigen Jahrzehnten real sein.

Bis es soweit ist, besteht die Möglichkeit, Strom- und Gas­
lieferungen mit Zertifikaten zu „vergrünen“ und CO

2
-Neutralität 

zu erreichen. Das funktioniert übrigens auch nachträglich bei  
aktuell laufenden Energielieferverträgen.

Der eingeschlagene Weg der Energiewende ist nicht perfekt, 
aber die Richtung stimmt. Insoweit können wir zunächst nur einen 
Totalausfall für Schnee und Frost in diesem Winter feststellen. h

Voraussetzung: Energie einsetzen,  
die keinen Kohlenstoffdioxid emittiert

CO2-Reduktion 
ist möglich

Von Stefan Strenge
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Sprechen Sie mit uns persönlich! Telefon: 040 – 23 77 50  
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für Sie da!
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Heizen mit System.
Darauf können Sie vertrauen.
Wer in Heiztechnik investiert, erwartet die perfekte Lösung. 

Passgenau, wirtschaftlich e� ektiv. Zudem ökologisch sinnvoll, 

zukunftssicher und inklusive bestem Service. Mit Ihrer 
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Wärmepumpen. Auf BRÖTJE können Sie vertrauen. Wir liefern 

seit über 90 Jahren perfekt abgestimmte Heiztechnik mit 

System. Für Wärmekomfort, wie Sie sich ihn für Ihr Zuhause 

wünschen.
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Seit 2018 bilden marktführende Großhandelsgruppen aus dem Bereich der Gebäudetechnik  
ein bundesweites neues Netzwerk – „NFG“, das Netzwerk für Gebäudetechnik.

Sie bündeln Ihre Kompetenzen und Leistungen für die spezielle Beratung von Architekten,  
Planern und Entscheidern in der Bau- und Wohnungswirtschaft.

NFG schafft zusätzliche Synergien und ermöglicht gebietsübergreifend eine abgestimmte  
bedarfsspezifische Unterstützung in allen Bereichen der Gebäudetechnik.

NFG unterstützt Sie mit modernen Technologien und innovativen Komplettsystemen.

NFG-GRUPPE.DE
info@nfg-gruppe.de

IM AUFTRAG VON
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MyVallox
Die smarte Art der Lüftung.

Die zentralen Lüftungsgeräte mit Wärme rück ge winnung von 
Vallox sorgen immer für ein ausgewogenes und gesundes 
Wohn raumklima. Die modernen und hocheffizienten Wand- 
und Decken geräte der Professional Line erzielen dabei 
je nach Größe Luftleistungen von 50 bis 850 m³/h. Noch 
mehr Komfort bei der Bedienbarkeit bringt die Fernsteue-
rung des Lüftungssystems. MyVallox Control bietet Ihnen 
vertraute, intuitiv nutzbare Steuerungsmöglichkeiten für Ihre 
smarte Vallox-Lüftungsanlage. Sind Lüftungs- und Endgerät 
(z. B. Smartphone) mit dem Heimnetzwerk verbunden, ist 
eine kabellose Nutzung möglich. Die LAN- Schnittstelle ist 
serienmäßig Teil des Systems. Und mit der Regis trierung in 
der MyVallox Cloud lassen sich sämtliche Gerätefunktionen 
überall auf der Welt nutzen.

vallox.de
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1 Beachten Sie bitte die Verfügbarkeit: Die Höchstgeschwindigkeit von 1.000 Mbit/s ist in ersten Städten und Regionen unserer Kabel-Ausbaugebiete und mit modernisiertem Hausnetz  verfügbar. Weitere Standorte folgen. Prüfen Sie bitte, 
ob Sie die Produkte im gewünschten Objekt nutzen können. 2 Das bestehende Hausnetz muss die technischen Voraussetzungen erfüllen. Stand: März 2020  

Dies ist ein Angebot der Vodafone Kabel Deutschland GmbH · Betastr. 6–8 · 85774 Unterföhring

Bringen Sie 
Gigaspeed1 in Ihre 
Immobilie

Vodafone Highspeed-Internet 
für Ihre Immobilie mit bis zu 1 GB/s¹ 
im Download.  

Mehr Infos unter 
vodafone.de/immobilienwirtschaft

Ready?
The future is exciting.

Einfache &  
schnelle Umstellung: 

meist kein neues  
Hausnetz nötig²
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VNW  
Verband norddeutscher Wohnungsunternehmen e.V. 
Hamburg – Mecklenburg-Vorpommern – Schleswig-Holstein 
Tangstedter Landstraße 83	
22415 Hamburg 	
Tel.: 040 520 11- 0
Fax: 040 520 11- 201
E-Mail: info@vnw.de 
Internet:	www.vnw.de 
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Ausblick 3_2020 

Wie geht es weiter mit der Pandemie? Welche Folgen für die Wohnungswirtschaft treten zutage?
Wie hat sich die Branche darauf eingestellt? Darüber wird das nächste magazin informieren. Außerdem
erwarten wir einen Bericht über die Arbeit und die Ziele der Niedersächsischen Landgesellschaft (NLG).
Wir diskutieren die Wirksamkeit der öffentlichen Wohnraumförderung, berichten über das Thema
„Nachhaltigkeit“ und blicken auf die Ergebnisse der Verbandsratswahl.


